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VORMARSCH DER CDU- 


DIE SPD SCHLAGT NACH LINKS 


Nach den Hamburger Bürgerschaftswahlen (3. März) haben auch die Kommu-| 
nalwahlen in Rheinland-Pfalz (17. März) und in Schleswig Holstein (24. März) 
der CDU beträchtliche Stimmgewinne (um 7,7%) und Verluste für die SPD 
(von 5.8 in Rheinland-Pfalz bis 10,% in Hamburg) gebracht. 

Die CDU/CSU, 1972 zuerst beim Mißirauensvotum und dann bei den Bundes- 
tagsnenwahlen’ abgeschlagen, kann jetzt ernsthaft hoffen, bei den Bundestags 
wählen 1976 die absolute Mehrhelt zu bekommen und die SPD/FDP-Regie- 


zu wollen. Diese 
A ert sich vorläufig am deutlichsten in einer „Säuberungs”- 
Und Einschächterungskampagne gegen linke Jusos. 


Der von der CDU/CSU und ihren 
Hilfstruppen damals unter antisozia- 
listischen, antimarxisüschen Parolen 
geführte Wahlkampf verfehlte weit- 
schend seinen Zweck; so daß nachher 
selbst CDU-Politiker sagten, dies 
Stoßrichtung habe ihnen mehr geschz- 
det als genutzt 
Die SPD scibk hat dafür gesomt, 
daß sich diese Situation gewandelt hat 
Denn entens verleufeln SPD-Fühn 
wie Brandt, Schmlät, Kühn, Vopel 
heute diejenigen. programma 
yste inion“ Ziels 
rungen, mit  Stim 
menlang gu kommt 


Was dia SPD dem Volk versprach 


Die SPD trat 1969 die Konlitions 
regierung mit der FDP unter dem Ver- 
sprechen an, „Reformen” auf vielen 
Gebieten dürchzuseizen: das Schul- 


denen sie 107. 
waren. Die 
'aer wülenden 


JuxoGruppe von uch 
druck. Kot klar, daß 
nicht un Dummheit 


kampf 
emo 


Zusammenrücken der bürgerlichen Presse 


LIBERALE MEDIEN AUF RECHTSKURS /SÄUBERUNGSWELLE BEIM „STERN“ 


icht in dem von der Chefredaktion gewünschten 
den Kincanetandnund da 


nen, die SPD sei schon „ 


nistisch  unterwandert” 
CDU/CSU oder FDP abwandern. 

Zum zweiten drückte der Wahlsieg 
der SPD 1972 eine breit vorhandene 
Hoffnung auf grundlegende Verinde- 
rungen aus, die sich durchaus auch 
mit dem Begriff des „Sozialismus” 
verbanden. Diese Erwartungen sind von 
der SPD enttäuscht worden. Die 
CDU/CSU versteht es nun, die von der) 
SPD nicht behobenen (sondern auf- 
grund der objektiven Entwicklung z.T. 
noch verschärften) Mißstände, etwa 
im Schulwesen, als Folge „sorilisti 
scher Experimente” hinzustellen. Diese 

ung ist zwar vällip. idiolisch, 

über aut Jabile kleinbürgerliche Schich- 
nicht ganz ohne Wirkung. 

für die Arbeiter-Anhänger- 

SPD dürfte in einem gewis- 

dass das „‚Abwirt 
hi nur als Versa, 

ern auch a 
Ischor, „sozlalint 


u Reform’ Ver 

chungen der SED? 

DE groß ansekünaiite Neundrtige| 

des. Betnebsm'Tamunesetzs Wär 
55 "wenig zufnedenstellend. daß sich 
nr (dor SPD eng ve 

nen DGD-4Ohrer inige Krtlch 
nen chen multen 


dam 
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Bene 


Es lebe der Befreiungskampf 
des irischen Volkes 


Aufgrund einer Initiative des Natio- 
nalen IRA-Sinn-Fein-Solidaritäiskom- 


Zeit Interviews mit inschen Genossen. 
(ARBEITERKAMPF 31, DIE INTER- 
NATIONALE 1) und Originaltex 


ionalen Imperialsmus gegen Irland 
auf polticher und. okonomicher 


mitees Weißkirchen werden mehrere | Ebene. 
ie Mai eine 
und Solkdaritktavera 
staltung zum Kampf des ülschen Vol | Dio Unterworfung Irlands 
kon duichführen. Wir haben in letzter | unter die Marrschaft 


des britischen Imperialismus 


Vor der Eroberang durch England, 
im 12 Jahrhundert begann, 
Mite in Irland das Clan-hytem 


ornelal 


Bis 1500 besa- 


(AK 16, März 1972) Engländer nur zwei Kleine 


;owohl die IRA Oftichl, | Brückenköpfe in Irland. 1541 wurde 
Unterdrückungspolitik | der englische König Henry VII vom 
‚englischen Parlament zum „König von 


Irland” ernannt. Die irischen Clan- 
Chiefs stimmten ihrem neuen Status 
's Untertanen des englischen Königs 

sich davon politische und 
imische Vorteile versprachen, 


1968 geben 
moment 


öko, 
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Zusammenrücken der bürgerlichen Presse 


LIBERALE MEDIEN AUF RECHTSKURS / SÄUBERUNGSWELLE BEIM „STERN“ 


Die Kampagne gegen fortschrittliche Kollegen in vielen 
Betrieben. die in den vergangenen Monaten an 
Schärfe erheblich zunahm, hat gezielt auch in den Re- 
daktionen der Massenmedien eingesetzt. Besonders hart 
„durchgegriffen“ wird derzeit bei der Illustrierten 
!Stern”, die bisher nach außen gern durch eine Abgre 
Hung der Berichterstattung nach rechts, intern durch ein 
scheinbar mustergültiges Redaktionsstatut, das Deck- 
mänielchen liberalen Fortschritts zur Schau trug. 

Am 11. März erhielt die „Stern“-Redakteurin Ulla Küs- 
ert (Leserbrief-Seite) ihre fristgerecht Kündigung zum 
30. Juni. Begründung: Sic habe „versdumt, kompetente 
mi interessante Stellungnahmen zu „Stern “Veröffent- 
lichungen anzuregen”, habe „aus der eingehenden Lese 
post .. zumeist eine einseitig beschränkte Auswahl g 
Troffen“, dabei „nach eigener Stimmung einseirig man 
huliert”"und somit „das nachrichtliche Bild verfälscht“ 
Blättert man im „Stern“ die Leserbrief-Seiten auf, die 
Ulla Küspert vedigiert hat, wird augenfällig, w 
Chefredakteur Henri Nahnen in dem zı 
gungsschreiben mit „einseitig manipulien 
diesen Seiten wurde deutlich versucht, 
Positionen Raum zu geben. Der gekündigten Briefe-Re- 
dakteurin wird also nichts anderes vorgeworfen, als daß. 


sie nicht in dem von der Chefredaktion gewänschten 
Maße den Klassenstendpunkt der Herrschenden auf die 
Leserbrieheiten manipuliert hat (,‚veraumt, Kompetente 
Stellungnahmen anzuregen" 
Diese eindeutig polische Kündigung richt sch Jedoch 
nicht mur gegen’ die Joumalstische Arbeit der „9 
Redakteur le Körpet, sondern auch poge 
sche, daß sie als Vertmuensfran der IG-Drack und 
der konnquent fr de. Bahnen im 
Äischritienbereich des Verlages Gruner + Jahr eintrat 
Ähnlich war schon im September 73.der „Stem’ Rehe 
Imdakteur Jorben Schsurmaen gekündigt worden, nach 
dem er cs gewagt hate, den autortren Führungs 
eines Rewortehen zu kfitiieren. Sein Fall gewann bald 
ne größere politiche Dimension. Der Betriebsrat hatte 
Schatmanns Kundigung namlich widersprochen, wobei 
Sch der Betriebatskollege und „Stem" Redakteur Or 
rin Fink besonden Für $fhnumein eingertzt hatte. We 
ip wurde Own il an Oeekn Nanen 
een 
Finks Leitungen als Redakteur ließen „sehr zu wün 
Shen Bor". wihrend er sch sure un ce Kollegen 
kümmere und sich zu ausgiebig der Beirieberatserbei 
Wide, ohne dafür reigestel zu sin 


wie auch die Unterdrickungspolitik 
er Imperialisten weiter entwickelt. 

Im ersten Teil des Artikels wollen wir 
einen kurzen Überblick über die ii- 
sche Geschichte und die Entwicklung 
des Kampfes seit 1968 geben und 
dann zur Einschätzung der momen! 

nen Lage kommen. Im zweiten Teil 
(AK 44) befassen wir uns mit dem 
Vorgehen des britischen und interna- 


Japan: 


der englische König Henry VII vom 
englischen Parlament zum „Kö 

Inand” emannt. Die 

‚Chiefs stimmien ihrem neuen Status 
als Untertanen des englischen Königs 
zu, weil sie sich davon politische und 
‚ökonomische Vorteile versprachen. 
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Frühjahrsoffensive der Arbeiter 
und Angestellten brachte 30 % Lohnerhöhung 


Die 3. Phase ihrer "Frühjahrsoffensire "74° starteten die Arbeiter und Ange. 
stellten des Öffentlichen Dienstes in Japan am 8. April 


Die Eisenhahner der 


‚lichen Retriebe begannen zunächst mit "Dienst nach 


Kampagne für Kriegsverbrecher Heß 


Die Sonntag” kündigte an! 
„Nach der Hitler-Welle nun die Heb- 
Welle!” In der Tat starteten Verleger 
und Politiker zum 80. Geburtstag 
(am 26.4.) des in Berlin-Spandau |e- 
benslänplich inhaftierten chemaligen 
„Stellvertieterdes Führers”, Heß, eine 
massive Kampagne: 

Im Desch-Verlag erscheint ein Buch 
über Heß, welches in engster Zusam 
menarbeit des US-Oberst Bird, 19 
Jahre lang Gefingnisdirektor in Berlin- 
Spandau, mit dem Häftling Heß ent- 
standen "ist. Der „Spiegel” unter 


stützt (natürlich!) dieses Unterneh. 
men, indem er seit Wochen Auszüge 


aus diesem Buch veröffentlicht. (So 
werden Bestseller gemanagt — der 
letzte war „Archipel Gulag"). Heß- 


Enefrau Is? veröffentlicht „Ein 
Schicksal in Briefen”; der Journalist 
Schwarzwäller legte eine Heß-Biogra- 
phie vor, die bereits an allen Bahn- 
hofskiosken zu haben ist; im Droste- 
Verlag wird das Buch „Geheimllug 
‚nach. England” von James Douglas 
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‚Auch Gott fuer Hesı-Kampagne ein- 
gespannt (Hamb. Morgenpost, 22.4.14)| 


Vorschrift, was zumindest in den Industriestädten den Schienenverkehr zum 
Erliegen brachte. Am Dienstag, den 9.4,reihten sich die Beschäftigten der Te- 
lefon- und Telegrafenämter sowie die’ Transportarbeiter des Landes in di- 
Kampffront ein. 

Was mit "Bummel — Aktion begonnen wurde, seizte sich vom 10. April an 
mit Vollstreiks fort. Arbeiter und Angestellte der privaten Eisenbahn- und 
Busgesellschaften, Taxifahrer und das Flughafenpersonal legten die Arbeit 
ebenfalls nieder. Erstmals in der Geschichte Japans beteiligten sich die Volks- 
und Reabchulichrer für einen Tag an der "Frühjahrsoffensive. 

Für zwei Tage (Donnerstag und Freitag) "ef" in Japan nichts mehr. 
(Angaben, „SZ“ 13.4.74) 5 
Während sich die Regierung Tanaka zunächst stur gestellt hatte, 
am 13.4. in durchschnittliche Lohnerhöhungen von 30 Prozeni ein. Für die 
ersten sechs Monate dieses Jahres soll ein Inflationsausgleich gezahlt werden. 
(mach FAZ", 16.4.) R 
Offenbar wurde dieser 'Kompromiß® vom "Vereinigten Kampfkomitee' der 
Gewerkschaften für ausreichend gehalten — und der Abbruch der Kampf- 
aktionen beschlosen. Seit Montag, den 15. April, wird wieder gearbeitet. 


‚Alle von den Arbeitern und Ängestellten des Öffentlichen Dienstes durchge- 
führten Kampfmaßnahmen sind nach dem japanischen Gesetz illegal 
und wurden bisher schwer bestraft. Die Gewerkschaften hatten darum in die- 
sem Jahr die Forderung nıch vollem Streikrecht auch für den Öffentlichen 
Dienst mit in den Mittelpunkt gestellt. 


In dieser Frage machte die Regierung das "Zugeständis’, auf der Grundlage 
einer "Sachverständigen’-Untersachung das geltende Recht in Richtung 
"Liberalisierung' zu ändern. . 
Metal-Komitee 

KB/Gruppe Hamburg 


‚Arbeiterkampf Nr. 43/1. Mai 1974 


der “Dow” 

Meinen ARBITERK Ay: 
rn 
Giftgasausbrüche, ätzende Säuren in 
See 


Das Schwingewerk der Dow nach der Explosion 


‚Am 6. April og nun fast das ge- 
be-Schwinge-Werk“ in 


die Luft. £ 

Die Stader-Bevölkerung wurde an 
‚jenem Sonnabend aus ihrer Wochen- 
endruhe gerissen, als eine gewaltige 
Detonation kilometerweil zu hören 
war und Gebäudeteile bis zu SO Me 
tern auf die benachbarte Landesstra- 
ße schleuderten. Wie durch ein Wun- 
der kamen die acht Arbeiter, die sich, 
in einem Nebengebäude aufhielten, 
ohne Verletzungen davon, 

Der entstandene Schaden wird auf 
einige. hunderttausend DM geschätzt. 

Als Ursache des Unglücks wurde 
„technisches Versagen“ von den Dow- 
Kapitalisten genannt, Danach soll die 
Verriegelung einer Inspektionstür in 
einem Behälter für Meihyizellulose- 
Staub gebrochen und der austretende 
Staub verpufft sein. (NDR, 8.4.) Doch 
wie konnte es zum Aufbrechen der 
Verriegelung kommen? 

Daß die Dow-Kapltalisten 
plosionsursache nicht „menscl 
Versagen“ anführen konnten, fiel ih 


Teile der Wandverkleidung wurden bis auf die Straße geschleudert 


plosionsursache nicht „menschliches 
Versagen" anführen konnten, fiel ih 
nen sicherlich äußerst schwer. Aber 
„Jeider" arbeitete in diesem Gebäude 
än diesem Tag gar keiner. So ist die 
Ursache „technisches Versagen“ wohl 
richtig: Die technischen Anlagen, m 

denen die Kapitalisten die Arbeiter 
produzieren lassen, sind sowenig aus- 
probiert (das zeigen über 20 kleinere 
und größere „Unfälle“ auf der Dow), 
daß „technisches Versagen“ in der 
Kapitalistenbilanz bereits einkalku. 
liert ist (inklusive zu erwartender „Un. 
falltoter“, versteht sich, Man kann 
auf verschiedene Weise Menschen er- 
morden ) 

Durch die unüberhörbare Explosi- 
on wurden selbst die staatlichen Stel 
Ienaufgeschreckt, Kurz nach dem Un- 
glück waren bereits Vertreter des Ge 
werbedezernats und des Gewerbe. 
aufsichtsamtes am Ort. Um den 
immer stärker werdenden Protest der 
Bevölkerung gegen die „Dow-Gifigas- 
küche“ zu beschwichtigen, gab Regie- 
rungsdirektor Grunenberg bekannt, 
daß jetzt ganz sicher „schwerwiegen 
de Konsequenzen“ gezogen werden. 
„Konsequenzen bedeutet, zusätzliche 
Sicherheltmuflagen für Dow." (Gru- 


nenberg im NDR) Daß hiermit „ganz 
sicher" nicht zu rechnen ist, beweist 
einmal die lange Kette aller bisheri 
gen „Unfälle“, denen selbstredend 


keine” „Konsequenzen“ folgten, und 
zudem die bisher verschwiegene Tat- 
sache, daß bei dem erst seit letztem 
Jahr im Betrieb stchendem Methylzel 
Iulose-Werk, bereits Ende vergang, 
nen Jahres ausströmende Methylw 
ken die Bevölkerung gefährdeten. 
Kaum noch zu erwähnen, daß da 
mals weder „zusätzliche Sicherheits. 
auflagen” ergangen sind, noch im Werk 
Veränderungen vorgenommen wur 
den, . 
Chemie-Komitee, 
KB/Gruppe Hamburg 


Gewerkschaft gibt 
rechtem Betriebsrat 


In AK 42 berichteten wir vom Ver 
such des Betriebsratsvorsitzenden von 
Dow Chemical, sich gegen Bürgerinit 
tiven und Proteste stark zu machen, 
diesich gegen die Verschmutzung und 
Gefährdung der Umwelt durch Dow 
Chemical richten, 

Dieser feine „Arbeitnehmervertre- 
ter" bekam inzwischen Schützenhilfe 
won der IG Chemie: ein halbseitiger 


Artikel in der IG Chemie-Zeitung „Ge 
werkschaftspost" („GP“) 3/74” be 
schäftigt sich mit dem „Chemiewerk 


im Blickpunkt der Öffentlichkeit 
Aber nicht etwa die vom Dow-Werk 
ausgehende Gefahr für Mensch, Ti 

und Vegetation ist Gegenstand des Ar- 
tikeb in der „GP“. Vielmehr soll dort 
lobend erwähnt werden, daß Dow „für 
‚den Unterelberaum eine Reihe wo 

neuen Arbeitsplätzen” bedeutet, und 
soll ein Loblied auf den Betriebsrats 
vorsitzenden gesungen werden, der 


| Sich so wacker für die Interesen se 


nes „Arbeitgebers“ in Szene zu sel. 
zen weiß: „Neben vielen anderen (!) 
roblemen, wie der Erhaltung der Ar 
beitsplätze und dem Ausbau des Un 
ternehmens in Stade ist der Betriebs 
rat, an der Spitze sein Vorsitzender 


Horst Groß, darum bemüht 
äußerst anıbchigen Fragebogen zur 
ärztlichen Einstellungsuntersuchung 


‚lich zu verändern 
sind wir sicherlich die letzten, 
die „Verhörfragen” bei der Einstel 
hung gutheißen, und von daher Iehnen 
wir jegliche Fragen, die in die Int 
sphäre der Arbeiter und Angestellten 
eingreifen, natirlich ab. 


Schützenhilfe 


in diesem konkreten Fall is 
"h, daß der Wirbel um deı 
Fragebogen nur ein Ablenkungsn 
ver ist, um den Betriebsrafsvorsitz« 
den, der u.a. durch sein Vorpreschen 
gegen die Bürgerinitiative Bützfleth zu 
nehmender Kritik ausgesetzt ist, wie 
der als forschen „Arbeitnehmervertre 
ter" zu profilieren, Demselben Zweck 
soll der Artikel in der „Gewerkschafts 
post" dienen, 


Worum handelt es sich denn in 
Wahrheit, wenn die „Gewerkschafts 
post” rühmt, der Betriebsrat habe 
sich für die „Erhaltung der Arbeits 
plätze“ eingesetzt? Eben darum, daß 
der Betriebsratsvorsitzende in dema- 
gogischer Weise das Interesse der Dow. 
Kollegen an einem sicheren Arbeits 
platz gegen die Sicherheitsinteressen 
der benachbarten Bevölkerung, und 
letztlich der Dow-Kollegen selbst (sie 
he die Explosion!!!) ausspielt. Dabei 
geht es letztlich darum, es (unter Hin 
weis auf „Erhalt der Arbeitsplätze 
eıc.) den Dow-Kapitalisten zu ermög- 
lichen, weiterhin elementarste Sicher 
heitsvorschriften zu mißachten und 
die Umwelt zu verdrecken 


Die Gewerkschaftsführung hat gut 
‚daran getan, mit dem Artikel in der 
„Gewerkschäftspost“ dem Betriebs- 
fatsvorsitzenden von Dow beizusprin 
gen, Man sicht so wieder einmal, wer 
wo steht, . 


Chemie-Komitee, 


KB/Gruppe Hamburg 


Forts. CDU--SPD 


Am Regierungsentwurf zur "Mitbe 
stimmung — einst als Schlüssel zur 


„Demokratisierung der Betriebe” ange 
Priesen — gibt es jetzt schon starke Kri- 


tik aus den 
der SPD selbst. 

Der südhessische Bezirksparteitag. 
der SPD im April sprach in Zusam- 
menhang mit diesem Entwurf von 
„Hohn und Farce” (It. „Frankfurter 
Rundschau“, 8.4.74). Es ist darüber 
hinaus abzusehen, daß dieser Ent- 
wurf unter dem Druck der Kapital 
stenverbinde noch weiter verschlech 
tert wird 

Das „neue Bodenrecht”, mit dem 
die kapitalistische Bau- und Boden 
spekulation angeblich eingeschränkt 
werden sollte, läßt auf sich warten, 
während sich die Situation auf diesem 

;ebiet ebenso verschärft wie die 
Kämpfe von Teilen der Bevölkerung 
dagegen. 

Typisch ist auch die Situation an 
den Schulen. Tatsächlich hat sich in 
den Jahren der SPD/FDP-Regierung 
die Lage hinsichtlich Lehrermangel, 
überfüllte Klassen, Ausfallstunden u.a. 
weiterverschlechtert.DieSPD 
ist inzwischen soweit gekommen, die 
Zukunft der Schulen dem „natürlichen 
Abfallen des Kinderberges” ( 
knick”) anzuvertrauen. Anders gesagt 
wenn in Zukunft weniger Kinder 
boren werden, löst sich das Probl 
des Lehrermangels und der überfüllten 
Klassen schließlich von selbst. 

Die SPD hat uns allerdings in den 
letzten Jahren eine „Schulreform” ei 
‚gener Art beschert: "das Berufsverhnt 
(ür Marxisten im Öffentlichen Dienst 
(eine Maßnahme, die in bürgerlic 
demokratischen Staaten beispiellos 
dasteht) und den „numerus clausus 
(Zulassungsbeschränkungen) an den 
Universitäten, der die Zahl der ausge- 
bildeten Lehrer weiter einschränkt. 

Ie auf dem Gebiet der Schul- 
politik ist der DCU reichlich Spiel 
raum gelassen worden, um an vorhan- 
dene Unzufriedenheit vieler Eltern mit 
ler „ " demagogisch anzu- 
knüpfen. 

Die wahrhaft bedeutendste „Re- 
form" der SPD dürfte es sein, daß die 
Stärkung und Modernisierung des 
staatlichen Unterdrückungsapparates 
in bisher nicht gekanntem Ausmaß 
und Tempo vorangetrieben wurden 
daß die Ausgaben für den „Verfas. 
sungsschutz”, für den „Bundesgrenz- 
schutz”, für” das Bundeskriminalamt, 
für neigebildete $ı ‘Hin 
richtungskommandos. der lolizei © 
norm erhöht wurden, 

ür das Steckenbleiben versproche- 
ner „Reformen” wie "Mitbestimmung', 

ieues Bodenrecht”, "Steuerreform! 
te. machen „linke Sozialdemokra- 
ten gern den Einfluß der FDP verant- 
wortlich, die als „Bremser” wirke und 
keine wirklichen Reformen” zulasse, 

Auf der anderen Seite erklären di 
;PD-Führer (und auch Juso-Führer), 
daß es sich bei der Koalition zwischen 
SPD und FDP um ein langfristiges 
Bündnis für die nächsten Jahrzehnte 
handle; (eine Zuversicht, die übrigens 
von der FDP durchaus nicht geieilt 
wird). Diese Orientierung auf ein 
langfristiges Zusammengehen mit der 


jewerkschaften und aus 


bewegung gegen das CDU-Mißtrauens- 
votum 1972 ein Beispiel war — zwei- 
fellos breit entwickelt hätte, wenn die- 
= Maßnahmen von der CDU/CSU 
hätten durchgeführt werden müssen. 

Inzwischen hat die SPD ihre Aufgs- 
be weitgehend ausgespielt, In der näch- 
sten Phase (spätestens nach den Bun- 
destagswahlen 1976, falls nicht gar 
schon früher eine CDU/CSU/FDPKon- 
tion zustande kommt oder Neuwah- 
len durchgeführt werden) soll es von 
‚der CDU/CSU übernommen werden, 
härfere Einschränkungen der Orga- 
nisationsfreiheit, des Streikrechts, der 
Demonstrationsfreiheit usw. auf dem 
von der SPD gebahnten Weg durchzu- 
setzen. Damit soll sich zugleich der 
Charakter der Faschisierung ändern: 
von gezielten Schlägen gegen kommu- 
nistische Organisationen und kleine 
Gruppen linker Gewerkschafter zu 
Schlägen, die unmittelbar die Arbei- 
terklasse insgesamt treffen (z.B. Ein- 
schränkung des Streikrechts). 

‚Andererseits soll die SBD Gelegen- 
heit erhalten, sich als Partei der Oppo- 

n erneut zu profilieren und die 
sich heute von der SPD wegbewegen. 
den linken Kräfte möglichst weitge- 
hend wieder aufzufangen. 


Was die CDU/CSU dem 
Volk „verspricht” 


1972 hatte der CDU/CSU der 
Wind der Stimmung im arbeitenden 
Volk hart ins Gesicht geblasen. Das. 
Mißtrauensvotum der CDU/CSU mo- 
bilisierteHunderttausende zu Demon- 
strationen, Kundgebungen, zu ver- 
stärktem " politischen Engagement, 
zulebhaften politischen Diskussionen 
am Arbeitsplatz. 

Nach der Niederlage in den Bun- 
destagsneuwahlen 1972 geriet die 
CDU/CSU zunächst in eine Orientie- 
mungskrise. Starke Kräfte innerhalb 

jr Partei — vor allem gruppiert um 
Blüm, Katzer & Co. vom sogenannten 
‚Arbeitnehmerflügel” der CDU und 
Teile der Jungen Union — setzen 

ch auf Grund des Wahlergebnisses 
‚dafür ein, die CDU/CSU vom negati- 
ven Geruch der „Unternehmerpartei 
zu befreien und sie im äußeren Er- 
scheinungsbild mehr der SPD anzu- 
nähern, Dies hätte z.B. eine äußeı 
lich gewandelte Haltung gegenüber 
den Gewerkschaften, gegenüber den 
Lohnkämpfen der Arbeiter und An- 
gestellten, gegenüber der „Mitb 

immung“ u.a. bedeutet, Das heißt, 
die CDUICSU hätte, stait weiterhin 
on aufzu reformistisches 
„Al zu en Vor 
Sprechungen der SPD entwickeln müs- 
sen. 

Tatsächlich behielten in der CDU/ 
CSU aber diejenigen die Oberhand, 
die, wie vor allem Strauß, Carstens, 
Dregger, Stoltenberg, solche „Zuge: 
ständnisse” ablehnten und die Part 
stramm auf offenen Rechtskurs halten 
wollten, 

Zwar verzichtet die CDU/CSU 
gegenüber der Regierungspolitik 
nicht auf die ihr sehr leicht gemachte 
soziale Demagogie — z.B, hinsicht 
lich der Preissteigerungen, der-Schul- 
politik, der Wohnungspolitik eic. Oh- 
ne indessen auch nur scheinbar eine 
konkrete Alternative aufzuzeigen, 


FDP zeigt, daß der „Bremser 
auch weiterhin als Vörwand sehr er 
wünscht ist, um „Refi 
chungen nicht erfüllen zu müssen. 


Es ist im übrigen bezeichnend, daß 
SPD-Führung auch die Verluste 
und 

Absase 
famose „Reformpolitik” ver- 
steht, sondern darüber nachdenkt, wie 
man in Zukunft dieselbe Politik 


in Hamburg, 
Schleswig-Holstein nicht 
an ihre 


Rheinland-Pfalz 
als 


st 
n 


Wirkungsvoller darstellen” kann. Als 
S Antwort auf wachsende Unzufrie 
denheit und Enttäuschung gegenüber 
der SPD/FDP-Regierung Mill die SPD 
mur _ stärkere Reklame für die alte 
Politik bereit; was z.B. heißt, daß das 
etwas lahm "gewordene Zugpferd 
Brandt wieder über die Dörfer ge- 
schickt wird, um seine Schau „Volks, 
Kanzler und’ geachteter $taatfmann‘ 
abzuzichen 

"Die Bourgeoisie hatte der $ 
altem zwei Aufgaben berragen: 

Außenpolitisch mit der „neuen Ost- 
politik” jene Hindernisse aus dem Weg 
Zu räumen, die der Entwicklung von 
umfassenden  Wirtschaltsbeziehüngen 
zu den Ländern des RGW, vor allem 
Zur Sowjetunion, im Weg standen 
Dies konnte die SPD sicher besser 
als die berüchtigten "Kalten Krieger 
der CDU/CSU. Zugleich ergab sich 
Saraus die Möglichkeit des Spiels mit 
erteilten Rollen (die SPD/FDP-Re 
Berung konnte den RGW-Ländern wie 
DDR. CSSR, Sowmetunion wa. be- 
Smmte Zugeständnisse unter Hinweis 
Auf die „harte Oppamtion“ in der BRD 

"innenpolitisch hatte 
Aufgabe. die ersten Schritte 
Faschisierung und Militariierun 
Staat und Gesellschaft durchzu 
(angefangen bei der Zustimmung zu 
den "Notstandspesetzen' 1968) und 
dabei durch „Keform'-Versprechun- 
gen die demokratische Bewegung zul 


Dv 


pm"verspre- | 


lähmen, die sich — wovon die Massen 


beschränkt die CDU/CSU sich da- 
beschränkt die CDU/CSU sich da- 
rauf, alle Erscheinungen auf die „so- 
zialistische Mißwirtschaft”, auf „Un- 
terwanderung durch Systemüberwin- 
der"zurückzuführen. Die CDU/CSU 
bietet sich also nicht einmal schein- 
bar als reformerische Alternative zur 
SPD an, sondern als die bessere Par- 
tei für „Recht und Ordnung”, die 
zugleich’mit den „sozialistischen Ex- 
perimenten“ auch alle gesellschaft- 
lichen Mißstände beseitigen würde. 
Diese politische Ausrichtung speku- 
liert sehr stark auf labile Schichten 
des Kleinbürgertums und nicht so 
sehr auf einen Einbruch in die Ar- 
beiter-Anhängerschaft der SPD (wie 
5 z.B. dem „Arbeitnchmer-Flügel“ 
vorschwebt). 

Die CDU/CSU verlangt klar eine 
wesentlich beschleunigte Gangart der 
Faschisierung und Militarisierung. So 
fordert sie z.B. das Verbot aller 
kommunistischen“ Organbationen, 
inschließlich der DKP. Sie fordert 
eine noch schärfere Anwendung des 
Berufsverbots, am besten auch gl 
jegen die Jusos 
ie CDU/CSU setzt sich in der 
parlamentarischen Diskussion um den 
$ 218 gegen die Streichung dieses 
Paragraphen ein. Auch hier zeigt sich, 
daß die CDU/CSU auf den Ver 
verzichtet,durch eine scheinbar 
ralere” Haltung Sympathien zu ge- 
winnen, und stattdessen darauf setzt, 
als harte und konsequente Partei von 
„Recht und Ordnung", von religiöser 
Rückständigkeit und reaktionären 

Moral”. Vorstellungen bestimmte 
Voiksschichten anzusprechen, 

In der „Mitbestimmungs“-Frage 
setzt sich die CDU/CSU dafür ein, 
daß eine Mehrheit von Kapitalisten 
und „Leitenden Angestellten” in den 
betrieblichen Entscheldungsgremien 
von vornherein gesichert ist. Für alle 
Fälle will die CDU/CSU außerdem 
noch Notbremsen eingebaut schen, gy, 
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die auf jeden Fall sicherstellen, daß 
die „Arbeitnehmer“ keinerlei Einfluß 
auf "die „Unternehmerentscheidun- 
;en“ nehmen können. Auch hier hat 
sich der „Arbeitnehmerflügel“ der 
CDU nicht” durchsetzen können, der 
lieber einen äußerlich etwas „fort- 
schrittlicheren“ _ Entwurf gesehen 
hätte, 

In der Hetze gegen ausländische 
Kollegen während der spontanen 
Streiks 1973, in den Angriffen auf 
das Streikrecht während des Flug- 
lotsenStreiks 1973 und während des 
OTW- Streiks Anfang 1976, 
in der „Terroristen"-Jagd, in der Ar 
ber-Heize während der „Ölkrisen” 
Kampagne — hier und in vielen andı 
ren Fragen zeigt sich die CDU/CSU 
als die härtere Variante bürgerlicher 
Politik im Zusammenhang der be- 
schleunigten Faschisierung. 

In diesem Zusammenhang ist das 
von CSU-Chef Strauß vertretene Kon- 
zept der „vierten Partei” nicht ganz 
abwegig. Das Konzept von Strauß 
sieht vor, die CSU in Zusammenarbeit 
mit anderen rechtsradikalen Gruppie- 
rungen zu einer bundesweiten Partei 
zu entwickeln. Ein ähnlicher Versuch 
scheiterte vor ei Jahren daran, 
daß sich die damals _ gegründeten 
Freundeskreise zu bloßen Grüppchen 
faschistischer Sektierer und Kriminck 
ler vom Schlage Rubin, Rieger & Co. 
entwickelten. Mit der Bildung eines 
„Gründungsausschuß” für die CSU in 
‚Nordrhein-Westfalen im April wurde 
inzwischen ein neuer Anlauf unter- 
‚nommen. 

Strauß verspricht sich davon wohl 

im wesentlichen zwei Vorteile: 
1. ein differenzierteres und varianten- 
reicheres Spiel mit verteilten Rollen 
im Rahmen der bürgerlichen Parteien 
und 2. eine Stärkung rechter Positio- 
nen im Zusammenhang der jetzigen 
CDU/CSU, 

Der nationale Aufbau der CSU, 
und damit die Trennung der äußer- 
sten Reaktion von der CDU. würde es 
der CDU besser erlauben, sürker die 
„Arbeitnehmer”-Karte auszuspielen, 
Während die CSU noch entschiedener 
und offener ihren faschistoiden Kurs. 
steuern könnte. Dadurch würde, so er- 
hofft sich Strauß wahrscheinlich, das 
politische Spektrum der CDU/CSU 
und damit auch ihr politischer 


zugsbereich, ihr Wählerpotential, nacı 
links und rechts erweitert. Strauß 
hat esin diesem Zusammenhang mehr 


fach öffentlich be 
‚der BRD keine „Partei wie die MAI 
(die italienischen Neofaschisten) gibt 
Denn eine offen faschistische Partei 
auf der äußersten Rechten würde es. 
vieleicht leichter machen, vom G.&- 
Yamtzusammenhang der 


Faschistorung sbaulenk: 

Solche Überlegus 
‚yeln die Schwächen teen 
systems aus bürgerlicher Sicht Das 
weiparteien-System Ist zwar we 
dit in Zeiten relativer Ruhe: es zeigt | 
aber seine Schwächen, wenn die g- | 
sellschaftlichen Verhältnisse in Bewe 


gung geraten, und danı 
ein- und dieselbe Partei 


wie die CDU 

gleichermaßen mit Interessen der 
„Arbeitnchmer”, des „Mittelstandes” 
ünd der „Unternehmer” auftreten 


soll. — Ähnlich verhält ex sich i 
Grunde mit den Konflikten ın di 
SPD, die dem Kapital verspricht, die 
„Marktwirtschaft” (= Kapitalismus) 
Zu retten und gleichzeitig nach links 
mit „systemüberwindenden” Parolen 
auf. Hier ind Bröche unvermeid 
ii 


‚SPD-Führer auf Juso-Jugd 

"Nach den Wahlniederlagen begann. 
alsbald in der SPD die Jagd auf die an- 

jeblichen Hauptschuldigen, die Jusos. 

Üieich nach Jen Hamburger Wahlen 
erklärte Helmut Schmidt, die SPD sei 
bei der Integrierung der neuen Bewe- 
gung (linke Studenten ei.) „bei wei 
tem zu großzägig"sewesen. Hamburgs 
Ex Bürgermeister Weichmann ammer- 
te. die SPD werde zunehmend zu einer 
„ideologischen neömerxistlschen Sek 
Te” und die Gewerkschaften hätten 
der Regierung. starke Daumenschrau 
Den” angelegt. Wehner erklärte, die 
SPD dürfe nicht „Spielfeld für gesell 
schafispolitische Gefechtsäbungen” 
werden 

Nachdem auch die Wahlen in 
Rheinland-Pfalz und Schleswi 
stein Verluste gebracht hatten, wurde 
der Ton noch schärfer. Wer den „de 
mokrarischen Rechts- und $0 
In Frage siellt”, der sei in der $ 
fehl am Platz, sagte Brand. 

In einer stark Iyrisch geiönten Re- 
de warnte Kühn die Jusos vor „Revo: 
Iutionsromanıık, vor der „Knetmas- 
se in den Händen von chaofischen Ar- 
Chitekten einer unrealistischen künst- 
lichen Gesellichaft", vor den „Ge 
schöpfen aus der Retorte der Ideolo- 
ie” In dieser Rede verkündete Kül.n 
die „geschichtliche Wahrheit”, „daß 
bei is (? ) Deutschen die Revolutio 
nen von rechts stets größere Chancen 
haben als Rerolutionen von links 
(wat im Kerm nicht weiter as ine 
platte rassistische Dummheit, die von 
Ger albernen" Voraussetzung ausgeht, 
daß „.die Deutschen” aus angeborenen 
Gründen „nicht für die Revolution 
veranlagt ”seien) 


Anfang April war Willy Brandt 
dann soweit, sich klar für Parteiaus- 
schlisse auszusprechen - wobei er 
hinzufügte, er sei natürlich gegen eine 
Hexenjagd. Das war nicht anders zu 
erwarten. Auch die Gewerkschafisfüh- 
fer, die ständig Uinke Mitglieder aus- 
Schließen, betonen dabei stets, daß sie 
natürlich Gegner einer Hexenjagd 
seien, 

Gleichzeitig servierte Brandt eine 
„.10-Punkte-Erklärung” als Basis des- 
en, was nalürlich keinesfalß eine He- 
zenjagd it. 

"n"dieser Erklärung werden drei 
Punkte genannt, die zum Ausschluß 
führen sollen, nämlich: 1. Aktionsein- 
heit mit Kommunisten; 2. Stellung- 
nahmen gegen die SPD-Führung oder 
das Godesberger Programm, und 3. 
SWer  Regierungsmitglieder verun- 
glimpft, indem er Ihnen Verfassung:- 
Bruch oder Komplizenschaft mit Fa- 
schlsten unterstellt 

Ansonsten enthält die Erklärung 
die Aussage, daß politisch alles beim 
Alten bleiben muß — daß man fürdie- 
se alte Politik jedoch „mit demokrati- 
schem Selbsibewußisein um neu 
und verstärktes Vertrauen werben 
müsse (Punkt 1), Daß die SPD „auf 
Seiten derer” steht, „die die Geret 
rechtsstaatlich anwenden” (was sich 
2. B. auf die Polizei Krawalle in Frank- 
fürt bezieht; Punkt 2). Daß die SPD 
„sich von niemandem In die Klassen- 
kampfvorstellungen des vorigen Jahr- 
hunderts zurückdrängen" 1äßt (Punkt 
3). Daß die Bevölkerung ihren „Er- 
wartungshorisont” zu weit ausge- 

häufig über das hinaus, 
irklichen läßt” (Punki 


Das ganze ist derübliche pathetisch 
aufgedonnerte, aber inhaltlich seichte 
Kohl im typischen Brandt-Stil, ohne 
eine einzige konkrete Aussage (abge- 
sehen von den Ausschlußdrohungen, 
versteht sich). 

Die Durchführung der letzteren 
ließ nicht lange warten. Ein Papier 
nordrhein-westfälischer Jusos, in dem 
u. a. die „Verstaatlichung von Schlüs- 
selindustrien und Banken” gefordert 
wurde (eine alte Forderung des DGB 
und der SPD\N) wurde sofort von 
Kühn und Brandt attackiert. Brandt 
kannte zwar, wisse sagte, dieses Pa 
pier „nur aus Preiemeldungen”” was 

icht hunde eich neh 

ht 
Einklang mir dem marktwirtschaftlt 
desberger Pi 

‚die weniger Wo 
h sagte, die Ver 

„von unergründlicher 
Wirklich erstaunlich, auf 


ten: es sol „eindeutig 


fasser' seien 
Dummheit" 
welch hohe, 


weich hohem Nives 
derserzung” gefüh 

.de von SPD-Mitg 
Partei 


gesetzt. Nahezu allen wird Zusammen- 
arbeit mit Kommunisten vorgeworfen. 

In Pinneberg (Schleswig-Holstein) 
Buft gegen 14 SPD-Mitglieder ein Pa 
teiordnungsverfahren, da sie mit ihren 
Unterschnften Wahllisten der DKP zu 
‚den Kommunalwahlen unterstützt ha 
ben, (In diesem Zusammenhang: wi 
steht eseigentlich mit dem in der Ver. 
fassung garantierten „Wahlgeheim- 
nis”, wenn solche Listen durchge- 
schnüffelt werden? 11) 

In Kiel wurde das SPD-Mitglied des 
Landtags Bünnemann simtlicher Par- 
telämter enthoben und ein Ausschluß- 
verfahren gegen ihn eingeleitet. Initia- 
tor dieses Vorgehens ist der Vorsitzen- 
de der „linken” SPD in Schleswig- 
Holstein, Matthiesen, der Bünnemann 
Zusammenarbeit mit, Kommunisten 
rufsverboten” vorwi 

‚Schon im November 1973 wurden 
zwölf Westberliner Jusos aus der SPD 
ausgeschlossen, weil sie in Zusammen- 
hang mit dem 1, Mai für eine Aktions- 
einheit mit Kommunisten eingetreten 

Das ganze Ausmaß solcher Aus 
schlußverfahren ist nicht bekannt, 
aber die SPD-Führer verzeichnen 
schon erste Erfolge. So haben die 
‚Kongresse der Jungsozialisten Bayerns 
und Nordrhein-Westfalens am 20./21 
4. gezeigt, daß diese sich auf dem 
Rückzug, befinden. „Konfliktstoff” 
mit der Parteiführung wurde vermie- 


Jusos in 
Berlin 
drohen 
Verfahren 


Man sieht, in der SPD selbst wird nach 
dem griffigen Brandt-Motto verfah- 
ron: „Mehr Demokratie wagen!” 


Politische Entlassungen bei Pierburg 


21. August 1973: die Belegschaft der 
Autogerätebau-Firma Pierburg in 
Neuß geht nach acht Tagen Streik 
wieder an die Arbeit. Als Ergebnis 
erreichten die ausländischen Arbei- 
terinnen (90 % von 3.400 Beschäf- 
tigten) die Zahlung einer Teuerungs- 

;e von DM 200,-, 30 Pfennig 

pro Stunde, vier Tage Strei 

zeit bezahlt und die Abschaffung 
der Leichtlohngruppe Il 

Dieses Ergebnis kam nach einem 
entschlossen geführten Kampf der 
Arbeiterinnen gegen ständige Re- 
pressalien der Unternehmenaleitung 
gegen Pollzeieinsätze und die Metz 
kan der bürgerlichen Pros 
ustande 

Die 
Kom 
von Anfang an bemüht, die im. 
‚gewonnenen Erfahrungen und Erfok 
ge zunichte zu machen: 

Noch im Streik wurden SO Kol 


machen, sie wat aber 


Sin Teil 
Die I 
alssenu M 
n Schlag holten die 
Anfang April, fast 
acht Monate nach dem Streik, aus: 
Dref Petriebsräte und ein Ver 
irauensmann der 1G Metall wurden 
fristlos entlassen. Ihnen wird die 
Unterstützung des Streiks im August 
1973 vorgeworfen. Offiziell liest sich 
das so: „grobe Verstöße gegen den 
Arbeitsvertrag und das Betriebsv 
fassungsgesetz” und damit „Gefähr- 
dung der Arbeitsplätze”. 
Die Pierburger Bosse hatten sich 
rechtzeitig vor den Betriebsräte-Neu- 
2. Mai einen „Zeugen” 


wahlen am 2 
gegen die Entlassenen gekauft (die 
folgenden Angaben nach „UZ” vom 
17.4.3 

Ein griechischer Arbeiter und Be 
riebsratsmitglied hatte bei der Über- 
setzung eines Schreibens für die 
Werksleitung einen Fehler gemacht, 
aufgrund dessen gegen ihn vor dem 
Arbeitsgericht die fristlose Entlas-, 
sung eingeleitet wurde. Kurze Zeit 
danach trat der gesamte Pierburg- 
Betriebsrat zurück und leitete Neu- 
wahlen ein 


den, die 10 Punkte Brandts wurden 
ausdrücklich gelobt, man äußerte nur 
Bedenken, daß „untere Parteigremien 
hiermit Mißbrauch treiben könnten” 
Der Partei und der Bundesregierung 
wurde die „Solidarität und Unterstüt 
zung durch die Jusos” gelobt 
Der Juso-,Chefideologe 
war mit 
Jusos sei 


rasser 
iner Erklärung dienstbar, die 


geraten” (wahrlich 
Getahr für die SPD! ...) 


‚Eine Theo 
rie. die nicht in der Lage ist, mehr- 


große 


heitsfählg zu werden, ist eine reine 
Utopie”. Das ist zwar richtig, aber 
auch völlig banal und ohne jede kon- 
krete Aussage oder Beweisführun, 
Strasser sagt nicht, von welchen T 
rien er spricht, und warum sie nicht 
„mehrheitsfähig” werden könneı 
Das Godesberger Programm sei „‚wöl 
ig unbestritten” (seit wann denn 
das? ), Kritik am» Godesberger Pro- 
ramm sei „idiotisch und völliger 
lödsınn” — womit Strasser zu wahr 
haft Kühn’schen geistigen Höhen cm 
porgeklommen ist 
Juso-Vorsitzende Heidemarie Wie- 


Im Sommer 73 bei Pierburg: Bullon schlagen auf am Boden Hiogonde Frauon oin 


| fenden Auschlüsse 


erorek-Zeul ging in ihren Äußerungen 


Im Sommer 73 bei Pierburg: Bullon schlagen mıf am Moden liegende Frauen oin 


Zum 


Ganz ofe 


ich. wurde 
griechische Betriebsrat unter Druck 
gesetzt (die Handhabe hierfür bietet 
das „Ausländergesetz”, Entzug der 
Arbeits- und Aufenthältserlaubnis . 


c der 


Ausweisung aus der BRD) Denn 
während das Arbeitsgerichisverfah- 
ren gegen ihn lief, während die Vor- 
bereitung der Beiriebsratswahlen 
lief, tauchte ‚urplötzlich” ein von 
dem Griechen unterzeichnetes Pro- 
tokoll auf. Darin sagt er aus, daß 
die entlassenen Betriebsräte bei Zu. 
sammenkönften in seiner Wohnung 
den Augusistreik vorbereitet haben. 

Dieses Protokoll wurde der „Be- 
weis” für die Kündigung 

Der griechische Betriebsrat ist 
mitlerweile nicht mehr im Betrieb. 
Mit der Firma Pierburg hat er das 
Arbeitsverhältnis gelöst und erhielt 
eine „Entschädigung” 25.000 
DM. Diese „Entschäd 
in einem „gerichtlichen Vergleich” 
vereinbart. "Auf dem Termin hierzu 
erschien der Grieche mit einem 
Rechtsanwalt des Unternehmerver- 
bandes(!}, nachdem er vorher noch 


nicht ganz so weit. Sie erklärte, dats 
die Jusos das Godesberger Pro 
akzeptieren, es aber 
kein" wollen, was ja auch die SPD- 
Führer wollen (entwickeln ja, aber 
wohin ?!). Ansonsten war sie in 
ihren Äußerungen bemüht, die t 
sächliche Schät Widersprüche, 
in der SPD zu verkleistern: die Jusos 
würden sich nicht in eine Oppositions- 
stellung gegen Brand! „manövrieren‘ 
lassen, es gebe keine Frontstellung 
zwischen Jusos und SPD etc. Während 
also auf die Öffentliche Initiative ge- 
rade von Brandt hin die Jagd auf linke 
Jusos begonnen hat, meint die Juso- 
Vorsitzende offenbar, es gibe keinen 
ernsthaften Widerspruch zwischen 
Brandt und den Jusos, Wem soll diese 
Albernheit glaubhaft gemacht wer 
den? 
Man sollte sich durch die jetzt lau- 
selbst wenn sie 
noch zunehmen, allerdings nicht 1äu 
schen lassen: die SPD hat nicht die Ab- 
sicht, alle Jusos rauszuschmeißen. Es 
seht den Parteiführern vielmehr dar- 
um, die Linken in der Partei zu diszr 
plinieren und dazu zu veranlassen, 
den Rechtskurs der SPD hinzunch- 
men. Wir erinnern hier nur kurz an 


4 der IM hatte 
ni gewor 
enprachen mat dem 
griechischen Betriebsrat auch Vertre 
ter der griechischen Botschaft und des 
Konsulats teügenommen haben! 

Das Vorgehen der Pierburg-Bosse 
verdeutlicht zum einen den Charak 
ter der BRD-Gesetze gegen unsere 
ausländischen Kollegen: sie sind 
Instrumente in der Hand der Kapi 
talistenklasse, um ihre Ziele durch 
zusetzen und sie dienen den Kapi 
talisten anderer Länder und fasch- 
stischen Regimes (hier vertreten durch 
die griechische Botschaft). Dabei 
wäscht cine kapitalistische Drecks- 
pfote die andere. 


Andererseits wird deutlich, daß 
die Kapitalisten alles daran setzen, 
die Kampferfahrungen der Beleg- 
schaften zu zerstören - wozu ihnen 
jedes Mittel recht ist. Die jüngsten 
Entlassungen bei Pierburg sind Teil 
der verschärften politischen Verfol- 
gung in den Betrieben. . 


Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg. 


die Rede Willy Brandts auf der Jahres- 
hauptversammlung des Bundesver- 
bandes der Deutschen Industrie am 
14.6.72: hier bat er die Unternehmer 

Verständnis dafür, daß es in der 
auch Linke gäbe und lobte das 
„Integrationsvermögen” seiner Part 
Wie „stünde es wohl um unseren Staat, 
und seine gesicherte Zukunft. wenn 
es diese Integrationskraft nicht gi 
be? " (FAZ vom 22.6.72 

Hieran hat sich auch heute ni 
geändert. Allein der zunehmend sc 
fere Kurs der Kapitalistenklasse gegen 
‚die Interessen der Bevölkerung berei 
tet auch der SPD, die als Regierungs- 
partei die Geschäfte der Kapitalisten 
führt, Schwierigkeiten, ihr linkes und 
fortschrittliches Image zu wahren. 


Hieraus ergibt sich aber auch zu- 
gleich eine verstärkte Notwendigkeit 
und Chance, linke Jusos, die bisher 
mit. Vorstellungen über „Doppeltra- 
tegie” und ähnliches im Kopf ihren 
Platz in der SPD sahen, für die ge- 
same Arbeit im Interesse der Arbeiter- 
klasse zu gewinnen, und damit auch 
zu verhindern, daß solche Jusos vom 
Regen der SPD in die Traufe der DKP 
laufen. . 
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So wünscht sich Springer 


die Gewerkschaften 


Unter der Überschrift „Gewerkschaft 
unterstützt chilenische Junta“ brach- 
te Springers „Welt“ in der Wochen-. 
‚endausgabe vom 11./12. April folgen- 
de von uns ganz wiedergegebene No- 
ü 


ie Führer der Kupferminen-Ge- 
werkschaft von Chuquicamata, 1.600 
km nördlich von Santiago, haben sich 
mit der Politik der chilenischen Mili- 
Härfunta einverstanden erklärt. „Wir 
fürchten keine autoritäre Regierung“, 
Die letter der zweitgrößten Kupfe 
Leiter der zweitgrößten Kupfer- 
mine von hä nach IH Tenlente und 
mit der Politik der Junta einverstan- 
den, die jeden Streik verbietet. Sie 
ter ‚Früher wurde das Gesetz 
nicht respektiert, Heute sind die Fron- 
ten klar. Der Streik in Chile ist illegal, 
und wir werden ihn nicht in Anspruch 
nehmen. 

"Ende der Springer-Meldung, Die 
unkommentiene „Nertfreiheit“ der 
Nachricht ersetzt" sie ausdrückliche 
Identifizierung mit ihrem Inhalt — was 
Ja weitaus unverfänglicher erscheint 
und die allgemeine Methode der bür- 
‚gerlichen Presse ist (besonders der re- 
Aktionärsten Biker). 

Daß in Chile nach dem Militär- 
putsch vom 11. September letzten 
Fahren Tausende von Gewerkschaf- 
tern ermordet, gefoltert, deportiert, 
eingekerkert und verfolgt werden — 
das fällt für die „Welt“ unter das Sie- 
gel der Verschwisgenheit, das Berufs- 
‚ethos des bürgerlichen Lumpenjour- 
nalismus. Daß In Chile der zentrale Ge. 
werkschaftsverband CUT (und nicht 
„nur“ der Streik) verboten und ille- 
‚galisiert ist — auch das ist im Interesse 
der „Welt“ nicht erwähnenswert. W: 
ist das aber für ein „Führer der Kup- 
ferminen-Gewerkschaft von Chuqui- 
camata“, dessen lobende Worte über 
‚die faschistische Militärjunta von der 
Seit" zitiert werden, als ob In den 
Gewerkschaften ein „Sinneswandel” 
von Allende zu inochetstätigelunden 
‚hätte? Es handelt sich einfach darum, 
daß das faschitische Regime von Ih 
bezahlte „neue Gewerkschaftsführer" 
eingesetzt hat, deren Amt und Würde 
darin besteht. über die Liquidierung 
sämtlicher gewerkschaftlicher 
Rechte hinwegzutäuschen und die Ar- 
beiter im Stile der von den Nazis kre- 
ierten „Deutschen Arbeitsfront” auf 
die »Gefolgschafstteue" gegenüber 
Kapital und Faschismus zu verpflich- 
ten. Das faschistische Regime hat ih- 
ren sogenannten „Gewerkschafisfüh. 
ern’ Ihren Posten im wahrsten Sinne 
des Wortes freigescho ni 
Ermordet wurden u.a. Jorge Godoy, 
BarPrisiden! der chilenischen Gewerk- 
sehaftszenttae CUT, und Isodoro Ca. 
rillo, Führer der Bergarbeitergewerk- 
schaft in Lota. Zum Krüppel geschos 
sen wurde beispielsweise Rolind Cal- 
deron. Generalakrelär des CUT 
Terrorakte des chilenischen Faschir. 
mus, die von der „Welt” natürlich als 
„Bagatellfälle“ aus dem reichhaltigen 
Nachrichtenangebot raussortiert wer- 


‚Böttcher & Gessner, Hamburg 


den und im Reißwolf der inneren Pres- 
se-Zensur verschwinden. 

Wir wollen der Vollständigkeit hal- 
ber auch nicht unerwähnt lassen, daß 
gerade in den Kupferminengewerk- 
schaften von Chuquicamata und El 
Teniente die chilenische Christdemo- 
kratie durch sorinidemagogisches Ge- 
schwätz schon vor dem Militärputsch 

inen tedeutenden Einfluß hatte und 
die spätere Zerstörung der Gewerk- 
schaften durch den Faschismus vorbe- 


reitete., 

Der Faschismus hat in Chile nicht 
nur Kommunisten ermordet und ver- 
haftet, sondern er hat alle Anti 
schisten (und selbst solche, die aus ih- 
rer Gegnerschaft zum faschistischen 
Terror noch lange keine praktischen 
Konsequenzen ziehen) zum „inneren 
Feind“ erklärt. Nicht anders ist es 
auch unter der Nazi-Herrschaft in 
Deutschland gewesen, wo neben den 
Kommunisten unzählige Sozialdemo- 
kraten und andere bürgerliche Partei- 
ginger in die KZs geschmissen wur- 
den — und selbst diejenigen nicht von 
der Verfolgung verschont blieben, die 
es sich zuvor zur Ehre gereichen lie- 
en, auf dem rechten Flügel der Par- 
teien und Gewerkschaften, den politi- 
schen Boden für den Faschismus 
vorzubereiten, indem sie die 
‚Kampfkraft der Arbeiterklasse und ih- 
rer Organisationen durch eine klas- 
senversöhnlerische und klassenkolla- 
borierende Politik mit der Bourgeoisic 
schwächten, Eine solche Politik 
haben auch die heutigen Gewerk- 
schaftsführer wieder auf ihre Fahnen 
geschrieben, wenn sie mit dem begin- 
nenden Ausschlußterror gegen die so- 
genannten „Linksradikalen“ und ihre 
Sympathisanten die Abwehrkräfte der 
gewerkschafflichen Organisation. gc- 
gen die Faschisierung in unserem Land 
und ‘überhaupt gegen die Angriffe des 
Kapitals abzutöten versuchen. Daß 
die sözlıldemokratischen Gewerk- 
schaftsführer damit letztlich auch i h- 
re eigenen Totengräber 
ermuntern und deren Geschäft unter- 
stützen — das scheint ihnen auch nach 
Chile ebensowenig Kopfschmerzen zu 
bereiten wie schon unmittelbar nach 
‚dem Ende der Nazi-Herrschaft,, als sie 
sich und dem Antikommunismus i 
Auftrag der amerikanischen und briti- 
schen Militärbehörden wieder die 
Herrschaft über die Arbeiterbewegung 
erzwangen, 

Die reaktionäre Presse unseres Lan- 
des (und in vorderster Front die pu- 
blizistischen Sturmabteilungen des 
Springer-Konzerns) haben in den letz- 
ten Streiks (besonders beim Streik 
im Öffentlichen Dienst) gr un. d- 
sätzliche Angriffe auf die ge- 
werkschaftliche Organisation der Ar- 
beiterklasse gestartet — und machen 
nunmehr deutlich, was ihr Ziel dabei 
ist: Die Liquidierung der Gewerk- 
schaften wie in Chile. 

Dagegen gilt es den Kampf zu orga- 
nisieren — innerhalb wie außerhalb 
der Gewerkschaften! . 


Die Belegschaft wurde geleimt 


700 Arbeiter und Angestellte d 
Maschinenfabrik Böttcher & Gess- 
ner aus der Gasstraße in Hamburg- 
Bahrenfeld sitzen auf der Straße. 
Seit Wochen wurden Löhne und Ge- 
hälter verspätet oder gar nicht ge- 
zahlt. Im Unklaren über die tatsäc} 

liche Situation gelassen, erfuhren die 
Beschäftigten plötzlich: der Laden 
wird dicht gemacht. Mittlerweile 
schulden die Firmeninhaber den Ar- 
beitern und Angestellten drei Milli- 
‚onen DM: an Abfindung oder Aus- 


Taktung der, Betriebwenien, wid 
icht gedacht. Im Gegenteil — 
die Ausgeier stürzen sich mittlerweile 


Banken und Lieferanten auf die Kon- 
kursmasse, üm ihre Forderungen von 
mindestens ca. 30 Millionen DM ein- 
A Yorderungen der Arbeiter ganz 
die F ier ter ganz 
unten auf der Liste und man kann 
sich leicht ausrechnen, was für sie 
am Ende noch übrigbleibt. 

"Da hilft es auch wenig, wenn die 
1GM-Ortsverwaltung die Rechtsan- 
sprüche der Kollegen übernommen 
hat. Im Böttcher & 
haben die Hamburger SPD und Ge- 
werkschaftsführer von Anfang an die 
Hoffnung der Belegschaft in Rich- 
tung Aufteilung der Konkursmasse 
gelenkt — nur war das eine Sack- 


weigwerk Bennigsen 
reagierten die Kollegen anders. Hier 
hatten die etwa 150 Beschäftigten 


seit sieben Wochen kein Geld mehr 
gesehen — mittlerweile schulden die 
Kapitalisten 300.000 DM. Als Gläu- 
biger nachts mit Lastwagen Maschi 
nen aus dem Werk schleppten, be 
setzten die Kollegen rund um die 
Uhr die Beiriebstore und verhinder 
ten die Demontage. 

Noch auf andere Weise versuch 
ten Sozialdemokraten den Beschäf- 
tikten blauen Dunst vorzumachen 
SPD-Wirtschaftssenator Kern ließ 


über das SPD-Sprachrohr „Morgen 
post" verkünden: „Alle bekommen 
wieder Arbeit”. Und SPD-Mitglied 


und Ex-Gewerkschaftsführer Heinz 
Scholz — jetzt Personakdirektor der 
HDW - tat das Übrige, den Kapita- 
listen über die Runden zu helfen 
Er verkündete, die HDW sei an Fach: 
kräften interessiert (hierbei sollte 
man vielleicht erwähnen, daß die 
HDW kürzlich ihr Werk auf Finken- 
werder stlegte und hunderte Kolle- 
gen entlie) 

Tatsache aber ist: die Entlassung 
der 700 Arbeiter und Angestellten 
von B & G fällt in eine Zeit steigen- 
der Arbeitslosigkeit und viele wer- 
den es schwer haben, überhaupt eine 
neue Arbeitsstelle zu finden, ganz 
zu schweigen von einem gleichwerti 
gen Arbeitsplatz, . 


Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hambu 


Philipp von Kodolitsch vor dem 


Der Wirtschaftsverein Harburg- 
Wilhelmsburg hielt am 2.4.74 seine 
Monatsveranstaltung im Hotel „Wal 
schlößchen" ab. Die Rekordbetei 
gung der Harburger Unternehmer ist 
sicherlich auf den Appell von Arbeit- 
geber-Boß Schleyer, die Unternehmer 
sollten sich stärker politisch engagie- 
Ten, zurückzuführen, aber auch auf 
das „aktuelle Thema der Podiums- 
diskussion: „Hat die soziale Markt- 
wirtschaft noch eine Chance? * 

Auf dem Podium saßen: H. Peitsch, 
‚Chefredakteur der faschistoiden „Har. 
burger Anzeigen und Nachrichtei 


als Diskussionsleiter, die Unterneh“ 


mer Hans Dieter Haury, Gesellschaf- 
ter der Fa. Merkel Wilhelmsburg und 
Mitglied des „Bundesverbands Junger 
Unternehmer“, und Arnold Mergell, 
Mitinhaber der Harburger Ölwerke 
Brinckmann & Mergell (= HOBUM), 
außerdem L. Hajen (Volkswirtschafts- 
student) vom Juso-Landewvorstand 
und der als Kommunistenjäger berüch- 
gte Sekretär der IG Chemie, Philipp 
von Kodolitsch. 


Die Kapitalisten 


Die Beiträge der beiden Unternch- 
mer lagen ganz auf der ofiziilen „Ar. 


gung, da sie 

Übernahme durch die Gewerkschaften 
führen” würden, Warnung vor übereik 
ten, sich überstürzenden Reformen 
der SPD-FDP-Regierung usw. 

Obwohl sie also. nichts brachten, 
was über das von Schleyer auf der 
Unternchmerkundgebung im März Ge- 
sipte(siche AK 42) hinausging, sollen 
hier einige Zitate die geistige Verfas- 
sung dieser Typen deutlich machen 

Hobum-Boß Mergell: „Die soziale 
Marktwirtschaft hat neben materiel- 
len auch soziale Fortschritte ge- 
bracht.” „Man kann von Abhängig- 
keit der Beschäftigten schon kaum 
mehr sprechen.“ 

Merke-Boß Haury sah die Markt- 
wirtschaft geführdet durch die sich 
„überschlagenden Reformen“ der 
Brandt-Regierung. Viele Unterne 
men hätten ın den letzten Jahren auf- 
gegeben, „da sie verunsichert, wur- 
den‘. „Wenn die Pläne zur Mitbe- 
stimmung, Berufsbildung, Vermö- 
gensbildung. Investitionslenkung, Ver- 
Staatlichung der Banken, Boden- und 
Kartellrecht verwirklicht werden und 
die konfiskatorische Steuerpolitik 
Torıgeseizt wird, was bleibt dann 
noch an der sozialen Marktwirt- 
schaft? 

Juso-Kritik an denüberhöhten Pro- 
allem der Ölkonzerne, „ent- 
Mergell so: „Profil“ habe 


‚jedoch notwendig, schließlich müsse 
man ın guten Ertragsjahren auch et- 
was für die Arbeitnehmer tun. Haury. 


was für die tun. Haury, 
‚genauso dummfrech: „Fette Jahre 
sind notwendig. um magere Jahre zu 
überstehen.“ Außerdem käme der 
„Profit‘‘ der Unternehmer ja auch den 
Ärbeitnehmern zugute: „Die Unter 
nehmer können auch nicht mehr als 
konsumieren, zwei oder drei Bier 
trinken, sich eine Villa und einen 
’Zweirwagen anschaffen. Aber Kon- 
um schafft Nachfrage und damit Ar- 
Beitsplätze.“ — Schöne heile Welt des 
| Herrn Haury: Er schafft sich einen 
| Zweitwage‘ an, um unsere Arbeils- 
plätze zu schern!! 

Das Thema Umweltschutz, das von 


| Kodolitsch immer wieder angeschnit 
| ten wurde, erledigte Mergell folgen 
| dermaßen: Umweltverschmutzung har 
| be es schon seit Beginn der Industria- 
| lisierung gegeben. Die Forderung nach 
Umweltschutz sei dann „plötzlich 
hochgejubelt” worden und habe In 
teresse in der Bevölkerung gefunden, 
Jetzt müsse alles schnell, schnell ge- 
hen und der Umweltschutz solle „den 
‚Firmen aufgebürdet“ werden, Letzten 
Endes müßten die Kosten dafür aber 
‚doch die Steuerzahler tragen. (!) 

Haury begründete seine Ablehnung 
der Mitbestimmung so: 

Erstens drohe dadurch nahezu die 
Machtübernahme der Gewerkschaften. 
Zweitens biete das Betriebsverfas- 


sungsgesetz — das der „Bundesver- 
band Junger Unternehmer” übrigens 
begrüßt habe — einen breiten Rah- 


men für Mitbestimmung, den man 
erst einmal ausschöpfen solle, 

Drittens, ganz unverschämt: „Da 
wir keinen Anspruch auf paritätische 
‚Mitbestimmung in den Gewerkschaf- 
ten erheben, sollten die Gewerkschaf- 
| ten auch keinen Anspruch auf paritd- 
tische Mitbestimmung in den Betrie- 
ben erheben.“ !'! 

Merkel-Boß Haury, der sich selbst 
als „gesellschaftspolitisch aktiv“ be- 


„Wirtschaftsverein Harburg-Wilhelmsburg”. 


"Ein kleines Kompliment für 
unseren treuen Agent” 


zeichnete, scheint sich zum Schleyer 
des Nordens profilieren zu wollen. 

Es wäre für DKP'ler schr lehrreich 
gewesen, zu schen, wie Hajen (Juso) 
und Kodolitsch (DGB) auf dem Hola- 
weg waren, als sie versuchten, die an- 
wesenden Mitte und Kleinunternch- 
mer auf dem Podium und im Publi- 
'kum als Bündnispartner zu gewinnen. 
Diese beiden „Arbeitnehmervertreter” 
auf dem Podium versuchten nämlich 
mehrfach, die Herren für die Notwen- 
digkeit von staatlicher Kontrolle der 
Großkonzerne zu erwärmen, mit dem 
Argument, daß diese die „freie Markt- 
wirtschaft” untergraben und die Exi 
stenz ihrer Mittelbetriebe bedrohen. 

Haury dagegen sah die Mittelbetrie- 
be nicht durch die Oligopole und Mo- 
nopole, sondern durch die „Reform. 
wut‘“ der Bundesregierung’ bedroht, 
Mergell betonte, daß man gegenüber 
den Großen durchaus konkurrenzfä- 
hig sei. 

Er wies jede Kritik an den Ölkon- 
zernen zurück: Staatliche Kontrolle 
führe nur zu Versorgungsschwierig- 
keiten, wie das Beispiel Italien gezeigt 
habe. Die BRD sei mit ihrer liberalen 
Politik recht gut gefahren. Die Aussa- 
geverweigerung einzelner Ölkonzerne 
vor dem Kartellamt sei verständlich, 
da die Kartellbehörde gar nicht be- 
fugt sei, nach den Profiten auch nur 
zu fragen. In den vertraulichen Ge- 
sprächen mit der Bundesregierung 
hätten die Konzerne ja ihre Bilanzen 
offenlegen müssen, so daß man sich 
darauf verlassen könne, daß da keine 
ungerechtfertigten Gewinne verheim- 
licht würden. 

Welch unverbrüchliche Kompli- 
zenschaft zwischen dem vergleichs- 
weise winzigen Öl-Müller Mergell und 
den Erdöl-Superbossen!! 


Der Juso 


Hajen (Juso-Landesvorstand Ham- 
burg) plädierte entsprechend dem Ju- 
so-Programm für die Überführung des 
hochkonzentrierten Sektors der Wirt- 
schaft in „gesellschaftliches Eigen- 


tum” und Torderte die paritätische 
Mitbestimmung. Die wirtschaftliche 
und politische Macht der Großkonzer- 


ine müsse unbedingt kontrolliert wer- 
den, sonst sei ein gutes Funktionieren 
des übrigen Bereichs der Marktwirt- 
Schaft nicht mehr gewährleistet. 

Die Begründung ist aufschlußreich: 
nicht weil die Großkonzerne die Ar- 
beiter besondersscharf ausbeuten und 
in besonderem Maß für Krieg und Fa- 
schismus verantwortlich sind, muß ih- 
te Macht kontrolliert werden (was 
‚Ohnehin im Kapitalismus nicht mög- 
lich is), sondern „damit der übrige 
Bereich der Markrwirischaft (der Ka- 
pitalismus überhaupt — AK) funk- 
Honsfähig Bleibt!” 

Immerhin war es aber Hajen, der 
als einziger während der ganzen Dis- 
kussion zumindest mit einem Satz 
kussion "zumindest mit Einem Satz 
auf die „Interessen der Lohnabhän- 
gigen” einging. Zu Haurys Klagelied 
über die verunsicherten Unternch- 
mer meinte er:„Nicht nur die Unter- 
nehmer sind verunsichert. Es it auch 
eine Verunsicherung der Arbeitneh- 
‚mer, wenn sie erst kurz vor ihrer Ent- 
Iassung davon informiert werden. Ar- 
Beitnehmer können nicht sagen; die 
Unternehmernasen passen mir nicht — 
ich gehe ein halbes Jahr nicht arbei 
ten‘!” (Daraufhin großes Lachen im 
Publikum und Rufe:„Doch, doch das 
können sie!!") 

Obwohl Hajen versicherte, er sei 
für die soziale Marktwirtschaft und 
gegen die Planwirtschaft und die For- 
ücrungen der Jusos seien mit dem 
Grundgesetz vereinbar, sah er sich 
bald vom Publikum in die Rolle des 
Buhmanns gedrängt. (Während Kodo- 
Hitsch praktisch überhaupt nicht ange- 
wrlfen wurde!!) 

Er solle sich von den „Radikalins- 
kis“ in den eigenen Juso-Reihen ab- 
grenzen. Von der Juso-Vorsitzenden 
höre man nur revolutionäre Töne, 
wicer dazu stehe. Hajen prompt:,,Wir 
wollen keinen Umsturz.” Hajen wur- 
de aus dem Publikum auch mehrfach 
wegen der Verstaalichungspläne der 
Jusos angegriffen. Als abschrecken- 
des Beisp.el verstantlichter Unterneh- 
men wurden immer wieder Post und 
Bahn mit ihren Defiziten und der „lei- 
stungsunwilligen Beamtenschaft“ hin- 
gestellt. (Die Defizite der staatlichen 
Monopole Post und Bahn entstehen 
ausschließlich durch deren „Dienst 
am Unternehmen“, durch” billige 
Frachtraten, ein teures Telefon-Sy- 
stem und vieles andere mehr.) Fin 
Sprecher aus dem Publikum (höherer 
Angestellter) meinte‘, Wo bleibt denn 
die Freiheit, wenn es nur noch einen 


Arbeitgeber, den Staat, gibt? ! Freie 
Marktwirtschaft, das bedeutet: Ich 


fortausungsscnuteR 
Hervorragend... 

brauche dringend wiode) 
(aforaationen über deı 


Bert vor? 
Ist Konnuniat, 
Snaot. Kojot.. 


"habe die Freiheit, den Arbeitgeber zu 
wählen, der Arbeitgeber muß die Frei- 
heit haben, mich zu entlassen, wenn 
ich die Leistung nicht mehr bringe.“ 


Der „Arbeitnehmervertreter”“ 


Philipp von Kodolitsch war der 
Star des Abend # 

Er leitete sein Eingangsreferat mit 
einer noch klassischeren Kapitali 
Definition von Freiheit ein;,„Freiheit 
des Einzelnen, das ist die Freiheit des 
Unternehmers, auf dem Markt tätig 
zu werden.“ Er teile die Grundüber- 
instimmung, daß die beste Gesell- 
haft die sei, wo jeder die größtmös 
liche Freiheit hat. Die Freiheit st 
lerdings dort auf ihre Grenze, wo 
sie die Freiheit des anderen berühre, 

Der „Club of Rome“ (eine von K: 
pitalisten finanzierte Wissenschaftle 
gruppe, die sich den Kopf über die 
Zukunft des Kapitalismus zerbricht) 
habe ganz klar in seinem Buch „Die 
Grenzen des Wachstums“ bewiesen: 
„50 wie wir im Augenblick wirtschaf: 
ten, können wir nicht weitermachen. 
Durch Umweltverschmutzung und 
Konzentration des Kapitals stoße ich 
an die Grenze des anderen. 

Damit war von vornherein klar: Ko- 
dolitsch dachte nicht einen Moment 
daran, den „Arbeitnehmervertreter" 
auch 'nur zu spielen. Nur der eine 
Satz;,.ich will weniger meinen Stand- 
punkt, als den des DGB hier vertre- 
fen”, erinnerte an die Rolle, für die er 
eigentlich seine Gage bekommt, An- 
sonsten salı er seine Rolle darin, sich 
als Retter der „freien Marktwirt- 
schaft“ aufzuspielen. Seine sämtlichen 
Beiträge lassen sich in folgendem 
Schema zusammenfassen: 

Die „freie Marktwirtschaft“ muß 
erhalten’ bleiben. (Ich will den Un- 
ternehmern nicht den Profit wegneh- 
men, niemand (!) will das.“) Aber ihr 
drohen zwei große Gefahren: 

1.) Durch Umweltverschmutzung und 
Konzentration stellt sich die „freie 
Marktwirtschaft" selbst in Frage, 
Hier stößt der Einzelne (Kapitals) 
in die Grenze des anderen (Kat 
ten). Um den Umweltashutz du 
zuselzen und die Macht 
konzerne einzuschränken, ist gesell- 
schaftliche bzw. staatliche bzw. ge- 
werkschaftliche Kontrolle notwendig. 
2.) Die zweite große Gefahr für di 
Marktwirtschaft kommt von außen: 
Linksradikale Extremisten sind ange- 
{reten, unsere Freiheit zu zerstören. 
In Hamburg sei der Linksradiaklismus 
schon eine echte Bedrohung:..Wenn 
heute bei der Beiriebsratswahl in 
einem Betrieb mit 740 Beschäftigten 
(gemeint ist Reichhold) der Kommu- 
nistische Bund, eine eindeutig revolu- 
tionäre, links von der DKP stehende 
Gruppe, 106 Stimmen bekommt, soll- 
te uns das zu höchster Wachsamkeit 
veranlassen!” 

_ „Ich warne davor, die Zeichen der 

„Ich warne davor, die Zeichen der 
Zei nicht zu erkennen:in den 30 
Chemiebetrieben, die ich betreue, 
wurden in der Zeit vor Weihnachten 
104 000 Flugblätter verteilt, bei 
Reichhold jeden zweiten Tag eines! 
Hera von denen, die den 
bew: Aufstand wollen! 

Und was empfiehlt Kodolitsch als 
‚Ausweg aus diesem Dilemma, in dem 
seiner Meinung nach die „freie Markt- 
wirtschaft" steckt? 

Der Ausweg, heißt für Kodolitsch 
„Partnerschaft“ (der Kapitalisten mit 
SPD und DGB). 

Wird sonst die Mitbestimmung vom 
DGB als Allheilmittel gegen die 
Krankheiten des Kapitalismus ange- 
priesen, so strebt Kodolitsch offen- 
bar noch etwas Höheres an. Zwar 
versuchte auch er, den Unternehmern 
ie Mitbestimmung schmackhaft zu 
machen. Er 'an ein Gutach- 
ten van CDU-Generalsekretär Bie- 
denkopf, dessen Quintessenz er so 
zusammenfaßte: „In der Montanindu- 
strie hat eine Kungelei zwischen Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern statt- 
gefunden. Es gab keine Umverteilung 
Zugunsten der Arbeitnehmer, sondern 
gerade von Arbeitnehmenseite wurden 
Entscheidungen für langfristige Inve- 
stitionen gefällt.” 

Als Haury die Gewerkschaft an- 
griff, daß sie die Machtübernahme 
mit Hilfe der Mitbestimmung anstre- 
be, „verteidigte“ Kodolitsch die Mit- 
bestimmung:.Es geht nicht um die 
völlige Entmachtung der Unterneh 
‚mer. sondern Mitbestimmung im Auf: 
sichurat bedeutet Zwang zur Eini- 
gung.” Um die völlige Ungefährlich- 
keit der Mitbestimmung für die Kapi- 
talisten zu unterstreichen, ließ er den 
DGB sogar noch unter die Kutte des 
Papstes kriechen:„Die katholische 
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Kirche sagt in der Enzyklika ‚Mater 
eı Magisra‘;,Arbeit steht über dem 
Kapital” Soweit geht der DGB gar 
nicht.” In der Tat! 

Aber, wie gesagt, die Mitbesti 
mung verteidigte Kodolitsch nur so 
nebenbei. Das höhere Ziel, das ihm 
vorschwebte und für das er dieses 
Publikum auch begeistern konn! 
formulierte er folgendermaßen: „Ich 
sche nicht so schr Kampfpositionen 
in dieser Gesellschaft. Ich plidiere 
für freundschaftliche Gespräche, für 
Kompromisse, die zu einem funktio- 
nierendem Reformkapitalismus füh- 
ren müssen.”“ Es käme darauf an, den 
‚drohenden Gefahren in einer „Atmor- 
/phäre_ sachlichen Aufeinandereinge- 
'hens” (so kann man Arschkriechen 
auch nennen!) gemeinsam zu beges- 
nen. Eine solche Atmosphäre scı in 
Harburg bereits geschaffen:,.Zus 
de, die wir meinen (gemeint sind 
Mißstände wie z.B. Abbau von Lehr- 
stellen) sind nicht greifbar im Raum 
Harburg. In der Ölmühlenindustrie 
kommt man zu Potte, da gibt es kei- 
nen Streit um Kleinigkeiten.” 

Um die Jusos nicht in die Arme 
der Linksexiremisten zu treiben, müs- 
se man sie in diese Partnerschaft mit- 
einbeziehen, Man muß phantasievoll 
vorausschauen und die jungen Leute. 
die laut denken (Zwischenruf von 
Haury-..Wenn es dabei bleibt!“), aber 
das Grundsätzliche noch nicht in Fra 
ge stellen, ermuntern “ 

„Wenn man den Standpunkt „Wir 
sitzen alle in einem Boot ernst nimmt, 
würde man den Jusos besser zuhören.“ 
Zumal „die Jusos von sehr starken 
‚Gruppen in dieser Stadt als Steigbi- 
'gelhalter des Kapitalismus. tituliert 
werden.“ 


| 
| 
| im ARBEITERKAMPF Nr. 41 be- 
richteten wir über die politische Ent- 
lassung des Schriftfährers der Ver- 
trauensleuteleitung bei Colgate- 
Palmolive. 

Diesen Artikel nahmen die rech- 
ten DAG- und IG-Chemie-Betriebs- 


| ist. 
Ein paar Stunden, nachdem der 
ARBEITERKAMPF bei Colgate ver 
kauft wurde, kursierten etliche Ab- 
lichtungen des Colgate-Palmolive 
Artikels bei similichen Betriebsrä- 
ten herum. 
hatte sich durch ihren Pförtner eini- 
lassen und ihre 
” an die Be- 


gezogen, daß diese noch auf ihrer 
Betricbsratssitzung am seiben Tage 


„etwas in die Wege leiten konnten”. 
Wenn das so weitergeht mit den 
Veröffentlichungen äber unsere Ar 
bein 


maut meh sich ja bald gar 


Colgate, Hamburg: 


Informationssperre für Betriebsrat 


unter Schweigepflicht stellen. Dieser 
Beschluß wurde nicht nur von der 
DAG-Mehrheit im BR durchgebracht, 
sondern ebenso von den SPD - 
Betriebsräten der IG-Chemie. 


Nachstehend drucken wir eine im 
Betrieb verbreitete Stellungnahme 
einer fortschrittlichen Betriebsrätin 
ab. Es handelt sich dabei um die 
Kollegin, die zuvor von den Rechten 
der „Informations-Verbreitung” im 
Betrieb und gegenüber dem ARBEI- 
TERKAMPF verdächtigt wurde 


„Stellungnahme zur Beiriebsrats- 
Sitzung am 25.3.197. 

Androhung von Ausschluß 
zus dem Betriebsrat 

‚Hiermit weise ich die in der Be- 
triebsratssitzung am 25.3.74 gegen 
mich erhobenen Vorwürfe zurück. 

Begründung: 

Am 25.3.74 wurde morgens vor 
dem Beirieb der ARBEITERKAMPF 
verkauft. In dem einen Artikel geht 
es darum, daß die Geschäftsleitung 
den COLGATE-Vertrauensmann N. 
gekündigt hat, und daß der Berriebs- 
rat keine Einwände zu machen hatte. 


Die Geschäftsleitung hat den Be- 
riebsrat auf diesen Artikel aufmerk- 
sam gemacht. Schon innerhalb kur- 
zer Zeit hatten Geschäftsleirung , 
einige Beiriebsraismuglieder und 
unser Gewerkschafisschreidr Rolf 


Bühler davon Kopien in Händen. 

In der Betriebwanssiiuung am 
‚gleichen Tag wurde mir der Vorwurf 
gemacht, Fakten aus der Herriebs- 
ratssitzung, insbesondere das Ab- 
atimmungsergebnis des Neinehiats 
bei dieser Enrlauıu ARHEI 
TERKAMPF zuge haben 


den. Sie geht im weiteren an den 
Vertrauensieutekörper der IG Che- 
mie. Und um den Vertrauensleuten 
die Möglichkeit zu geben, sich selbst 
ein Bild zu machen: Ankge, der 
ARBEITERKAMPF-Artikel.“ 

Wir haben den Namen des Vertrau- 
ensmannes und die Unterschrift der 
Betriebsrätin ausgelassen.) 


ee: 


Zum Nahost-Problem 


:O 


‘ 
0 KAMPF 
\ 


50 Seiten, 2. erweiterte Auflage 
Zur Politik des KBW (NRF) 
Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITER- 
1 KAMPF und UNSER WEG 


ı 75 Seiten DM 3; 
EI ae Vom Sisdichen Oberpenar;izer Foookiutiunken Bi 
U iitärdiktatur 

3. geänderte und erweiterte Auflage DM4,- 


} 16 Seiten 
Amis raus aus Indochinal 


It! 
Yannsı UNSER WEG Sondernummer des KB 


Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITER- 


Der Metallarbeiter-Streik in Schleswig-Holstein 1956/57 
1 | Eine ausführliche Analyse der Flensburger KB-Gruppe 


Nachdruck von KB-Reden, ARBEITERKAMPF-Artikeln 
"und wichtigen Dokumenten 
2. erweiterte Auflage, 26 Seiten 


Wem nützen die Bomben bei Springer? 


Dieser Vorfall zeigt erneut, dab 
die früher so viel beschworenen Dif- 
ferenzen zwischen DAG (CDU-Ten- 
denz) und IG Chemie (SPD-Tendenz) 
in Wirklichkeit nur relativ und unter- 
geordnet sind, daß diese Herrschaften 
allesamt die Interessen der Geschäfts- 
leitung vertreten und bei den Kolle- 
gen durchzusetzen versuchen und daß 
sie auch ganz unverhohlen immer 
dann zussmmenrücken, sobald „Ge- 
fahr“ besteht, daß eine wirkliche 
Interessensvertreterin der Kollegen 
ihrer Stimme erhebt. . 


Betriebszelle Colgatı 
KB/Gruppe Ham! 


ae 


DM2,- 


DM 1, 


DM 0,50 


sten. Kommunisten; Fer: Ir a be den Nachdruck von Referaten auf der Großveranstaltung des 
2 | auf Die | Arbeit des rates gegeben KB anläßlich der Baader-Meinhof-Kampagne der Bourgeoi- 

it gefunden. | habe, wurde vert, daß ich den se 
rauscht | ARBEITERKAMPF informiert haben 22 Seiten DM 1,50 

7] Dinge | ma. außer — „wer vll denn dan 
) kerumt: | vom Hunde. kein Bew 
NE Von Pinelli zu Feltrinelli — politischer Mord in Italien 

Kat De ae |] reiner iehen "Analyse wird die „kapitalisi- 


‚werwiegen: 
stoß gegen das BVG. Die Stelle im 
Er auf die uch die Ankiagefüh 
ie heinehr 


sräte, mit, Ausschluß Drohungen 
jer anwesende 1G 
fühler ausdrücklich 


‚mißbereiter Mann!“ 
Haury bedachte ihn mit einem 
Extrabonbon: Ich muß Herrn Kodo 


‚chistischer Kommandos‘ 


unge üüfentich 
er: im  Nusshlet ge Si BREIRUA tische und Arbeiterbewegung am Beispiel Italien enthüllt 
Mitglieder aufgeklärt hat über hie DAG Fan Ach Vin neh der: Mebniing, An der 44 Selten DM 1,60 
Linkoradik wer | Werniehwur freiwillig derauf verzich 

en nn bu gene |‘ Wohnungsprobleme In Deutschland 

k RR LT Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITER- 

er] iber mutten se eıfahren, der Berieheree | KAMPF seit Mirz 72 
sche ich nicht schwarz, wenn man | SIE Aue Veniike ect habe mich dennoch 44 Selten DM 1,50 
Sich immer so sachl Verständ- daran gehalten, Betriebs. un. 3 => - . 
misvol unterhalten wärde. Dankbar | Beticomerfasungsgesctz _erbra Mllneheimnise und sie au. |, [_] Die Emanzipation der Frau in Palästina 


sind wir vor allem gegenüber Her 


von Kodolitsch, dessen Verständnis Leider", so mußten sie feststel- | schen vertraulich zu behandeln. Ex | p 
en Kelch, den Verndan |, bier zo matten se isn | ner ermiie zr yhnen Er | schür der PFLP zu diesem Thema =: 


schon häufig kennengelernt haben. 


von Kodolitsch, dessen Verständnis- 

bereitschaft wir als Unternehmer ja 

‚schon häufig kennengelernt haben.” 
Zuvor hatte Kodolitsch nicht ver- 


sum, darauf hinzuweisen, wie opfer- | 


reich und dornenvoll es für ihn ist, 
seine „Politik der Partnerschaft und 


tändnis schaft” über | Kollegen „Gewerkschaftsfeindlich- | bereits von „Konsequenzen“ gespro- 
aa nenn dene Gewerk. |keil" unterzujubeln und sie dann | chen (Abwahl durch die Bewicbsräte [Nachdrucke von Artikeln der KAB-Arbeiterzeitung zu zen- 
schaftsmitgliedern zu verkaufen. kurzerhand auszuschließen. ‚oder die Gewerkschaft oder die Ge tralen Fragen der Arbeiterbewegung 
Ale meine Kleider ind vonMitglie- | Vorerst einigte sich. die“ rechte, | Arne ed Macken Teil 1, 58 Seiten DM 2; 
dern bezahlt, die kontrollieren mich | BR-Mehrheit darauf, einen ver- | Geserz nicht haltbar. Teil 2, 62 Seiten DM 2, 


überall, auch privar. Trotzdem muß 
ich den Mut haben, Tarifabschlüsse 
zu machen und dann auch zu vertre- 
ten.“ 


Es wird Zeit, daß, 


chen Leuten 


auch die eerkachflsesene Unter | Man (eh | meh, 10. In rpendemer Zeitung er |} 15 Ausführliche Analyse der Metallrifrunde 1971 
hose ausgezogen wird! oder Ausschußsitzungen gegenüber | Scheintein Artikel mit Informatoren |, Zur Diskussion im Kommunistischen Bund 
Die Neueinkleidung mit Blazer, | Nicht-Betriebsratsmitglidern Sul. | aus dem Beiriebwrat. Sa/aıt werdet | 1 28 Seiten DM 1,50 


‚ge und der goldenen Ehrennadel 
der Chemischen und Ölmühlenindu- 
strie übernehmen sicher gern die Her 
ren Haury, Mergell und Konsorten. @ 


Bezirkszelle Harburg-Wilhelmsburg/ 
KB/ Gruppe Hamburg. 


michi ganz so schnell”, wie .B. in 


T 
| „Leider", 
| len! „gehts heim Arbeitsgericht noch 


so mußten sie feststel 


nicht ganz s0 schnell”, wie z.B. in 
der 1G-Chemie, wo 'ja dank des 

sienerlasses” keinerlei Be 
hr nötig sind, wie die Er 


| Weise 
eignisse bei Reichhold zeigen, um 


ürften „Maulkorbbeschluß” bin- 
für alle Betriebsräte durchzu- 


„Aus Kollegialität im Betriebsrat 


schweigen bewahren. Dieses gilt ins 
besondere für den Sitzungverlauf 
und daraus resultierenden Abstim- 
| mungsergebnissen. 

ji Anfragen, Anträgen oder Be- 
schwerden von Arbeitnehmern nach 


drucklch als „geheim“ erklärten Tat- 


ficht den Kollegen gegenuber und 
afpenteirh "ernlanıeh ia 
sachen vertraulich zu behandeln Es 
‚gibt aber auch eine Informati 
Mich: den Kollegen gepenäber und 
ER dhener Aufgabe Bisher Genäge ke 
| tan wurde, wage ich zu bezweifeln. 


Troız fehlender Beweise wurde 


Es geht in der Auseinandersetzung 
im Betriebsrat nicht darum, ob der 
ARBEITERKAMPF-Artikel richtig 
oder falsch ist. Der Hase läuft viel- 


träger zu sein. Es wird gedroht, ein. 
seschüchtert, verleumdei. Gewünsch. 
tes Ergebnis: Jedes Betriebsratsmit 
‚gled vermeideies inZukunft tunlichst, 
den Kollegen Rede und Antwort zu 
stehen. Damit soll erreicht werden, 


24 Seiten 


40 Seiten 


40 Seiten 


Von uns kommentierte und übersetzte Propaganda-Bro- 


wunt mm AwmITEINETE Em une wu aennen + nupmgenee une 


schüre der PFLP zu diesem Thema 


Zum Aufbau eines sozialistischen Studentenbundes Teil 2 


UNSER WEG, Zeitschrift des Kommunistischen Bundes 
zu Fragen der Arbeiterbewegung 


Zur Auseinandersetzung mit den ABG-München 


‚Kampf zweier Linien in der KP-China 


DM 1, 


DM 150 


DM 1,50 


EIS BVG darf dem beweffenden | daß die Informationen aus dem Be- | | Die tnitungeikuigkait und den Arbeit ver! 
Arbeitnehmer der Beschluß des Be: | tieburar noch spärlcher kommen. | 3 - e Beanın 
Ge | ichsrates mitgeteilt werden ohne | Den Schaden hahen die Kollegen. | ı = ER Stadteei u 
u Das muß ich als end ‘ ” 2 
‚ekweien und werde weiterhin E 
\arrhiehen meinen iemen Taidazu | \L_] 19 Zur Faschismusdiskussion : 
u | Keizuemgen. daß die Kollegen über | 32 Seiten DM» 
= gemacht werden. Die Arbeiter und | die Tätigkeit Ihrer Vertreter infor- | \ 
Knpesteitten sollen ın Zukunft noch | miert werden, m anı en 
Sehiger über die Arbeit ihrer Be Zum 1. h 
|Mifhenchören Sekommen | _Solten die Geschäfleinung oder | m) = 2 \ 
3 u | einige Beimiebwäte der Meinung sein, 62 Seiten h 
Dir „Mwukorbeschtuh® it | Sch ge die Iteesen dr Ra |} 
Re gran unmitelbar "won der Geschäfte IE 3 | 
nur Verig ARBEITERKAMEF| | {uns diktiert und drückt vor allem a nmender weg ı [L_] 22 Schädliche Illusionen über den Kampf der arabi 
Hamburg Maar] | #7] iterese pegniber der Cote | zum Arbeiimericht derzeit ofen. |} een Vie ehe Genosn 
Oilegenschaft aus. Er geht eindeu- . 
aus. Er geht einden | Anderenfalls sollen sie, um meine 
NER onen cha rk | Areekeutgrn ncht meer zu |} as Ben 
ee lactunge. | stören, ungerechtfertigte Anschuldt- \ * Kaas arnbarger 16 Chemie 
Metz (BVG) hinaus, die nur be- | Fungen und Drohungen unterlsssen. | ı 73 
Immie, nicht aber alle Beschlüsse, | Diese Stellungnahme soll vom Be- | \ on den NRF (KBW) DM 250 
gen, Diskussionen usw. | riebwrat protokollmäßig erfaßt wer- | ı AmıRA-Komitse Zeitungeboykott 37 Seiten 
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Wenn das Schule macht — dann „gute Nacht, IG Metall” 


Bücher und Broschüren 


Palästina 


Interviews und Gespräche mit Kämpfern der PLO, Fatah, 
PFLP und PFLP-Allgemeine Führung 


120 Seiten 
Die chinesische Kulturrevolution 


DM 6, 


in Dokumenten, Nachdrucke von ausgewählten Artikeln 
der „Peking Rundschau” aus den Jahren 1966 und 1967 


134 Seiten 


DM 8, 


UNSER WEG Revisionismuskritik 


160 Seiten 
Die politische Macht kommt aus 


DM 4,50 
den Gewehrläufen ! 


Nachdrucke von Texten der Kommunisten aus den Zwan- 
ziger und Dreißiger Jahren zum Thema Faschismus 


350 Seiten 


DM 6,50 


Gegen die schrittweise Faschisierung von Staat und Ge- 


sellschaft 


Nachdrucke von Artikeln unserer Zeitung ARBEITER- 
KAMPF zur Frage der schrittweisen Faschisierung von 


Staat und Gesellschaft 
160 Seiten 


Kampf dem Faschismus h 


DM 4,50 


Nachdrucke von Texten der Kommunisten aus den Zwan- 
ziger und Dreißiger Jahren zum Thema Faschismus. 


350 Seiten 
Preise zuzüglich Portokosten 


‚Abonnement 
ARBEITERKAMPF 


DM 6,50 


Zeitung des Kommunistischen Bundes 


für 6 Ausgaben DM 4,80 
für 12 Ausgaben DM 9,60 


Förderabo für 6 Ausgaben abDM 6, 
Förderabo für 12 Ausgaben ab DM 12,- 


DIE INTERNATIONALE 


Zeitung des Kommunistischen Bundes für den proletarischen 


Internationalismus. 


für 6 Ausgaben DM 4,80 
für 12 Ausgaben DM 9,60 


für 6 Ausgaben DM 4,80 
für 12 Ausgaben DM 9,60 


UNSER WEG 


Ö Förderabo für 6 Ausgaben abDM 6, 
© _Förderabo für 12 Ausgaben ab DM 12, 


Zeitung des Kommunisitschen Bundes zu Fragen der 


Arbeiterbewegung 
für 6 Ausgaben DM 8,- 


‚Anschrift: 


Zahlungen bitte 
scheckkonto 


Verlags-Katalog 
In diesem Katalog sind unsere 


im voraus auf das Post- 
Hamburg 2405 95 203 
an Verlag ARBEITERKAMPF, J. Roents, 
2 Hamburg 13, Rutschbahn 35 


kostenlos 
Broschü- 


ren und Bücher mit jeweils kurzer Inhaltsbeschreibung 
aufgeführt. Der Katalog bietet insofern auch eine gute 


gute Unterstützung für die Arbeit 
und Freunden. 


mit interessierten Kollegen 


Wie wir bereits in der letzten Aus- 
gabe des AK berichteten, stehen sich 
ZZ. vor dem Hamburger Arbeitsge- 
richt drei Kollegen der HSW (simt- 

chst chemalige Mitglieder der Lei 
tung des gewerkschaftlichen Vertrau- 
enskörpers) und die HSW-Geschäfts- 
leitung gegenüber 

Die Kollegen waren auf Vorschlag 
des reaktionären HSW-Betricbsrates 
von der Geschäftsleitung gekündigt 
worden. 

Die von den HSW-Kapitalisten in 
der zweiten Verhandlungsrunde vor- 
gebrachten Kündigungsgründe waren 
Selbst dem Arbeitsrichter zu mager, 
um die Klage der drei Gewerkschaf- 
ter auf Wiedereinstellung abzuwei- 
sen. Schlitzohrig, wie das nun mal so 
die Art mancher bürgerlicher Richter 
ist, empfahl der „Mann des Gesetzes” 
den HSW-Kapitalisten, doch nach wif- 
tigeren Gründen für eine Kündigung 
zu „forschen“. 

Damit diese „Suche” nicht wie- 
der in die Irre ginge, empfahl der 
Richter, doch unter dem Stichwort 

‘örung des Betriebsfriedens” nach- 
Zugucken. Da müßte sıch doch was 
gegen die drei Vertrauensleute fin- 
den Iasen... 1 

Offenbar hatten Käppler (der 
HSW-Personalchef) und seine Geireu- 
en aber doch zu große Schwierig. 
keiten, „handfesies” Beweismateril 
herbeizuschaffen. _ Käppler hatte 
(dummerweise) in der letzten Ver- 
handlung behauptet, die Arbeiter 
mehrerer Abteilungen hätten vorüber- 
gehend die Arbeit niedergelegt, um 
gegen einen „Offenen Brief” der 
VK-Leitung zu protestieren. 

Eine dreiste Lüge! Immerhin wä- 
te es fedoch ein Leichles gewesen, 
aus den Schichtbüchern, der von 
Käppier benannten Abteilungen den 
tatschlichen Sachverhalt ahrulesen 
Nun, das geht jetzt nicht mehr! 
Denn nur wenige Tage nach der 
keızten Verhandlung verschwanden 
die Schichtbücher (zumindest) aus 
zwei der infragekommenden Abtei 
lungen - und wurden durch neue 
enewzt 

Ein bemerkenswerter „ 


fall 


Den richterlichen „Rat” in den 
Wind schlagend, haben die HSW- 
Anwälte für die dritte Verhandlung 
jetzt ein neues Rechtfertigungsschrei- 
Ben für die Kündigun 

Kir 


vorgelegt, ın 
a des Belehkine 
dens" und oduktionsausfall” über- 
haupt nich| mehr die Rede ist 

Die Rechtsvertreter des Kapitals 
sind auf einen ganz neuen Trichter 
gekommen 


dem von 


Kapitalisten nicht recht, behaupten 
die HSW-Anwälte: Die Geschäftslei 
tung „hat ein berechtigter Inter 
esse daran, daß derartige Streitig- 
keiten . . ...die sich schädlich auf den 
Beirieß auswirken, vermieden wer 
Was also tun? 

„Es gibt nur eine vernünftige Lö: 
sung: Das ist die Trennung der strei- 
tenden Parteien (!). Da es weder aus 
tatsächlichen noch aus rechtlichen 


Beiriebırat und den Vertrauenskör- 
‚per der 1G-Metall aus dem Berrich 
entfernen zu wollen (!), mußte sich 
die Beklagte (also die HSW-Ge- 
schäftsleitung. Anm - Red.) dafür 
entscheiden, gegenüber den Klägern 
(also den drei VK-Leitern) die Kün- 
digung auszusprechen (111). 

Tja! Wer die Wahl hat, hat die 
Qual! 

Daß sich ausgerechnet die HSW- 
Kapitalisten — die in den letzten drei 
Jahren mehr Vertrauensleute aus dem 
Beiricb gedrängt haben, als der jetzi- 
gs Funktionärskörper Mitglieder hat 
©) — als Fürsprecher „der Ge- | 
werkschaft aufspielen, | 
zeugt von einem Zynismus sonder: 
gleichen. 

Natürlich können diese Brüder nur 
deshalb so auftreten, weil sie sich 
in der Beurteilung der Dinge mit der 
Hamburger 16 Metall-Führung’grund- 
‚sätzlich einig(') sind (wie die Anwälte 
von HSW mit Genugtuung in dem 
schon mehrfach zitierten Schreiben 
hervorheben). 

Damit auch der Arbeitsgerichts- 
orozeß..im Sinne der HSW-Kapita- 

Damit auch der Arbeitsgerichtspro- 
zeß möglichst ım Sinne der HSW-Ka- 
pitalisten entschieden wird, verwei- 
gert die Hamburger IGM-Orisverwal 
tung jegliche Rechtstülfe (obwohl die 
Kollegen. n.o c h Mitglieder der 1G 
Metall sind!) — und der für das Stahl- 
werk zuständige Gewerkschaftssekre- 
tür E. Prehm verstärkt nunmehr die 
Zeugen Liste der Unternehmer- 
site! 

Sollte das Arbeitsgericht den 
Argumenten” der HSW-Kapitalisten 
folgen und die Kündigungen der drei 
Gewerkschafter auf dieser Grundlage 
für rechtens erklären, so wäre dadurch 
ein Präzedensfall geschaffen, der für 
die Klärung innergewerkschaftlicher 
Meinungsverschiedenheiten völlig 
neue Perspekliven eröffnet | 


Gründen erwägenswert erscheint, den | 


Die zweite Front: Gewerkschafts- 


ausschlußverfahren eröffnet 


Tnternationafismus Die Rechtsvertreter des Kapitals 


sind auf einen ganz neuen Trichter 
gekommen 


Die zweite Front: Gewerkschafts- 


Kündigungsgrund: Anderer 


Meinung als die 


‚Gewerkschaftsführer sein! 


In dem Apwaltsschreiben ist von 
der „Sorge”' die Rede, die die HSW- 
Geschäftsleitung ("empfunden habe, 
als die drei Vertrauensleute die Poll- 


tik des Beiriebsrates (*) und der IG-« 


Metall (}} kritisierten. 

Die Geschäftsleitung habe nur s0- 
lange keinen Grund zum 
indie Diskussion 
wie es in dem Schreiben der Anwill- 
te heißt, „solange es sich um sach- 
liche (!}) Meinungsverschiedenheiten 
im Beiriebsrat oder in der Sitzung 
des Vertrauenskörpers (1) handelt.” 

Wer wollte angesichts soviel Groß- 
muts noch die demokratische Ge- 
sinnung der HSW-Kapitalisten anzwei- 
fein? 

Den nunmehr gekündigten Ver 
trauensleuten jedoch müsse vorge- 
worfen werden, daß sie „diesen drei 
Institutionen der Arbeiinehmerver- 
tretung (BR, VK und IG-Metall, 
Anm. - Red.) wider besseres Wissen 
den Vorwurf machen, sie arbeiten 
mit der Geschäftsleitung der Beklag 
ten (also den HSW-Kapitalisten, Anm. 
Red.) zum Schaden der gesamien Be- 
Icgschaft zusammen und daß die Kid 
‚zer diese diffamierenden Behaup- 
ungen {!) in Diskussionen mit Ar- 
beitnehmern in den Betrieb hinein- 
‚getragen und dadurch das Vertrauen 
der Berriebsangehörigen zum Be- 
triebsrat, zum Vertrauenskörper und 
zur IG-Metall zu untergraben ver- 
suchen.” 


Was zum Schaden der „Arbeit- 
nehmerorganisation” ist, ist auch dem 


Natürlich war auch die Hambur- 
ger Ortsverwaltung der IG Metall in 
der Zwischenzeit micht untälig 

Mit Schreiben vom 3. April 74 
teilten die Gewerkschaftsführer allen 
drei gekündigten Kollegen mit, daß 
gegen sie nun auch das Ausschlul 
verfahren (nach $ 30.1. der Satzung) 
eröffnet worden sei 

Bemerkenswert daran ist, daß 
sich die in diesem Schrieb angeführ- 
ten  „gewerkschaftsschädigenden " 
Zitate ausschließlich auf 
das Flugblatt, „Gefeuert und bei 
laubt, Nr. 2 (der drei Vertrauens 
leute’ beziehen. Mit diesem Flugblatt 
hatten die drei Vertrauensleute da- 
uf geantwortet, daßauf 
Vorschlag eines Herrn Schühknecht 
(CDU) die Mehrheit des HSW-Ver- 
trauenskörpers einen Antrag auf Ge 
werkschaftsausschluß gegen die drei 
{} beschlossen hatte, 

{| Nicht auf diesen, wohl etwas an- 


rüchigen (CDU!) Ausschlußantrag 
der drei Vertrauensleute bezieht 
sich also die IGM-Ortsverwaltung, 


sondern auf die Reaktion der 
drei darauf. Ein wahrlich bemerkens- 
wertes Verfahren! 


Im übrigen handelt es sich bei 
den angeführten Zitaten aus dem 
„Gefeuert...”-Flugblatt nur um eine 
Darstellung von Tatsachen ‚die 
im Schreiben der IGM-Ortsverwal- 
tung auch weder bestritten noch wi 
derlegt werden. Das „Gewerkschafts- 
schädigende” besteht also offensicht- 
lich darin, diese Tatsachen 
durch das Flugblatt den Kollegen 
bekannt gemacht zu haben. . 


Betriebszellen HSW 
KB/Gruppe Hamburg. 


Die Holzhackerbubı 


Am weitesten entwickelt sind die 
Auseinandersetzungen in der bay- 
rischen SPD. Bereits Anfang 1971 
hatte der damalige Münchener 
Oberbürgermeister Vogel, L: 
desvorsitzender von Bayern’ 
SPD und heute auch SPD-Bun- 
desminister für Wohnungsklau, 
eine große Publicity-Show abge“ 
zogen und war in einem spekta- 
kulären Akt von der Bürgermei- 
ster-Kandidatur zurückgetreten 
(damit machte er sich selbst den 
Weg frei für eine Karriere in der 
Bundespolitik). Vogel „prote- 
stierte” damals gegen den Links- 
kurs der Münchener SPD, die von. 
Jusos „unterwandert“ sei. 

Vogel hat um sich eine Clique 
superrechter SPD-Funktionäre 
geschart, die bemüht sind, alles 
beiseite zu räumen, was der Aus- 
übung ihrer Macht im Wege steht 
— und das sind vor allem die Lin- 
ken in der SPD. 

Mit Vorlage von Brandts zehn 
Punkten haben diese Leute na- 
türlich wieder Oberwasser be- 
kommen und holzen munter 
drauf los, 

Das schärfste, was diese Mit- 
glieder der „Arbeitnehmer“-Par- 
tei SPD vom Stapel ließen, war 
in Aufruf des bayrischen DGB- 
Vorsitzenden Will Rothe (SPD) 
vor dem Münchener Presseclub 
hatte er erklärt, der bayrische 
DGB werde seinen Mitgliedern 
bei den Landtagswahlen im No- 
vember voraussichtlich empfeh- 
len, nicht nur SPD-Mitglieder zu 
wählen, 


„Er werde dafür eintreien, 
sagte Rothe den Journalisten, den 
Gewerkschaftsmitgliedern die 
Wahl des Kandidaten zu empfeh- 
len, der am meisten Gewähr bie- 
te. Arbeitnehmer- und Gewerk- 
schaftsinteressen zu_ vertreten. 
Ein CSU-Mann (!), der ein enge- 
‚gerier Gewerkschafter sei ()). 
könne dafür mehr Garant sein. 
als einer der ‚selbsiernannien 
Propheten‘ “ (DGB-Organ „Welt 
der Arbeit” vom 5.4.74). 


könne dafür mehr Garant sein, 
als einer der „selbsternannien 
Propheten‘ “ (DGB-Organ „Welt 
der Arbeit“ vom 5.4.74), 


Und Rotheist nicht irgendwer 
in der SPD, er ist gleichzeitig Vor- 
sitzender der bayrischen „Ar- 
beitsgemeinschafl für Arbeitnch- 
merfragen“, der jüngsten Schöp- 
fung der SPD-Führer, 

Frist auch nicht einsamer Ru- 
fer in B. 'SPD, sondern be- 
findet sich in bester Gesellschaft: 
Vogel pfiff das Beiche Lied — nur 
noch präziser. Er empfahl, für 
‚den von Rothe angegebenen Fall, 
nur mit der Zweitstimme SPD zu 
wählen (Listenführer wird Vogel 
sein!), nach „Spiegel” vom 8.4. 
7a. 

Bereits im Februar hatte sich 
der ExJuso und „linke" Ober- 
bürgermeister München’s, Krona- 
witter, dafür ausgesprochen, CSU- 
Leute als städtische Referenten 
einzusetzen. 


Vogel’s Stellvertreter in Bay- 
ern. Röthemund, war der Haupı- 
Fed auf ein SPD. 
hend aus eiva 120 solldemo- 
kratischen Partei- und Verfas- 
sungsschutzbeamten) und rief un- 
ter großem Beifall: „Wer mir 
Kommunisten gemeinsame Sa- 
che macht, mit dem führt man 
keine Theoriediskussion, den 
schmeißt man auı dieser Port 
Pe" Und weile peter 
An die CSU, „die Poriierung 
der "beiden großen Parcien zu 
überwinden und abzubauen. Im 
beiderseitigen Interesse solle die 
CSU darauf verzichten, die Bö- 
mühungen der SPD um eine Inte- 

‚tion der politisch kritischen 
Jugend gegen die SPD auzunut- 

ira Dienst" vom 


zen.“ (nach 


236.3.74). 
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Das Beispiel des DGB-Vorsit- 
zenden Rothe wirft auch ein 
$ t auf das Bemühen der 
5 ‚okraten, die Rechts- 
entwicklung über ihre DGB-Ba- 
stionen in die Gewer"schaften 


Rothe ist da kein unbeschrie- 
benes Blatt, er hat in der Ver- 
gangenheit wiederhelt Ausflüge 
nach rechts unternommen. Viele 
SPD-Linke und Jusos trösteten 
sich in der Vergangenheit in sol 
chen Fällen damit, daß dies ja 


extreme Ausnahmefälle seien. 
Doch mehr denn je sind diese 
Vögel, Rothe etc. den sozialde- 
mokratischen Führern in der jet- 
zigen Situation willkommen. Die 
Frage, wie sie sich zu den jeweili- 
gen Äußerungen dieser Leute 
stellen, ist für sie allein eine tak- 


letzten Jahres hatten 
sich die Jusos positiv zu de 
tanen Streiks für T 
en von zig 
und Angestei 
den DGb-Führer Rothe war das 
der Anfang vom marislischen 
Ende, wenn nicht endlich ein 


AUF DEM WEG 
„CHARTA DEL 


Im Arbeiterkampf Nr. 40 berichteten 
wir über Verlauf und Ergebnis der 
diesjährigen Tarifrunde im Öffent- 
lichen Dienst, in der teilweise in 
einzelnen Bereichen wie Müllabfuhr 
und Post gestreikt wurde. Der Streik 
‚dauerte 3 Tage, vom 11. - 13. Febru- 
ar - ihm waren über mehrere Wochen 
hin Warnstreiks und Demonstratio- 
nen vorausgegangen, 

Zu dieser Zeit begannen die Ka- 
pitalisten in einer massiven Kampag- 
ne, die Bevölkerung gegen den Streik 
aufzuhetzen mit dem Ziel, konkre- 
te Maßnahmen zum Abbau des 
Streikrechts im Öffentlichen Dienst 
Propagandistisch vorzubereiten. 

In den bürgerlichen Massenmedien 
erschienen zahlreiche Artikel, Karri- 
katuren und Berichte, die den Streik 
als gegen „den Bürger” gerichtet dar- 
stellten. Der Öffentliche Dienst eig- 
nete sich für diese Attacke der Kapi- 
talisten besonders gut, da der Staat 
der Arbeitgeber. ist und die Bevöl- 
kerung von den Auswirkungen 
Streiks im Dienstleistungsbereich 
direkt betroffen wird. In ausfuhr 
lichster Weise wurden 
von Ratten umkreist, 

sen von wartende 
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Arbeitsplätzen‘ Öffentlichen 


ZUR 
LAVORO” 


Schlichtung für den Öffentlichen Dienst 


— die Einführung einer gesetzlichen 
Zwangsschlichtung, d.h. 

bei der es kein „Scheitern der 
Verhandlungen“ geben kann. Der 
Schiedsspruch ist hierbei endgültig, 
jeder Arbeitskampf dagegen gesetz- 
widrig; 
— die Festlegung der Löhne und Ge- 
hälter der Beschäftigten des Öffentl 
‚chen Dienstes durch das Parlament 
mit der jährlichen Verabschiedung 
eines,Bundesbesoklungswesetzes 

Dieser — weitest 

bedeutet die völlige Abschaffung der 
Tarifautonomie und des Streikrechtes 
im Öffentlichen Dienst. Es ist be- 
zeichnend, daß dieser Vorsch 
sonders von Sprechern der CI 


befürwortet wurde. $o 4.D. von ihrem 
Generalsekretäi 
(ER, 13.4.74) 
Ändere: 
in der grundsätzlichen Absicht 
reikrecht kurzfristig durch Maßnah, 


men einzugronzen, alle bürgerlichen 


Parteien einig sind. Die sorialdemos 
kratischen Führer als gepenwärtige 
Geschäftsführer der Kapıtalıstonk 

se worden nur bestimmen, wie weit 


diese Maßnahmen schon an das cı 
wentliche Ziel der Kapitalisten horanı 
weichen wırd: Aufhebung der Tarif 
autonomie und Streikverbot, 


eren wollen 
kräftig genug 

„Außerst bedenklich suimmen 
allerdings die Akıwnten, die 
letztlich darauf hinzielen, ansıel 
ie einer Politik realer Reformen 
Gesellschaft und Staat grundie- 


sie sund au 


. 


‚gend zu verändern ... Es sind na: 
türlich Versuche im Gange, die 
„Konfliktstrategie' in die Beirie 
be zu tagen — bisher allerdings 


‚ohne Erfolg. Das muß aber nich 
50 bleiben, denn unter den radi 
kalen Jungsozialisten sind viele 


age: 
ihrer Meinung nach besonders ge- 
fährlich‘) Druck wird ausgeübt 
auf die Beiriebiräte - auch mit 
der Drohung der Abwahlmöglich 
keit - um diese zu veranlassen, 
den rechtlichen Auflagen des Be- 
Triebsverfassungsgesetzes zuwi- 
derzuhandeln.. Gepflegt werden 
Volksfrontauffassungen, obwohl 
man doch wissen müßte, daß 
überall dor, wo es eine Volks- 
Iront gab, die Gewerkschaften 
die ersten Opfer geworden sind. 
(Schlaumeier! Was wurde aus 
den Gewerkschaften dort, wo es 
keine ‚Volksfront' gab, wie 
1933 in Deutschland? ') Eine 
mögliche Zusammenarbeit kann 
es nur geben auf der Basis unze- 
rer rechtstaatlichen Ordnung ... 
Ein Betriebsrat wird nach dem 
Juso-Konzept kaum noch ruhig 
schlafen können, denn er soll je- 
derzeit von der Belegschaft abge- 
wählt werden dürfen. Kurz und 
‚gelassen fordert man die Aufhe- 
Buna der Eoheimbalnunr: und 
e. 
"Die Verauenseute sollen bi 

nahe alles entscheiden. Denn 
!Vertrauensleute müssen Wahl- 
und Abwahlmöglichkeiten für in- 
ner- und außerbetriebliche Ge- 
werkschafisverireier bekommen, 
also für Mitbestimmungsvertre- 
ter, haupiamtliche Funktionäre 
und Tarifkommissionsmirglieder“. 
Und ganz selbstverständlich will 
‚man die „Bindung der Mandats- 
träger an die Parieibeschlüsse.“ 

So viel Systemveränderung 
zielt den Gewerkschaften mitten 
ins Herz, ° 
Metall-Komitee, 
KB/Gruppe Hamburg 


zu] 
Otte 


che 
Hichen 
Im Dienstleistungsbe- 
reich genau wie die Arbeiter und 
| Angestellten z.B. in der Industrie 


gezwungen, sind, ihre, Arbeitskraft 
zu verkaufen. Als wenn sie nicht 
| den Angriffen der Kapitalisten und 
| deren Staates - durch Rationalisie- 
| rungstertor, Preistreiberei und Abbau 
von Sozialleistungen - genauso ausge- 
setzt sind wie die Kollegen in ande 
ren Branchen auch. 

Allein die Tatsache, daß cs im Be 
reich des Öffentlichen Dienstes, zu- 
mindest für die Arbeiter und Ange- 
stellten, eine Einschränkung ihres 
Streikrechtes z.B. durch eine Schlich- 
tungsordnung nicht gibt, veranlaßt 
die FAZ am 9.2.74 zu der Aussage, 
daß „der Arbeitgeber im Öffentlichen 

somit jeder Erpressung seines 
Fifkontrahenten ausgeliefert (ist). 

Immer wieder wird an die „wirt: 
schaftliche Vernunft“ der Gewerk- 
schaften appelliert, die „In bestürzen. 
der Weise gegen die staaisbürgerlichen 
Grundpflichten verstoßen, wo der 
Blick aufs Ganze verworfen wird“. 
(SZ, 14.2.74). In demagogischer Wei 
s wird den Gewerkschaften die 
„Schuld“ dafür gegeben, daß Gas- 
Fechnung und Fahrpreise steigen, zu- 
wenig Kindergärten und Krankenhäu- 
ser gebaut werden. 

'om wenige Tage nach dem Fe- 
bruar-Streik eröffnete Kanzler Brandt, 
er sci „fest entschlossen, demnächst 

Kabinett diskutieren zu lassen, ob 
im Öffentlichen Dienst auch künftig 
‚ohne weiteres gesireikt werden darf. 
‚Nach einer Zeit der Ruhe ... missen 
wir uns damit mal beschäftigen". 
(„Spienel“, 18.273) 

Die „Zeit der Ruhe“ konnte kurz 
gehalten werden, schließlich stand 
dieses Ziel der Kampagne schon lan- 
ge vor deren Beginn fest. So über- 
ascht es nicht, schon am 30.3.74 im 
„Hamburger Abendblatt” unter der 
Überschrift: „Kein Lohndebakel 
mehr? Bonn plan Zwangsschlich- 
ung im Öffentlichen Dienst“ zu er- 
fahren, daß „bei den zuständigen 
Sackas dar Dundemegiereng iigmada 
Lösungsvorschläge wahlweise zur Dis 
kussion’stehen: 


— die Tarifhoheit der Gemeinden 
wird abgeschafft. Tarifgegner der Ge- 


Nur die taktische Rücksicht 
ie ihnen (noch) verbundenen ur 
Teite dr Werktätigen wird sie evanıı 
ell bewegen, vorerst eine wenig 
weitgehende Maßnahme zu beschlie 
Ben, als es 2.11. oine CDU/CSU-Rop 
un würde 
er sujsche- Ru 
schon heute tun würde 


Der sozialdemokratische Bundes- 
kanzler selbst äußerte unlängst in 
einem ZDF-Interview, daß seine Re- 
gierung es erst einmal mit der „ein 
fachen“ Schlichtung im Öffentlichen 
Dienst versuchen wolle. 

Erst wenn dieses Instrument ver- 
sagte, hielte er weitergehende Schrit 
te für geboten. — Es kommt wohl 
nicht von ungefähr, daß Brandt in 
demselben Fernschgespräch erneut 
seinen Vorschlag darlegte, die Führer 
der Tarifvertragsparteien und Vertre- 
ter des Staates in einem „Stabilitäts- 
Pakt“ zusammenzufassen, 

Wie verlautet, soll die Schlich 
tungsordnung für den Öffentlichen 
Dienst‘ noch vor der Sommerpause 
des Bundestages „über die Bühne 
gezogen werden“.” Mit Schwierig- 
keiten seitens der ÖTV-Führung 
braucht die Regierung nicht zu rech 
nen. Diese Versicherung gab der 
ÖTV.Chef Kluncker bereits An- 
fang April in einem Interview des 
Deutschen Depeschen Dienstes, Da- 
bei verwies Kluncker sogar mit Stolz 
auf ähnliche von ihm mitverantwor- 
tete Schlichtungsvereinbarungen in 
der Seeschiffahrt und den deutschen 
Sechäfen. (FR, 4.4.1974) 

Für die Arbeiterklasse bedeutet je- 
denfalls je de Schlichtung eine 
schränkung der Organisations. und 
Streikfreiheit, ein Schritt hin zur 
Carta del Lavoro. (Die CDL war die 
faschistische_ Arbeitsverfassung tal 
ens von 1927, nach der Streiks verbo- 
ten waren und der Lohn nach „den 
normalen Lebenserfordernissen, den 
Möglichkeiten der Produktion und 
dem Erträgnis der Arbeit vom Staat 
fesigelegt wurde, CDL X] 


Jede Form der Schlichtung muß 
von den klassenbewußten Arbeitern 
bekämpft werden. In der OTY muß 
von den kampferischen Gewerksch; 
ern eine Kampagne gegen die Einen, 
gung der gewerkschaftlichen Bewe- 
Fungsfreiheit — auch gegen das „Mit- 
"der ÖTV-Spitze in dieser 
Sache — geführt werden, denn die 
‚eite "des Schlichtüngswesens 
‚den wenigsten Gewerkschaf, 
tern klar sein. 


Genossen des Hafen-Bereiches, 
KB/Gruppe Hamburg. 


| berufstätiger Mütter, 


Auf dem Weg 
des 


Da8 in der Verwaltungsstelle Köln 
der IG Metall etwas faul ist, haben 
die Auseinandersetzungen der zurück- 
liegenden Monate zwischen verschie- 
densten Fraktionen der Sozialdemo- 
kratie einerseits - und zwischen Mit- 
gliedern und Funktionären des Appa- 
Tats andererseits auf vielfache Weise 
bezeugt, 

Was sich konkret inder 
örtlichen Führung, (und in derem 
Verhältnis zum IGM - Hauptvorstand) 
an Kontroversen entwickelt hat, ist 
momentan noch nicht mit Sicherheit 


zu sagen, 
Sicher ist gegenwärtig nur dies, 
© Nach monatelangen Ausein- 


andersetzungen in der Kölner 
Verwaltungsstelle löste der IGM - 
Hauptvorstand am 13. März '74 die 
dortige Ortsverwaltung wegen 'un- 
überbrückbarer Gegensätze” inner- 
halb dieses Gremiums auf. Und sus- 
pendierte damit zugleich einen Be- 
Schluß der _Vertreterversammlung, 
die die Ablösung bestimmter Leute 
in der örtlichen Führung und Nach- 
wahlen verlangt hatte. 

Die Bevollmächtigten wurden ’in 
Urlaub" geschickt. Die Geschäftsfüh- 
rung übernahm ein "'Kommissar' der 
IGM - Zentrale selbst 

© Gut einen Monat später (18.4 

74) wurden die hauptamtlichen 
Geschäftsführer 'in Urlaub” wegen 
iegender Fehler in der Ge- 
schäftsführung” fristlos gekündigt 

Die Ermittlungen des IGM - Haupt 
vorstandes hätten ergeben, so wurde 
offiziell mitgeteilt, daß u.a. die Kasse 
‚unsachgemäß® verwaltet worden sei. 
Persönliche Bereicherung oder Unter- 
schlagung könne dem 
tigten Tolusch jedoch n 
worfen werden. 

Ein Sprecher der IGM + Z 

et, Albert klar 

der ich be 

‚U werde, „die Vorwürfe im 
zu veröffentlichen.” 

194.73) 


die ‚Knthüllungen’ des Haupt 


in 
Teufels Küche 


Hat die Kölner IGM - Ortsver waltung eine halbe Million Mark 
aus den Mitgliedsbeiträgen veruntreut ? 


des_ freiweg, bestritt 
„Diffamierung’ qualifiziert. 

Die Gekündigten wollen vors Ar- 
beitsgericht gehen 

Die 1G Metall-‘Revisoren‘ haben 
seitdem nicht nur nicht an ihrem 
Vorhaben festgehalten, die Ergeb- 
nisse ihrer Untersuchung 'gcheimzu- 
halten’, sondern versorgten die Presse. 
quasi häppchenweise mit Inform. 
tionen — die der bürgerliche Journ: 
lismus, begierig aufgriff und zu einer 
Art. Fortsetzungskrimi verarbeitete. 

‚Round about soll es nun um eine 
halbe Million Mark gehen, die in der 
Gewerkschaftskasse fehlen. 

Eine ganz stattliche Summe — vor 
allem, wenn man bedenkt, daß cs 
sich dabei um das sauer Verdiente 
und im Vertrauen ie Geld von 
Arbeitern hunde 

Wir wollen in dieser Ausgabe des 
AK darauf verzichten, die tausend 
Einzelheiten aufzuzählen, für die die 
Mitgliedsbeiträge “unsachgemäß” ab- 
wezwackt worden sein sollen, 

Nur soviel sei gesagt: Man kann 
sich nur über die Kaltschnäuzigkeit 
des IG Metall - Hauptvorstandes wun- 
dern, der angesichts der von ihm 
selbst enthüllten“ ungeheuerlichen 
Vorgänge es für „nicht richtig" hält 
einen umfassenden Recher 
schaftsbericht zu veröffentlichen (mit 
allen Daten, Zusammenhängen, 
Verantwortlichkeiten und Be le: 
sen). 

Licht in das Kölner Dickicht wer- 
den nicht die Revisoren des Haupt- 
vorständes bringen - sondern nur 
die Metall - Arbeiter selbst 

Die Arbeiter haben ein Interesse 
daran, daß der Sumpf in ihrer Orga- 
nisation “trockengelogt" wird und die 
Leu werden. die 

sation durch 
Verhalten aufs 
Schwerste geschädigt und den yewerk 
schaftlichen Gedanken diskreditiert 
haben. . 


- und als 


So fabriziert man Untertanen 


Am Brunnenhof (St. Pauli) wurde En- 
de 1970 ein Kindertagesheim von der 
Arbeiterwohlfahrt““ eröffnet. Sieb- 
ig Kinder im Alter von drei bis elf 
Jahren können sich hier aufhalten. 
Die Kinder werden von der Jugend- 
behörde eingewiesen, d.h. sie stam 
men entweder aus sogenannten „ge- 
fährdeten" Familien oder sind Kinder 


Zu Anlang war ausreichend Perso- 
nal vorhanden, insgesamt 12 Erzieher, 
Praktikanten und Angestellte. Die 
AWO selbst hatte anfangs kein klares. 
Erziehungskonzept vorgelegt; das be- 
deutete jeimleitung und die 
Erzieher, daß sie zunächst unbehel- 
ligt von der Geschäftsleitung der 
AWO ein Konzept entwickeln konn- 
ten, 


hatten sich vorgenommen, die 
Kinder nach den Grundsätzen der 
modernen Pädagogik zu erziehen: ge 
genseitige Anerkennung zwischen Kin- 
dern und ‚Erwachsenen, Prinzip der 
Sachlichkeit, d.h. erzieherische Maß- 
nahmen den Kindern gegenüber zu 
begründen und ständig zu prüfen, 
Selbständigkeit und Solidarität unter 
den Kindern zu fördern. Als diese Er- 
ziehung Erfolge zeigte - die Kinder 
benahmen sich freier, aktiver — trat 
die Geschäftsleitung der AWO wicd 
auf den Plan, um die „chaotischen‘ 
Zustände in den Griff zu bekommen. 
Es stellte sich heraus, daß das Prinzip. 
„Sauberkeit und Ordnung” von An- 
fang an als Erzichungskonzept vor- 
handen war und jetzt durchgesetzt 
werden sollte. Bei der Eröffnung hät- 
ten solche reaktionären Prinzipien 
vielleicht in der Presse nicht so gut 
gewirkt, 


Der Heimleitung wurde gekündigt 
mit der Begründung „mangelnder Zu- 
‚sammenarbeit”“. Inzwischen gibt es die 
dritte Heimleitung, die eine vollkom- 
mene Marionette der Geschäftsleitung 
ist — sonst ist es mit ihren Qualifika« 
tionen nicht weit her. Laufend wird 
den Erziehern gekündigt - in einer 
Kindergruppe wechselte neunmal der 
Erzieher; was das für die Kinder be- 


deutet, kann man sich vorstellen. 

Ein’ weiterer Hammer it, daß Kin 
der ebenfalls aus dem Heim geschmir- 
sen werden, mit der Begründung. daß 
sie „verhaltensgestör 
he Schaffen“ u.d., also genäu die 
Gründe, aus denen sie in das Kinder- 
tägesheim eingewiesen wurden! Was 
mit. diesen Kindern dann geschehen 
soll, bleibt den Eltern überlassen. 

‚Auf den Kindern lastet dop; 
Druck — von den Eltern, die ja 
angewiesen sind, daß ihre 
einen Heimplatz haben, und durch 
die Erzieher, die „unartigen“ Kin- 
dern mit dem Rausschmiß drohen. 
Eine der neuen Erzieherinnen wen- 
dere Methoden der 
an: mit Polizeigriff 
werden Kinder, die sich nicht an dem 
angewiesenen Ort aufhalten, zurück- 
gebracht; in einer „Schwarzen List 
werden gute und böse Taten der Kin- 
der eingetragen; für unterwürfiges 
Verhalten werden Prämien in Form 
yon Eis und Süßigkeiten verteilt. Wo- 
hin eine solche Be- bzw. Mißhand- 
lung führt, it klar: die Kinder werden 
durch Konkurrenz und Leistungs 
druck gespalten, d.h. zu Erwachs- 
nen erzogen, die sich lückenlos in die- 
ses System einpassen, Menschen, die 
als Kinder für ein Eis andore Kinder 
verpetzen und als Erwachsene für ein 
pair Pfennig mehr oder weniger oder 

für einen höheren Posten ihre Kolle- 
gen denunzieren. Menschen, die keine 
eigene Meinung mehr haben, sondern 
widerspruchslos und kritikios. alles. 
hinnehmen, was ihnen befohlen wird. 

'An diesem Beispiel zeigt sich, wie 
jetzt auch dieser Bereich, nach dem 
verschärflen Vorgehen gegen fort- 
schrittliche Lehrlinge, der inhaltl- 
chen und personellen Ausrichtung 
der Schulen und der Universitäten, 
wo Ordnungsrecht und verschärfter 
Prüfungsdruck die Studenten „auf 
Linie“ bringen soll, in die Rech 
entwicklung eingereiht wird, 


Bezirkszelle St. 


Pauli, KB/Gru 
Hamburg ss 
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Hamburg-St 
18. April $ 
lichen Hinri 

Hingeric der kolum- 
bianische Student E. Gonzales, der 
wenige Stunden vorher bewaffnet 
in eine Filiale der Commerz-Bank in 
Hamburg-St. Georg eingednungen war. 
Als Bankbeamte einen Alarm aus- 
lösten und zwei Polizisten mit ge- 
zogener Waffe in die Bank stürm- 
ten, kam es zum Schußwechsel. 
Gonzales erschoß dabei einen der 
Polizisten, der zweite flüchtete. 

Gonzales versuchte, mit den in 
der Bank Anwesenden als Geiseln, 
ein Fluchtauto zu erhalten. Wie im- 
mer in solchen Fällen stellte auch 
diesmal die Polizei zum Schein ein 
Auto zur Verfügung. Als Goı 
zusammen mit einer Geisel schließ- 


lich die Bank verließ, sprang aus 
einem Versteck ein Polizist vom 
„Mobilen Einsatzkommando" (MEK) 
äuf ihn zu und erschoß ihn aus al- 
lernächster Nähe mit der Pistole. 
Noch als Gonzales bereits — wahr 
scheinlich schon tot — auf dem Bo- 
den lag, schoß der MEK-Polizist, 
zusammen mit zwei ebenfalls herbei- 
geeilten „Kollegen” noch mehrmals 
auf ihn, 

Wie bei solchen Einsätzen schon 
zur Regel geworden, ging es auch 
diesmal nicht ohne Schaden für eine 
von den Geiseln ab: der Bankan- 
gestelle, der mit Gonzales die Bank 
Verlassen hatte, wurde durch einen 
Schuß in die Brust schwer verletzt. 
Daß dies durch eine Polizeiwaffe 
schah, mag die Polizei selbst „nicht 
ausschließen”; es sei aber angeblich 


Bullen knüppeln Spitzel frei 


Am 20, März fand in Kiel eine De 
monstration von etwa 1000 Schülern 
und Lehrlingen (Berufsschülern) ge 
gen die neue Schälervertretungsord- 
mung (SVV) statt 

Diese neue SVV sieht vor, die we- 
nigen Rechte der Schüler total abzu, 
bauen. So soll u.a. 
> die SV kein Mandat für politi 

sche Fragen haben, die über den 
Schulrahmen hinausgehen: in der Ver 
ordnung heißt das, die SV müsse 
‚unparteilich” sein. 

Schülervertreter können jederzeit 
vom Landesschulamt abgesetzt wer 
den. wenn sie zur „Störung des 
Schülbetniebes” auffordern (z.B. bei 
‚einem Streik), wenn sie die „frei 
heitlich demokratische Grundord. 
nung bekämpfen” oder „bei der Aus 
führung eines Amtes gegen das Ge 


bot der Überparteilichkeit: verstos- 
> Die SV-Arbeit soll nur außer 

jerrichtszeit mög 
> und Stadtschülerver 


tretung werden aufgelöst und 
an deren Stelle sind für jeden 


Schultyp getrennt Kreis- und 
Landesschülerparlamente zu 
wählen, um die Schülerschaft 


zu zersplittern 


> 


Die SV soll strenger von der 
Schulleitung an die Kette ge- 
legt werden; d.h. die SV sol 
nicht Interessensvertretung für 
die Schüler; sondern Ordnungs- 
faktor werden. 
Der Schulsprecher kann nach 
der neuen Verordnung nicht 
mehr von der Schülerschaft, 
sondern nur von den SV-Mit. 
gliedern gewählt werden. 
Jedes Flugblatt der SV muß 
dem Direktor vorgelegt wer. 
den, kann von diesem zensiert 
| bzw. verboten werden. 
SV-Veranstaltungen können 
verboten werden oder die Schul; 
keitung kann die Tagesordnung 
in ihrem Sinne ändern. 
Es ist nur noch eine Schüler: 
vollversammlung im Jahr er 
laubt 
Das Streikverbot für Schüler 
soll gesetzlich festgehalten wer: 
den 
An die Demonstration schloß sich 
eine Kundgebung an, die diese 
schränkungen der Rechte der Schü 
ker noch einmal verurteilte. Diese 
Kundgebung versuchte die Polizei zu 
verhindern, indem sie den, Lautspr 
cherwagen für den „Alten Markt 
| nicht zuließ. Die Schüler reagierten 


„jetzt nicht mehr zu ermitteln”. Die 
Bistolenkugel sei nicht auffindbar, hieß 
es einmal, oder ein anderes mal 
auch, sie sei so deformiert, daß kei- 
ne Schlüsse mehr zu ziehen seien, 


Große Polizei-Manöver 


Polizei-Präsident Redding, der von 
seinem Feldherrnhügel gegenüber der 
Bank den Polize-Einsatz „überwach- 
6”, hatte schon kurze Zeit nach Be- 
kanntwerden den Ortlich begrenzten 
Vorfall benutzt, um ein großartiges. 
Polizei-Manöver mit scharfer Muni- 
tion in Szene zu setzen. 

Etwa zehn Minuten nach Meldung 
der Schießerei in der Commerz-Bank 
war das gesamte Gebiet zwischen 


darauf mit Pfiffen und Sprechchö- 
ren „Weg mit der Polizei” und führ 
ten die Kundgebung trotzdem durch. 
Doch nicht nur das unternahm die 
Polizei, um die Demonstration und 
Kundgebung zu behindern; sie schick 
te Spitzel unter die Demonstranten, 
um sie auszuhorchen. So waren bei 
dieser Demonstration und Kundge- 
bung zwei harmlos scheinende „Her- 


sen”, die fleißig fotografierten und | 


Reden mit Tonband aufnahmen. 

Daraufhin wurden sie von um- 
stehenden Demonstranten aufge 
dert, die Aufnahmen und Filme zu 
löschen, mit der Begründung sie könn- 
ten vom „Verfassungsschutz” sein. 
Diese beiden „Herren” boten statt 
dessen frech an, Abzüge „für Inter. 
essierte” zu machen. Sie versuchten 
den umstebenden Schülern einzure 
den, sie würden die Aufnahmen nur 
für private Zwecke gebrauchen. Als 
man darauf nicht hereinfiel und nur 
umso stärker die Löschung verlangte, 
erklärten die Spitzel, man habe nicht 
das Recht dazu, außerdem könne man 
im nächsten Polizeirevier (') die recht 
liche Seite klären. 

Diesen „Herren” gelang es, das Ge 
schwätz solange auszudehnen, bis die 
Kundgebung beendet und nur noch 
etwa 60 Schüler übriggeblieben wa 
ren. Nun stürmte plötzlich ein 
trupp von herangeholten Polizisten 
vor und prügelte mit Außerster Bru- 
taltät auf die Schüler ein. Einige 
wurden in das in der Nähe liegende 
Polizeirevier gezerrt, um sie dort in 
Ruhe verprügeln zu können, 

in Polizist machte dann 
sehr deutlich, welches der Grund 
ses brutalen Eingreifens war 
er sich dummerweise (?)) verplapper 


auch 


die- | 


Steindamm und Hauptbahnhof eng 
maschig abgeriegelt und die Hambur. 


ger „Ausfallstraßen” von der Poli 
zei köntrolliert. 


„Insgesamt wurden 70 Peterwagen, 


drei Züge der Bereitschaftspolizi 


80 Kripo-Beamte und das Mobile Ein- 


‚satz-Kommando eingesetzt.” 
(Hamburger Abendblatt, 19.4.) 
‚Aus Niedersachsen stieg außerdem 
ein Hubschrauber des „Bundesgrenz 
zur „Erprobung der Zı 


St. Georg geräumt wurde. Die 1äd- 
liche Treffsicherheit, 


an „Pappkameraden” erworben hu 
ben, kam allerdings bei dem Genick 
schuß aus allernächster Nähe nich 
voll zur Geltung. 

Vor der Bank war auch der gesam- 
te Generalstab des Staates für solc! 
Fälle versammelt; 


Hamburgs Kripo-Chef G. Danker 
Bertling 
sondere Popularität 


sein Stellvertreter 
(er erlamie ba 
mit seiner Erklärung, es gebe L 
Te, „die gehören in den Gasofen 


6 


te: „Laßt diese Herrn, das sind Kolle. 
gen (!!) von uns (1!) 
| In der Presse findet man zu dem 
| brutalen Vorgehen der Polizei kein 
Wort 
Im Gegenteil besitzt man in den 
‚Kieler Nachrichten” die Frechheit, 
Yon der „Hilfe” der Polizei zu schrei 
ben, 
Man versucht dem Leser vorzu- 
täuschen, es hätte ein Einvernehmen 
zwischen Polizei und Demonstranten 


Leserbrief 


Liebe Genossen! 
Am 22. April kamen wir etwa um 
16.00 Uhr auf dem Heimweg von der 
Arbeit zum Altonaer Bahnhof. Etwa 
0 Meter vor dem Bahnhof, Ecke 
Hohenesch/Barnerstraße, fiel uns ein 


gelber Ford mit der Äutonummer 
HN - MX - TUI auf. In ihm saßen 
zwei Bullen in Uniformjacken und 


filmten und fotografierten intensiv 
das Geschehen vor dem Bahnhof. 
Und was geschah vor dem Bahn 


hof? Genossen des KB und von der 
Grupp* „KPD" verteilten Flugblätter 
und verkauften Zeitungen. Wir warn 
ten zwei der Verkäufer so, daß die 
Bullen uns nicht vor die Linse be 


kamen und forderten sie auf, auch 
die anderen hierauf aufmerksam zu 
machen. 

Da wir selber beim Zeitungsver- 
kauf die Erfahrung gemacht haben, 
daß Bullen der politischen Polizei 
und zivile Spitzel verstärkt Zeitungs 
verkäufer und Flugblattverteiler (und 
die Käufer!) bespitzeln, meinen w 
daß wir uns in Zukunft auch stärker 
1 auseinandersetzen müssen. 


die sich_die 
MEK-Polizisten beim ständigen Üben 


| stopfen, um nur ja keine Einzelheit 
der 


richtung zu versäumen, dann kann 


Rezirkenroani 


Staatsrat Dahrendorf als Ehren- 
-| gast für die Innenbehörde 
| ein Vorstandsmitglied der Com- 
merz-Bank 
der Leiter des MEK, Hermann 
Gruschka. 
Zweifellos ist diese „Star-Beset- 
;” auf einen größeren Anlaß zu- 
ten als der sich hier bietende 
n | Banküberfall 


Fadenscheiniger Vorwand 


Die Erschießung von Gonzales 
wurde damit begründet, sie sei not- 
I- | wendig gewesen, „um die Geiseln 

zu retten". 

Tatsache ist jedoch: 
1. Bisher gab es keinen Fall, wo 

— falls die Polizei nicht eingriff — 
t | Geiseln von den Entführern getötet 

wurden. 

2. Tote und Verletzte gab es aller- 
dings immer dann, wenn die Poli- 
zei aufmarschierte, um die Geiseln 


© Bankangestellte 
Die Polizei erklä 
es sei „nicht zu ermitteln”, 
wer sie getötel habe, und später 
fand sich sogar ein Gericht, das dem 
(ebenfalls erschossenen) Bankräuber 
Rammelmayr die Schuld daran gab, 
Immerhin war der Wagen, in dem 
Ingrid Reppel gesessen hatte, völlig 
von Schüssen durchsiebt — aus Po- 
lizeiwaffen! 

Im Dezember 1971 endete eine 
versuchte Geiselnahme „nur” dami 
daß der Entführer, Vicenik, erschos- 
sen wurde. 

Bei der „Befreiung” israclischer 
Geiseln, die von einem palästinensi- 
schen Kommando festgehalten wur- 
den, erschoß die Polizei nicht mur 
fünf der Palästinenser, sondern auch 
sämtliche zehn Geiseln wurden ge- 
tötet, angeblich durch die Palästinen- 

‚Auch bei der Aktion in St. Georg 
\ wurde In verletzt, un- 


zeigen ganz klar, 
daß das Risiko für die Geiseln viel 
größer ist, wenn die Polizei zu ihrer 
;" eingesetzt wird. Es ist 


Fällen manchmal die Geislen mehr 
Angst vor der Polizei als vor dem 
Entführer haben. 

Mag auch der einzelne Polizei- 
Beamte sich noch subjektiv einbil- 


den, daß er der „Rettung” von Men- 
schenleben dient, so ist dies doch 
nichts weiter als ein völlig unsinniger 


Vorwand, um abschreckende Er- 
schießungen zu begründen und der 
weiteren Stärkung des Polizei-Appa- 
rats und dem Ruf nach „Recht und 
Ordnung” in Teilen des Volkes den 
Weg zu bereiten. Das Leben der Gei- 
seln steht dabei ganz untenan auf der 
Liste der „Prioritäten”. 

Wenn "Polizisten sich nach der 
Erschießung eines Bankräubers als 
Helden fühlen, wenn tausende von 
Menschen glotzend die Straßen ve 


öff 


aufregenden lichen Hi 


Bourgeoiie dieses Manöver als erfolg, 


reich werten 


in &t Ranın 


Bezirksorganisation St. Georg 
KB-Gruppe Hamburg 


stadt - ‚wir danken der Polizei für 
ihre Hilfe!” demonstrierten gestern 
Nachmittag mehr als 500 Junge Leu- 


te...” „KN”, 21.3.74) 

Obwohl die Ereignisse deutlich 
| zeigen, daß die Polizei nicht zum 
Schutze bzw. Hilfe von kämpfenden 
Demokraten, sondern zum Schutze 
ihrer Spitzel brutal vorgegangen ist 


Kieler Genossen . 


—I 


Dazu schlagen wir vor: aufmerk 
samer als bisher solche Vorgänge 
registrieren und vor allem darauf re 
agieren. Das wichtigste bei solchen 
Reaktionen ist unserer Meinung nach 
das Veröffentlichen solcher Vorgänge 
indem man umstchende Kollegen und 
Passanten hierauf aufmerksam macht 
| und diesen Vorgang öffentlich disku- 
| tiert. Vor allem sollten wir diesen 

Aspekt der zunehmenden Faschisie 

rung verdeutlichen 
| ""Baneben ist es notwendig, prak- 
tische Maßnahmen gegen derartige 
Spitzel zu ergreifen: Heraugabe der 
Filme verlangen und wenn es sein 
muß, den Film zerstören oder ver 
schwinden lassen. Das kann man aber 
nur empfehlen, wenn vorher die Be 
dingungen und das Kräfteverhältnis 
hierfür eingeschätzt sind 

Ideal wäre es, wenn wir Bilder 


von solchen Vögeln hätten, die wir 
dann als Steckbrief im ARBEITER 
KAMPF veröffentlichen könnten. @ 
| Metaller-Genosse 
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Neues aus Springers 
Fälscherwerkstatt 


Springers Blätter dürfen in aller Öf- 
fentliehkeit als verlogen bezeichnet 
werden. Diese Tatsache mußte schon 
vor Jahren die Entscheidung eines 
bürgerlichen Gerichts abdecken. Jetzt 
entlarvte_ die deutschsprachige Zeit- 
schrift „Sowjetunion heute” (Nr. $ 
März 74) eine weitere Fälschung in 
Springers „Welt am Sonntag" 


Im Rahmen der scharf angeheiz- 
ten antikommunistisch-blutrünstigen 
Kampagne um den Faschisten und 
ehemaligen Sowjeibürger Solscheni- 
2yn, an der sich die gesamte (1) 
bürgerliche BRD-Presse beteiligte. , 


schoß einmal mehr die Springer-Presse 
wie sollte es auch anders sein 


stände in der Sowjetunion”, 
das „Wesen des Sozialismus” usw 
war zu schaurig und gruselig ‚um 
nicht: gierig von Springers Schinier- 
finken aufgegriffen zu werden. 


‚Am 20. Januar veröffentlichte die 
„Wam$” einen weiteren schaurig- 
Schönen Artikel über „die KZs in 
der Sowjetunion” das "„TerrorSys- 
tem des Bolschewismus” etc. pp. 
Um die „Greueltaten des Bolschewis- 


Das Foto aus der „Welt am Sonntag“ soll Solschenizyns Behauptung über die 
Bist von „Areitlagern In der Sowjetunion” enärten. Oben 


vollständige Foto links und rechts der 


ten. Das Foto erschien in einem 1907 in Rußland herausgebrachten Buch über 


Zwangsarbeit im zaristischen Rußland. 


Polizeiterror kontra Selbsthilfe 


Am 25. Januar kam der Überfall 
morgens um 6 Uhr. Das 40 Mann: 
Kommando stürmte das Haus, Tün 
wurden einge‘ 

moliert 
Schließl 


zwei Mädcher Vorwand: 
zwei Mädchen seien aus der Für- 
sorge entlaufen 

Das war nicht das erste Mal, aber 
von da an 


überfälle. 2; 
tet die Dei 


nicht in der Lage gewesen, das Hau 
in Stand zu halten, 

Das SSK: „Sozialpädagogische 
Sondermaßnahmen Köln”, 
den vergangenen Mon: i 
griff geworden für viele Fürsorge- 
zöplinge, in der, ganzen BRD, Das 
SSK war: wieder richtige Arbeit, 
vielleicht sogar eine Ausbildung, das 
war: vielleicht sogar eine eigene 
Wohnung. 

Nicht viel möglicherweise - für 
den, der die staatliche Fürsorge nicht 
kennt. Und zwar wirst du schon vor- 
her fertig gemacht, weil du in der 
Schule nicht mitkommst, weil du ein 
Kind gemacht hast und keine Woh 
mung, keine Arbeit findest. Das ist 
‚dann der Beweis für sie, daß du kei- 
ne Arbeitskraft hast. Und dann wirst 
du ganz abgeschossen: in die Für- 


son 

Vieteicht bist du 15, 16 Jahre. 
‚Aber die Fürsorge, das ist jedenfalls 
die Endstation. Was sie dir dann noch 
beibringen, ist Unkraut jäten, Bett- 
laken nähen und — beten, vor allem 
beten. Und sobald du selbst eine 
Sache in die Hand nimmt, geht der 
Erzieher auf dich os oder er hetzt 
die anderen auf dich oder er steckt 
dich gleich in den Bunker. Fürsorge, 
U-Haft, Gefängnis, so geht eine 
solche Geschichte meistens irgendwie 


aus 

Die 200 Jugendlichen des SSK 
waren Fürsorge, (lle” aus der gan 
zen BRD, „Fälle” 2.T., die die staat. 
liche Fürsorge schon” „aufgegeben” 
hatte. Mit mehreren Aklionen. deren 
Höhepunkt eine „Ralhausbelage 
ung” war, hatte das SSK von der 
‚ölner Stadtverwaltung die schrift- 
liche Zusage erkämpft für zwei Häu 
ser, finanzielle Unterstützung für 
jeden Neuankömmiling während der 
ersten sechs Wochen, medizinische 
Versorgung und Unterstützung bei 
der Arbeits und Wohnungssuche 

"Gemeinsam versuchten die Ju- 
gendlichen ihren Wiedereinstieg in 
das Arbeiterleben zu organisieren. 

ohne „Heimordnung” und staat 
lich geprüfte Aufpasser. Gemeinsam 


wurden für jeden Wohnungen gc- 
sucht, Arbeitsplätze, Lehrstellen 
Grundlage für das Vorgehen waren 


mehrheitliche Beschlüsse, verschäd 
ne Auffassungen wurden diskutiert 
jeder wurde gleich behandelt, keiner 


wurde an Eltern oder gar Polizei 
geliefert, Das SSK gewan 
ziehungakrafi für Jugend 


Und 
von der Stadtverwaltung. Erst hieß 
es, die finanzielle Unterstützung sei 


dann kamen die Angriffe 


nur für Kölner Jugendliche pedacht 
auch der Iugendwohl 
sausschuß dem SSK die Nör 
digkeit ab. Das war 
für 


‚anne 
precher, Rauschgiftsüchtige. Und 
zum Beweis dafür „mußte” die Poli- 
zei immer häufiger „eingreifen”. Es 
blieb dann nicht aus, daß sich real 
tonärste Elemente zu einer „Bür 
gerinitiative gegen das SSK” formier- 
ten. Nach diesen Vorbereitungen er- 
klärte das NRW Arbeits- und Sozial- 
ministerum schließlich die Verein- 
barungen zwischen der Kölner Stadt. 
| verwaltung und dem SSK für rechts- 
widrig! Was jetzt noch blieb, war 
‚Aufgabe der Polizei. 

Das SSK organisierte seine Ver 
teidigung mit allen Mitteln. Massen- 
weise wurden Flugblätter verteilt 
um der bürgerlichen Hetze entgegen. 
Zutreten. Am 9. Februar veranstaltete 
das SSK eine Demonstration durch 
die Kölner Innenstadt mit 800 Teil- 
nchmern. Als die Polizei zwei Tage 
später bei den SSK-Häusern anrückte, 
zwecks gewaltssmer Räumung und 
„‚Oberführung” der Jugendlichen in 
die staatliche Fürsorge — waren die 
Jugendlichen „verschwunden”. Die 
Polizei begnügte sich damit, die Häu- 
ser unbewohnbar zu machen. 

Das war allerdings nicht das Ende 
des SSK. Die Jugendlichen bildeten 
verschiedene Ausschüsse, von denen 
einer den engen Zusammenhalt ge- 
'währleisten soll, solange sie an ver- 
schiedenen Siellen untergebracht 
sind. Ein Öffentlichkeitsausschuß 
betreibt die Informati 
völkerung, erstellt Flugblättei 
zeitungen und organisiert Geldsamm 
lungen. Ein dritter Ausschuß berer 
tet die Wiedererlangung und Reno- 
vierung der von der Polizei verwüste 
) ten Häuser vor 

Nach dem beschränkten Erfolg 
des Polizeleinsatzes ist die Stadive 
waltung Köln jetzt dazu übergegan 
gen, dem SSK Verhandlungen anzu- 


bieten; Verhandlungen, bei di 
sie, soweit sich das bis jetzt 
schen lbt, das Ziel verfolgt, das 


'SK als ganzes schrittweise der staat 
lichen Jugendfürsorge unterzuordnen. 
Inwieweit das gelingt, hängt letzt 
lich auch davon ab, von welcher So 
idarirät das 
Geldspenden 
sind dringe 


Kae Kö 
yeskin 


erforderlich 


66142951 


Stadispar 
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Seit 18.11.1973 werden die türkt 
schen Antifaschisten Yikderim Days 
und Himmet Subasi im Frankfurter 
tersuchungsgef£ 


Gehose Y_ Dagyeli isı als Gegn 
des faschistischen Regimes der 
bekannt; er zeichnete zeitweise für 
die (deutschsprachige) Zeitschrift 
„Aydinlik”, Zentralorgan der Marı 
Sien-Leninisten der Türkei, verant. 
wortlich. Seine Verhaftung ist das Er 
‚gebnis einer Provokation, die in Zu. 
sammenarbeil der westdeutschen 
„Politischen Polizei” mit dem türki- 
chen Geheimdienst durchgeführt 
wurde: Bei dem türkischen Studen- 
ten Himmet Subasi war ein agent pro- 
vocateur des türkischen Geheimdien- 
stes aufgetaucht, der sich als Antifa- 
schist ausgab und ihn dazu überrede- 
te, „eine patriotische Aufgabe zu 
überichmen“, Er sollte nämlich ein 
Paket zu Y. Dagyeli bringen, der 
der Frankfurter Buchhandlung „Li- 
bresso“ beschäftigt war. 


Vor dem Buchladen war 
dessen Beamte des „Bundesk 
amtes“, die Subasi” festnahmen. 
wurde dann behauptet, in dem von 
ihm mitgebrachten Pakeı seien „Waf- 
fen und Sprengstoff“ gewesen, mit 
denen türkische Antifaschisten an- 
geblich Anschläge auf „türkische Ein- 
richtungen“ in der BRD durchführen 
wollten. So plump diese Provokation 
auch angelegt war (man beachte die 
schon bereitgestellten Beamten des 
BKA vor der Buchhandlung), reichte 
sie für eine mehrmonatige Untersu- 
chungshaft offenbar aus. Zugleich 
dient sie als Vorwand für weitere po- 
Nizeiliche Übergriffe gegen türkische 


Provokation gegen zwei türkische Antifaschisten 


das 
lideten Häftlinge zaritiche Solda- 
Peinlich für Springers Berufs- Fälscher. 


brücken und Stuligart drei Studenten 
festgenommen und ohne jede recht- 
liche Grundlage über 36 Stunden in 


mitglied der A 
denienverband in der BRD). 


Am 31. März sollte in Frankfurt 
‚eine Demonstration gegen diese Po- 
lizeiangriffe auf türkische Antifaschi 
sten und insbesondere für die Fr 
lassung von Y. Dagyeli und H. Subas 
stattfinden. Diese Demonstration 
wurde vom Frankfurter Polizeipräsi 
‚denten Müller (SPD) verboten, mit 
der provokatorischen Begründung, 
der sogenannte „Gebet. und Kult 
verein“ — eine faschistische türkische 
Organisation — habe zu gleicher Zeit 
und an gleicher Stelle ebenfalls eine 
Demonstration angemeldet. Daher 
seien „Konfrontationen nicht auszu- 
schließen“ und beide Demonstratio- 
nen müßten verboten werden. 


Dies reiht sich angemessen ein in 
das Verbot von Demonstrationen ge- 
gen das iranische Schah-Regime und 
gegen den spanischen Faschismus 
durch die Frankfurter Polizei in den 
letzten Monaten. 


Mit der Verhaftung der türkischen 
Antifaschisten Y. Dagyeli und H. Su- 
bası soll offenbar, nach dem Verbot 
der palästinensischen Organisationen 
GUPS und GUPA 1972, ein weiterer 
Schritt getan werden, die politische 
Tätigkeit von ausländischen Arbei- 
tern und Studenten gegen die reak- 
tionären und faschistischen Regimes 
ihrer Heimat zu unterbinden, . 


Urteil gegen die Pressefreiheit 


| _ Im Prozeß gegen die Genossen 
Osswald/ Schulte (vgl. AK 39 und 
41) wurde inzwischen das Urteil ge- 
sprochen: acht Monate Gefängnis 
(für drei Jahre zur „Bewährung” aus 
gesetzt) und 1000’ bzw. 600 Mark 
Geldstrafe. 

um ging es? Die beiden Ge 
| nosen hatten Fiugblätter u.ä. der 
| „KPD/ML”-„.Rote Fahne” (eine in- 
Zwischen nicht mehr existierende su- 
per-,linke” Organisation) unter 
nei Ihnen wurde vorgeworft 
dort u.a. der bürgerliche Staat ri 
als Staat der Bourgeoisie benannt 


> | herrscht und für ihre Interes 


worden war, der zur Unterdrückung 
der Arbeiterklasse dient, daß dort 
die repressive Rolle der Polizei auf- 
gezeigt worden war usw. 


Dies wurde vom Gericht als „Ver- 
ächtlichmachung des Staates” gewer 
tet. Daraus geht hervor: „ungesetz. 
lich” ist es nicht etwa, daß dieser 
staat im Widerspruch zur Verfassung 
(„Alle Staatsgewalt geht vom Volk 

5”) von der Kapitalistenklasse be- 
gesetzt wird, sondern „verbreche 
| fisch” ist es nur, diesen Zustan 

beim Namen zu nennen. . 


uch mal zu „belegen; wurde 
in Foto gebracht, "das fünf ausge- 
zehrte Männer — an Schubkarren 

keltet — vor einer Baracke zeigt. 

interschrift: „Arbeitslager in Sibi 
en: Häftlinge an Karren gekettet 
Na_ bitte, wer möchte jetzt noch 
Solschenizyns Glaubwürdigkeit be- 
zweifeln? 


Pech für Springers Söldner, daß 
die 0, g. Zeitschrift „Sowjetunion 
heute” den Schwindel aufdeckte und 
belegen konnte, daß dieses Foto 
einem 1907 in Rußland erschienen 
Buch eines gewissen W. Dorosche- 
witsch entnommen wurde, 


Das Foto zeigt tatsächlich ein 
zaristisches Zwangsarbeitslager aus 
dieser Zeit. Bei den abgebildeten 
Häftlingen handelt es sich wahrschein- 
lich um Genossen, die für ihren 
‚Kampf für den Sozialismus vom za- 
ristischen Terror-System bestraft wur- 
den. Und ausgerechnet dieses Foto 
soll num in Springers Zeitung dafür 
herhalten, Solschenizyns These zu 
erhärten, daß die Lebensbedingungen 
des russischen Volkes unter dem 
Zarismus „angenehmer” waren als 
unter der „bolschewistischen Terror- 
Herrschaft", 


Schlauerweise brachte die „WamS” 
nicht das gesamte Foto, sondern nur 
einen Mittel-Ausschnitt desselben. 
Links und rechts von den abgebil- 
deten Häftlingen stehen nämlich be- 
waffnete zaristische Wachposten, die 

wenn mit abgebildet — den 
Schwindel schnell hätten auffliegen 
lassen müssen. Die „Sowjetunion heu 
te” veröffentlichte jetzt das ganze 
Foto. Selbstverständlich brachte 
Springers „WamS” keine Korrektur 


dieser faschistischen Fälschung. 


ung 


Ich habe eine zehn-monatige Ju- 
gendstrafe verbüßt, Aber meine Sıra 


Te ist noch nicht I. Ich I 
das Gefühl, sie fängt Jetzl ern rich 
Um oin normales Loben führen zu 
können, man Arbeit, Aber 
anscheinend hat in unserer Gesell 


schaft, ein Jugendlich  Vorbestrafter 
kein Recht auf anständige Arbeit. Es 
gibt zwar schon Gesetze, die vernünf- 
ig sind, die aber einige „Lücken“ ha- 


Beispiel: Ich wurde 
der Bundesbahn und nach einer Wo- 
che aufgrund eines Führungszeugnis 
ses entlassen. Obwohl ich als Jugend- 
licher bestraft wurde, wurde in mein 
Führungszeugnis alles eingetragen. 


Später wurde mir erklärt, daß 
durch „Gesetzeslücken“ die Eintra- 
gung nöch möglich ist. Ich versuchte 
dagegen an zu gehen, mit der Hoff- 
mung, wieder bei der Bundesbahn an- 
fangen zu können, denn die Herren 
von der D.B. sagten, wenn ich ein sau- 
beres Führungszeugnis vorlegen kann, 
würden sie mich wieder einstellen. 


ingestellt hei 


de mir helfen, Hilfe habe ich bis heute 
nicht von ihm bekommen. 


Nach ca, einer Woche ging ich zu 
‚dem Richter, der damals für mich zu- 
ständig war, Der sagte, er sei keine 
Öffentliche Rechtsauskunft und es ge- 
be nur den Weg über die Gnadenab- 
teilung. 


Das bedeutet, ein jupendlich Vor- 
bestrafter bittet um Gnade, Mir war 
jedes Mittel recht, um die Stellung 
bei der Bundesbahn wieder zu bekom 
men. Also nahm ich schriftlich und 
mündlich mit der Gnadenabteilung 
Kontakt auf, 


Aber nicht nur ich, auch meine 
Mutter. Ein gewisser Herr sagte zu 
meiner Mutter, ich sollte mir doch ei- 
ne andere Stellung suchen und nicht 
so große Brötchen backen, denn ich 
sollte ja auch merken, daß ich was 
verbrochen habe! 


Obwohl die Gesellichaft schon ei 
nige Jahre darüber redet, den Vorbe- 
straften die Zukunft nicht verbauen 
zu wollen, sicht es in der Praxis ganz 
anders aus. Denn die Praxis ist bei 

die, daß ich schon seit drei Monaten 
von der Sozialbehörde abhängig bin 
und ohne meine Verlobte davon nicht 
einmal die Miete bezahlen könnte. @ 


Ein AK-Leser 114,74 
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KAMPAGNE GEGEN DIE CHILE-FLÜCHTLINGE 
-Komplizenschaft der westdeutschen Reaktion mit den faschistischen Militärs- 


Der faschistische Terror in Chile hat 
zu flüchten. Sofort nach dem 11. St 


viele Chilenen veranlaßt, ins Ausland 
tember letzten Jahres füllten sich di 


ausländischen Botschaften mit unzähligen Verfolgten; andere versuchten; 


illegal über die Grenze zu gelanj 
Die Bundesrepublik erwies sic 
als ein $ı 


n, vor allem nach Aı 
auch in der Flüchtling 
ıt, zu dem wohl Faschisten Vertrauen haben können, nicht aber 


ntinien. 
rage mal wieder 


Antifaschisten. Zunächst übte sich die soziallemokratische Bundesregie- 


rung in einer ungeheuren Verschleppi 
mezahlen für Fiächtlinge zu beschra 


ungstaktik, versuchte sie die Aufnah- 
inken und diese nach politischen Ge- 


sichtspunkten auszusieben. Dann, nachdem mitlerweile die Einreise von 
rund 57, 


'o Flöchtlingen „bewilligt und erfolgt ist, 


in der reaktionä- 


sen bürgerlichen Presse eine infame Hetze gegen die Flüchtlinge. 
Die Komplizenschaft der westdeutschen Reaktion mit den Mördern des 
chilenischen Volkes gilt es überall zu entlarven und zuzuklagen. Das it 


nicht nur die Aufgabe jedes Genossen, sondern jedes aufre« 


kraten. 


Die Bundesregierung hatte sich, 
wochenlang nach dem Putsch in Chile 
überhaupt jeder offiziellen Zusage 
enthalten, Flüchtlinge aufzunehmen 
— genauso, wie sie es offensichtlich 
nicht einmal aus Image-Gründen für 
nötig befunden hatte, den faschist 
schen Staatsstreich zu verurteilen; bis 
Brandt auf der UNO-Vollversamm- 
lung sein makabres „So geht es nicht 
herauspreßte. 

Dem entsprach auch das Verhalten 
des westdeutschen Botschafters in 
Santiago, der bis Ende Oktober die 
Türen seines Hauses vor jedem poli- 
tisch Verfolgten fest verriegelte. Erst 
zu dieser Zeit erkuärte sich auch die 
Bundesregierung zur Aufnahme von 
Flüchtlingen bereit. Einen Monat spä- 
ter, Ende November, lagen bei Amne- 
sty International private und Öffent- 
liche Aufnahmeangebote für 1.300 
Chile-Flüchtlinge vor — aber noch 
kein einziger Flüchtling war in der 
BRD eingetroffen. Nachdem in der 
Öffentlichkeit Protest über die Hin- 
haltetaktik der Bundesregierung laut 
wurde, versuchte diese, ihr Image 
durch einen publizistischen Vorstoß 
wieder aufzupolieren: es wurde ange- 
kündigt, daß bis Ende letzten Jahres 
450 Flüchtlinge aufgenommen wer- 
den sollten, kurz danach sollten cs 
dann ca. 730 sein und bis Ende Fe 
bruar (vor gut zwei Monaten) gar 
1,350. Mit sozialdemokratischem 
Großmut ließ die Regierung verlau- 
ten, daß in der Bundesrepublik mehr 
Chile-Flüchtlinge aufgenommen wer- 
den sollten, als in jedem anderen 
Land. Nur 'diese Zahlen waren ein 
reines Presse-Manöver. Nach den letz- 
ten Angaben sind mittlerweile 576 
Chile-Flächtlinge in unserem Land 
eingetroffen. Auf die deutliche Dif- 
ferenz zu den von der Regierung raus- 
posaunten Zahlen angesprochen, ant- 
wortete Johannes Marrd, Leiter des 
„Referat Lateinamerika-West” im 
Auswärtigen Amt: „Er haben sich 
‚eben nicht mehr Leute gemeldet.” 

Tatsächlich mag diese Erklärung 
einen Funken Wahrheit enthalten, 
die allerdings den ganzen Zynismus 

die allerdings den ganzen Zynismus 

nur noch widerwärtiger macht: Eine 

Reihe von Chilenen werden durch die 

besondere „Gastfreundlichkeit"”, die 

ihnen in der westdeutschen Botschaft 
entgegenschlägt, von einem Asylge- 
such in der Bundesrepublik zurück 
gehalten. Waren sie nämlich mit 
knapper Not dem faschistischen Ter- 
ror der chilenischen Militärs entkom- 
men, dann erwartete sie in der west- 

‚deutschen Botschaft der "Verfassungs- 

schutz’, der (in offensichtlicher Zu- 

sammenarbeit mit den chilenischen | 

Militärbehörden — denn woher sollte 

er sonst seine „Informationen” ha 

ben? !) sogenannte „Terroristen 
worunter die bürgerlichen Staats‘ 
schützer bekanntlich alle konsequen- 
ten Antikapitalisten versichen, raus- 
siebte. 

Anfang November 1973 schickte 
die Bundesregierung eine dreiköpfige 
„Auswahlkommission” nach Santia- 
yo. Diese Tatsache allein ist schon 
kennzeichnend genug, denn die fa 
schistische Militärjunta läßt ohnehin 
nicht jeden Chilenen, der in einer 
ausländischen Botschaft Asyl gesucht 
hat und einen Ausreiseantrag stellt, 
außer Landes. Die Entsendung einer 
eigenen westdeutschen „Auswahl- 
kommission" konnte von Änfang an 
daher nur den Sinn haben, die „Kri- 
terien” des faschistischen Regimes 
zur Bewilligung von Ausreiseanträgen 
weiter einzuengen, d.h. nach der 
durch die chilenischen Militärbehör- 
den erfolgten „Aussiebung” (die dem 
westdeutschen _"Verfassungsschutz” | 
offensichtlich nicht streng genug ist) | 
ine zweite folgen zu lassen, 

Die westdeutsche „Auswahlkom- 
mission” setzte sich aus einem Vertm 
ter der Bundesanstalt für Arbeit, ei- 
nem Vertreter des Innenministerlums 
und einem „landes- und sachkundi- 
gen” Sachbeärbeiter des Auswärtigen 


ien Demo- 


Amts zusammen. Der Vertreter des 
Innenministeriums, der CDU-Amtsrat 
Arend, ist derjenige, „zu dessen Zu- 
ständigkeiten Fragen der inneren Si- 
‚cherheit gehören”, wie es der Spre- 
‚cher des Auswärtigen Amts, von Pa- 
chelbel, vornehm ausdrückte, als be- 
kannt wurde, daß, der westdeutsche 
“Verfassungsschutz’ dem faschisti- 
folgungsterror in Chile zur 
ee er 
Arend laut Mitteilung der „Chile- 
Nachrichten" während der Studen- 
tenbewegung auch für die „innere 
Sicherheit” in Westberlin tätig" 

Die Funktion dieser „Auswahl- 
kommission” wurde später recht of- 
fen folgendermaßen erklärt: 

„Dafür zu sorgen, daß möglichst 
in "die Bundesrepublik solche kom- 
men, die hier sich möglichst harmo- 
nisch in den Arbeitsprozeß bei uns 
einfügen." (AA-Sprecher v. Pachelbel); 
und: „Es geht darum, daß wir keine 
Berufsrevolutionäre aufnehmen wol- 
Ten.”“ (FDP-Staatssekretär Moersch 
am 29.11. in der Fragestunde des 
Bundestäges). 

Als ein SPD-Abgeordneter in der- 
selben Fräfestunde daraufhin. vor- 
witzig fragte, welche Fragen den 
Flüchtlingen denn vom Verfassungs- 
schutz gestellt werden, und der Vize- 
grisident des Bundestages, Schmidt 

/ockenhausen (SPD), diese Frage 
gleich als „nicht in den Zusammen- 
hang gehörig" abwimmeln wollte, 


2 
‚Von den chilenischen Faschisten zu | 
Tode gefoltert: der Nordvietnamese 

Dr. Tran (siehe auch unseren Artikel 
in AK 40, vom 26. Febr. 74, wo ein 
Bericht über die Beerdigung von Dr. 
Tran auszugsweise zitiert ist; S. 16) 


sekundierte Moersch mit den Worten: | 
„Herr Präsident, ich bin gerne bereit, 
den Kollegen darüber aufzuklären, 
daß man die Fragen, die Sicherheits- 
behörden stellen, wenn sie Unsicher- 
heit befürchten, schon deswegen 
nicht öffentlich diskutiert, damit die 
Antworten nicht vorher präpariert 
werden können.” | 

Nichtsdestoweniger wurde einiges 
über die Inquisition des Verfassungs- | 
schutzes bekannt. So wurde den 
Flüchtlingen beispielsweise die Frage | 
gestellt, ob sie Kinder vor oder nach | 
der Eheschließung bekommen hätten | 
(woran man wohl erkennt, wieweit 
jemand die Normen der 
Moral anerkennt — und mithin „sich 
möglichst harmonisch in den Arbeits + 
Prozeß bei uns einfügt”); und 
„Sie haben doch sicherlich Waffen ge- | 
habt. Was wollen sie mit den Waffen 
machen? ” (It. Süddeutsche Zeitung, | 
20.12.1973). 

Der Verfassungsschutz hat mit die- 
sen Verhören nicht nur für westdeut- 
sche Regierungsinteressen gearbeitet 
sondern offensichtlich auch direkt als 
Arm der chilenischen Militärdiktatur 
fungiert. Die in Westberlin erschei- 
nenden „Chile-Nachrichten” zitierten 
dazu die Außerungeinigerin die BRD | 
gelangier Chilenen | 
„Wir haben sofort gemerkt, daß ein 
Polizist dabet ist. Er stellte uns Fra 
sen, die die deutsche Regierung gar 
nicht Interessieren können, wohl aber 
die Militärfunts. Wir wissen, denn 
wir kennen uns darin aus, daß die 


Pol 
te. 


international zusammenarbei- 


Genauer muß man wohl sagen, 
‚daß die gestellten Fragen sowohl 

ie chilenische Militärjunta, a | s 
uch die westdeutsche Regierung 
interessieren. Die „ChileNachrichten” 
schreiben im übrigen, daß die Unter- 
lagen der asylsuchenden Flüchtlinge 
zunächst nach Pullach geschickt wur- 
den, wo die Zentrale des Bundesnach- 
richtendienstes sitzt, und dort ca. 
zwei Wochen verblieben. Man sicht 
deutlich, was alles bei den bürgerli- 
chen Behörden Vorrang hat vor der 
„humanitären Hilfe”. 

Diejenigen Chilenen, die ihr Leben 
vor dem faschistischen Terror retten 
konnten, und die dann auch die ar 
schließende Inquisition des westdeut- 
schen Verfassungsschutzes überstan- 
den hatten und in die Bundesrepu- 
blik_einreisten, konnten schließlich 
auch hier feststellen, wieweit es um 
die Humanität und Gastfreundschaft 
dieses Landes bestellt ist. Die DKP- 
Zeitung UZ berichtete beispielsweise 
am 14. März von einem Fall, wo der 
Familienvater einer chilenischen Fami- 
lie, die in Hamburg unterkam, in ein 
Lager nach Unna (Ruhrgebiet) ge- 
schickt wurde. Die Familie wurde 
von den Behörden auseinandergeris- 
sen, weil die einzelnen Bundesländer 
nur eine genau festgelegte Zahl von 
Flüchtlingen aufnehmen. 

Die chilenischen Flüchtlinge sind 
natürlich zumeist völlig mittel- 
los — aber nach dem „Bundessozial- 

fegesetz” erhalten sie nur den lü- 
cherlich geringen _ „Unterstützungs- 
satz” von DM 247, Ein Maximum 
an Zynismus stellt in dieser Situation 
das „Angebot” der gewerkschaftsei- 
genen „Neuen Heimat” in Hamburg 
(wo 68’Chilenen aufgenommen wı 
den) dar; die Flüchtlinge in Drei-Zim- 
mer-Wohnungen zu „Kostenmieten” 
von DM BS0 Baier 

Die ganze Flächtlingsfrage dient 
den sozialdemokratischen Regierungs- 
stellen und Behörden lediglich dazu, 
Humanität vorzutäuschen 
und gleichzeitig von dem barbark- 
schen Terror in Chile, der nach wie 
vor unvermindert weiterbesteht, a b- 
zulenken. Das Volk in Chile kann 
aber nicht in seiner Gesamtheit 
flüchten; es ist zum unerbittlichen 
Kampf gezwungen, und die Flücht. 
lingsfrage ist nur ein winzig klein aus- 
geschnittener Teil des Elends und 
der Not, in dem sich das chilenische 
Volk befindet. Für den Spießbürger 
(und nicht nur für die Behörden) 


Die Flüchtlinge sollen 
in, daß die Bundesre- 
publik sie überhaupt aufgenommen 
at; immerhin geht es ihnen hier bes- 


ser als augenblicklich in Chile. 
Die Arbeiterklasse hat demgegen- 
über nicht ihr „Gewissen zu beruh) 
gen”, sondern die Verpflichtung des 
proletarischen Internationalismus zu 
‚erkennen, die Brüderlichkeit und So- 
lidarität im gemeinsamen Kampf ge- 
'n Faschismus und Imperialismus. 
Bafur mässen_ die klassenbewußten 
Arbeiter allerdings auch in den eige- 
nen Reihen einen harten Kampf füh- 
ren. Es wäre töricht und gefährlich, 
zu übersehen, daß der Nationalismus, 
Fremdenhaß und Rassismus, der tag. | 
tätlich in immer dichteren Strömm 
s der bürgerlichen Presse irieft, 
auch bereits einen Einbruch in Teile 
der Arbeiterklasse erzielt hat. Auch 
im Falle der Chile-Flächtlinge hat die 
Bourgeoisie ihre faschistische Hetz- 
‚kampagne gegen „ausländische Ter- 


roristen” zu diesem Zweck weiterbe- 


CHILE: 
T 


odeslager 


trieben. Sina 
Ant Bucnn 
Wer sind die Terroristen? 
Besonders von den Behörden der 
CDU/CSU-regierten Bundesländer, 


die sich teilweise bis heute weigern, 
überhaupt einen einzigen Chile-Flücht” 
teilweise bis heute weigern, über- 
haupt einen einzigen Chile-Flücht- 
ling aufzunehmen, wurde von Anfang 
an in faschistischer Weise gegen die 
Flüchtlinge gehetzt. CDU-Politiker 
hatten ohnedies zu verstehen g 
ben, wie sehr sie mit den faschisti- 
schen Militärs in Chile sympathisie- 
ren. So erklärte der CDU-Bundes- 
tagsabgeordnete (und frühere CDU- 
Generalsekretär) Bruno Heck nach ei- 
ner Reise ins faschistische Chile, daß 
die „chaotischen wirtschaftlichen 
Verhältnisse” und die „totale Poli- 
tisierung des Volkes” den Putsch 
„verursacht” hätten (Kölner Stadt- 
Anzeiger, 18.10.73). Weiter sagte Heck 
zur Situation der gefolterten Häftl 
ge in den Sportstadien von Santiag« 
„Das Leben im Stadion ist bei sonni- 
‚Fem Frühlingsweter recht angenehm.” 
(Süddeutsche Zeitung, 18.10.73 — 
man sollte derartiges im Ohr behal- 
ten, damit die Arbeiterklasse es sol- 
‚chen Burschen wie Heck später auch 
einmal „recht angenehm" machen 
kann!). Ein anderer CDU-Faschisten- 
freund, der Bundestagsabgeordnete 
Jürgen” Wohlrabe, hatte ebenfalls 
nach einem Besuch bei den chileni- 
schen Militärs erklärt, daß er einen 
„positiven Eindruck” von der Situ- 
ätion im Land habe, Wohlrabe und 
andere CDU-Politiker hatten auch die 
KZ-Insel Dawson im Süden Chiles 
besucht: „Wohlrabe erklärte dazu , 
daß man einen Ideenaustausch mit 
Leuten vornehmen wollte, ‘die andere 
Ansichten haben als wir!” (Süddeut- 
sche Zeitung, 1.1.74). Ein s 0 - 
her “Ideenaustausch” und eine 
s 0. 1.c he „Meinungsfreiheit” ist 
den CDU-Polilikern zweifellos am 
liebsten: wo die klassenbewußten 
Arbeiter im KZ sitzen und sie 
von ihnen nichts zu fürchten haben. 
Die anschließende Hetze gegen die 
mittlerweile eingereisten Flüchtlinge 
war dann auch die konsequente Fort- 
setzung des zuvor erteilten Lobes 
über die Situation in Chile nach dem 
Putsch. Der CDU-Ministerpräsident 
Filbinger von Baden-Würtemberg er- 
klärte gegenüber der Presse, daß es 
„im Bereich des Stuttgarter Lander- 
ämtes für Verfassungsschutz 77 Pro- 
blemfälle” unter den Chile-Flücht- 
fingen gäbe, nämlich: „Flugzeugent- 
führer, Sprengstoffexperten, in Kuba 


Der faschistische Terror in Chile geht unvermindert weiter. Kampf der 
Militärjunta und ihren Komplizen auf der ganzen Welt! 


ausgebildete Guerilla-Ausbilder und 


aktive Tupamaros”. Außerdem Leute, 
die aufrund der Entführung deswest 
deutschen Botschafters von Holleben 
in Brasilien 1970 befreit wurden 
(und dann nach Chile emigriert w a 
sen). In einem Brief forderte Filbin- 
ger Bundeskanzler Brandt auf, ‚allen 
Personen aus Chile die Aufnahme 
in die Bundesrepublik zu verweigern, 
deren Bisherige Tätigkeit zu der Be- 
sorgnis Anlaß gebe, daß sie die frei 
heitliche demokratische Ordnung be- 
kämpfen. Soweit entsprechende 
Sichtvermerke (d.h. Einreisegenehmi- 
gungen; d.Red.) bereits erteilt worden 
sind, müssen sie zurückgenommen 
werden.” Beachtenswert ist dabel, 
daß essich beidiesen 77 sogenannten 
„Problemfällen” keineswegs 
üm bereits cingereiste 


Flüchtlinge handelt (dies nur in we- 


(aus: „Die Tat”, 18.2.74) 


nigen Ausnahmen). In der Mehrheit 
sind diese Flüchtlinge einfach krimi- 
malisiert und für die rassistisch-anti- 
kommunistische Kampagne in der 
BRD ausgenutzt worden, obwohl sie 
in ganz andere Länder 
reist sind — ein Indiz mehr für die 
enge Zusammenarbeit der internatio- 
nalen Polizeibehörden. Die Antwort 
des SPD-Regierungssprechers von 
Wechmar auf den Filbingerbrief , 
„daß eine Einreisegenehmigung in 
ledem Einzelfall nur dann erteilt 
werde, wenn bei Abwägung der Si- 
cherheitsbedenken und humanitärer 
Erwägungen sich ergebe. daß die Ein- 
reise vertretbar sei” (Weit, 23.2.74) , 
zeigt überdies, daß CDU/CSU und 
SPD hier prinzipiell am gleichen 
Strang zichen. 

Insbesondere wurden diejenigen 
Chile-Flüchtlinge zur Zielscheibe der 
der Hetze, die nicht selbst Chilenen 
sind, sondern aus anderen lateiname- 
fikanischen Ländern kommen und 
selbst nur Asyl in Chile unter der 
Allende-Regierung erhalten hatten. 
Die Allende-Regierung hatte Chile 
drei Jahre lang zum Land mit der tat 
sichlich größten Gastfreundschaftauf 
‚dem lateinamerikanischen Kontinent 
‚gemacht. Tausende politisch Verfolg- 
ter hatten dort Aufnahme gefunden; 
insbesondere waren viele Brasilianer 
darunter, in deren eigenem Land seit 
1964 eine faschistische Militärdikta- 
tur herrscht. 

Die chilenischen Militärs haben 
nun insbesondere die „von Allende 
ins Land geholten ausländischen 
Terroristen” zum Staatsfeind Nr. 1 
erklärt. Wie bei der Propagandalüge 
der Nazis vom „jüdischen Bolschewis- 
mus” soll dadurch auch in Chile 
der Marxismus als etwas verteufelt 
werden, das „der Natur des chileni- 
schen Volkes’ fremd” ist und nur 
vom Ausland importiert wurde. So- 
weit es den in Chile lebenden latein- 
amerikanischen Ausländern gelungen 
ist, in eine Botschaft zu flüchten, 
können sie in den m Fi 


nicht in ihr Heimatland zurück 
denn dort wartet ebenso Einkerke- 
rung, Folter und Mord auf sie. Au- 
Gerdem weigert sich ebenso eine Rei- 
he anderer Länder, irgendwelche 
nicht-chilenischen Chile-Flüchtlinge 
aufzunehmen. Soweit nicht-chileni- 
sche Chile-Flüchtlinge beispielsweise 
nach Argentinien oder Mexiko ge- 
langt sind, mußten sie auch dort 
schnellstmöglich wieder Unterschlupf 
in einer anderen ausländischen Bot- 
schaft suchen, um einer Verhaftung 
und Auslieferung an die Militärdikta- 
turen ihrer Heimatländer (vor allem 
Brasilien, Bolivien und Uruguay) zu 
entgehen. In Mexiko-City und Buc- 
not Aires sind u.a, auch einige 
Flüchtlinge in die westdeutschen Bot 
schaften gegangen und haben Aufnah- 
me in die Bundesrepublik beantı 

Wie Freiwild von Land zu Land ge- 
hetzt ist ihr weiterer Weg aber auch 
immer noch unsicher — denn einige 
von ihnen stehen ebenfalls schon auf 
den „schwarzen Listen” des west- 
deutschen ‘Verfassungsschutzes' (11 
der Flüchtlinge in MexikoCity und 
13 in Buenos Aires; It. Springers 
„Welt” vom 21. März, die dies natür- 
lich mit der Absicht geschrieben hat, 
einen publizistischen Feuersturm ge- 
gen deren mögliche Einreise zu ent- 
fachen). 

Springers Hetz- und Lügenpresse 
bedient sich offen und direkt faschi- 
stischer Quellen, um ihre Giftkübel 
über die Chile-Flüchtlinge auszu- 
schütten. Die „Welt” zitiert in ihrer 
Ausgabe vom "26. Februar beispiels- 
weise den chilenischen Generalkon- 
sul in Hamburg, Hugo Lea-Plaza, der 
sich ohne Umschweile als Freund der 
Militägunta zu erkennen gibt 
„Mit größter Wahrscheinlichkeit, 


» 


‚Arbeiterkampf Nr. 43/1. Mai 1974 Seite 11 
schistise olizei (Brasl- innenministerium a wurden, | Atmosphäre war, in der Ostern 1968 
iger rn en op er Aufenthalt der | dann die Schisse auf Rudi Dutschk 


Forts. Chile-Flächtlinge, 


wenn nicht mit Sicherheit gehören 
einige der Nicht-Chilenen jener inter- 
‚nationalen Extremistenorganisation 
an, die das marxistische Regime von 
Allende illegal in das Land ließ, um 
bei der Errichtung der Diktatur des 
Proletariats in meinem Land behilf- 


lich zu sein.” 
Die „Welt” verb 


rekter Rede weiter: 


„Statt in ihre Heimat zurückzu- 
‚kehren (wo sie Folter und Mord er- 
— AK-Red.), spielten (!} 
sie in der Bundesrepublik die Rolle 
der ‚verfolgten Chilenen‘ (!!) mit dem 
Ziel, die traditionell guten Bezie- 
'hungen zwischen Chile und Deutsch- 
Chile und N a z 1 - 
— AK-Red.) zu be- 


wartet!!! 


land (N azi 
Deutschland 
einträchtigen.” 


Die „Bild-Zeitung” brachte schließ- 
lich am 14. März einen Artikel mit 
der fetten Balkenüberschrift: „Groß- 
fahndung nach chilenischen Terrori- 
sten in Deutschland — Lebt der Ent- 
führer desdeutschen Botschafters von 
Holieben unter uns? ”, Darin heißt 
es, daß „südamerikanische Terrori- 
sten mit gefälschten Pässen in die 

gegen 

die bereits „die Fahndung auf vollen 
Um welche 

Untergrundkämpfer 
zeigt folgende Auf- 
Es folgen dann zehn 
it einer kurzen Be- 
zeichnung ihrer „hochkarätigen Ge- 
Zwei davon sind es 
wert, hier besonders zitiert zu wer- 


Bundesrepublik einsickern”, 


Touren” luft. Weiter: 
‚hochkarätigen® 
es sich handel 
stellung: . .. ” 
Namenskürzel 


fährlichkei 


den: 


„CP. (28) wurde bei einem Feu- 
in Uruguay 


verhaftet.” 


„R.E.A. (27) steht auf der Liste 
der’ 40 meistgesuchten Terroristen 


Brasiliens.” 
Die „Bild-Zeitung” macht 


ihrer Komplizenschaft. 
schen Regimes. 


{m 
allgemeinen aber heißt, daß 


t die Auße- 
rungen dieses Herrn dann in indi- 


hier 
nicht mehr den geringsten Hehl aus 
it. faschisti- 
Die Tatsache, daß 
jemand von der faschistischen 
Polizei (Uruguays) verhaftet wurde 
‚einem Feuergefecht”” — was im 
die 
Po 11 ze geschossen hat!), und die 
Tatsache, daß jemand von der fa 


liens) gesucht wird 

Rechtsgrundlagen”, auf denen die 
‚pringer-Zeitungen ihre Hetze ent- 
falten: eben die „Rechtsgrundlagen“ 
der völligen Geseizeswillkür, des Ter- 
rors, der Folter und des Mordes; die 
„Rechtsgrundlagen” des Faschis- 
mus! 

Waren die Namen in der „Bild- 
Zeitung” vom 14. März noch durch 
Anfangsbuchstaben ersetzt — so nennt 
die „Welt” vom 21. März bereits die 
Namen von sechs Brasilianern voll- 
ständig, die „ohne Kontrolle durch 
Grenzschutzorgane in die Bundesre- 
publik eingereist” seien, (Woher 
kommen eigentlich die Namen, wenn 
sie „ohne Kontrolle” eingereist sein 
sollen? Haben die Grenzbehörden sie 
bewußt „einsickern” lassen, um 
„Material” für die Hetzkampagne zu 
haben? Oder sind die Namen einfach 
in den Fälscherwerkstätten des „Ver- 
fassungsschutzes” (ab riziert 
worden, um die „Gefahr” möglichst 
„konkret” zu machen? 7). Die 
"Welt" schreibt, daß die „Sicherheits- 
Behörden” der Länder vom Bundes- 


Der US-Imperialismus hat den chile- 
nischen Faschismus großgezogen. 


Kampf gegen Imperialismus und 


„festzustellen, ob der Aufenthalt der 
Übengenannten Personen bekannt ge- 
worden ist, und welche Maßnahmen 
eingeleitet worden sind”, 


Die ganze Kampagne gegen die 
angeblichen „Terroristen” unter den 
Chile-Flöchtlingen (bis hin zu den ge- 
kürzten bzw. ausgeschriebenen Na- 
menslisten in „Bild” und „Welt”) 
enthält die indirekte Aufforderung 
zur Lynchjustiz, dieKonse 
quenz allen Fremdenhässes, Rasis- 
mus und Antikommunismus ist. Die- 
se Kampagne schwebt ja auch nicht 
in einem ansonsten sterilen politi- 
schen Klima, sondern ist eingebettet 
in die mittlerweile schon zur Tages- 
parole der reaktionären Presse ge- 
wordenen Aufforderung an die Be- 
völkerung, „die staatszerstörenden 
Kräfte abzuwehren”. Wir erinnern 
daran, daß dies auch die von den 
Nazis’ geschürte Atmosphäre war, in 
der sich eine militante faschistische 
Massenbewegung herausbilden konn- 
te. Wir erinnern daran, daß dies auch 
die von der Springer-Presse geschürte 


Krematorien 


in 
Chiles KZ 


Ne Tedemache wud dann men 


abgefeuert wurden; und in der ein 
teaktignärer Teil der Berölkerung 
(vor allem des Kleinbürgertums) 
1971/72 mit Spitzeldiensten an der 
„Baader/Meinhof-Jagd” beteiligte. Die 
Antikommunistische und ausländer- 
feindliche Hetze in der bürgerlichen 
Presse ist seit dem nicht zurückge- 

,. sondern hat zugenommen — 

indere gegen die Palästinenser 
und Araber sowie im Ford-Streik 
letzten Jahres gegen die Türken, und 
jetzt eben auch gegen die Südameri- 
kaner. Und was auch angewachsen 
ist, das sind die von der Polizeimen- 
talität der Bourgeoisie durchdrunge- 
nen „Bürgerwehren”, Traditionsv 
bände und andere faschistische Stoß- 
trupps, die heute schon (unbehelligt 
‚natürlich, und teilweise sogar direkt 
durch die Behörden gedeckt) über 
ein nicht unbeträchtliches Waffen- 
arsenal verfügen. 

Beständig versucht die reaktionäre 
Presse ihre faschistische Ausländer- 
hetze auch mit der Kriminalisierung 
der revolutionären Linken in Wes 
deutschland zu koppeln, mal das eine 
und mal das andere in den Vorder. 
‚grund hebend. Über die „südamerika- 
nischen Terroristen” "schrieb. die 
„Welt“ jetzt am 21. März: „Die 
‚Bundesregierung rechnet . . . damit, 
daß ein Teil dieses Personenkreises 
‚Kontakte zu politisch radikalen Par- 
teien und Gruppen aufnehmen und, 
seine Aktionen fortsetzen wird.” 
Wohlan! Die Kommunisten werden 
sich ihrerseits in der Tat bemühen, 
einen echten und tatkräftigen pr o- 
letarischen Internatio- 
nalismus aufzubauen, der eine 
solidarische Front und gegenseitig 
unterstützende Zusammenarbeit aller 
Völker im Kampf gegen, Faschismus 
und Imperialismus zum Ziel hat. Und 
in diesem Sinne werden wir auch 
nicht mäde werden, die bürgerliche 
Presse anzuklagen und zu entlarven, 
daß sie unter dem demagogischen 
Deckmantel der Kriminalisierung der 
klassenbewußten Arbeiter und revo- 
Iutionären Kämpfer als „Terroristen” 
über die wahren Terrori- 
5 te m hinwegtäuschen versucht 
das internationale Kapi- 
a1 und seine brutalsten Söldner, 
die Faschiste ‘ 


Buch v 
ns Deutsche übertragen we 
In den 
Fernschm 
22.4. Sym 
tnieben: ein 
und humorvoll, aber mit naive 
tischen Vorstellungen, den 
endlich freilassen sollie: .. 


es hat, 


zu halten? ” 

Der „Stern” 
Jahren 
ste‘ 


dem Riesenaufmache: 


Diese Aktivitäten ordnen sich 
in eine planmäßig angekurbelte „ 
heit für Heß” 
strierten 


ist. die einzige der vier 
Mächte des 2 


wollen sich für Heß 
der ehemalige Ankläg 
Berger 


pagne: „Die Fortdauer der Haft 
eine Schande für die Humani 


für Rudolf Heß ” 
Der frühere 


ten und Ministern, Ps 


Ein Leben im Dienst des 
deutschen Imperialismus 


„Humanität” bei Rudolf Heß? 


phlete zu verbreiten. 


‚mitton neu aufgelegt; ein britischer 


Putschversuch in München dabei. 
1924 war er Hitlers Parteisckretär 


Manvell/Fraenkel soll 


‚beral gebenden 
wurde 3 
eb b 


muß man 
sich fragen, welchen politlichen Sinn 

im Jahre 1974 diesen 80- | 
jährigen Greis mit einem Riesenauf- | 
wand noch länger in Gefangenschaft | 


der sich vor einigen | 
reits fragwürdige „Verdien- 

um die Freilassung der Kriegs- 
verbrecher Speer und Schirach er 
warb, brachte eine ausführliche Heß- | 
Story. Auch die Hamburger SPD- 

„Morgenpost“ ließ sich nicht lumpen 
nd brachte am 11.4. einen halbseiti- 
gen Artike) über „den einsamsten und 
teuersten Gefangenen der Welt” mit 
„Die Zeit ist ge- 
kommen, Rudolf Heß (reizulassen 


Frei- 
jewegung. So demon 
1973 in Bonn Faschisten 
für Heß’ Entlassung, die Bundesregie- 
ung bereitet in Moskau einen enispre- 
chenden Antrag vor. Die Sowjetunion 
Alliierten 

Weltkrieges, die sich 
‚noch der Freilassung von Heß wider. 
setzt, Britische Unterhausabgeordnete 
inseizen, auch 

bei den Nürn- 
Kriegsverbrecher-Prozessen, 
Lord Shawcross, unterstützt die Kam- 


Eine „Hilfsgemeinschaft ‚Freiheit | 
(Vorsitzender: | 
Bundesjustizminister 


Ewald Bucher!) hat über 200.000 
Unterschriften gesammelt, 
solche von br 


darunter 
ischen, amerikanischen 
arlamentsabgeordne- 
ofessoren und | 
Schriftstellern „von rechts bis links”. 


In wessen Interesse werden hier 


alle Register der bürgerlichen Öffent- 
lichkeit für einen alten Nazi-Führer 
mobil t? Wie steht es mit der 


„Noch an der Universität begann 
Rudolf Heß eifriguantisemitische Pam- 

(Spiegel 17/79. 
1920 schloß er sich der Hitler-Partei 
1923 beim faschistischen 


und enpster Vertrauter peworden 
1937 übernahm er die Politische Zen 
tralkmmissh NSDAP, steuerte 


von do 
tion in 
Frage 
Hier 
der 


us die Poli 
‚nt und 


der NazkErak 
bearbeitete 


An 


f 


führung ın seinem Namen zu entschei 

n. So beherrschte er wesentliche 
Punkte des Kontrollapparates der 
NaziPartei. Bei den Mordaktionen 


1934 gegen Röhm und die SA- 
rung stand er in erster Reihe 
unterzeichnete er als Reichsminister 
| die rassistischen Nürnberger Judenge- 
setze, den ersten Schritt zur späteren 
grauenvollen „Endlösung der Juden 
1938 wurde er Mitglied des 


u 


arriere eines der treu 
sten Bluthunde des deutschen fa- 
schistischen Imperialismus. Es war 
also ganz gewiß kein „Verrückter”, 
‚der 1941 nach Schottland flog, um 
den deutschen Impeı 

nem Friedensangebot 
der Westfront den Rücken frei zu 
machen” - sechs Wochen vor dem 
Überfall auf die Sowjetunion. 

Bei den Nürnberger Kriegsverbre- 
cher-Prozessen nach der Niederlage 
der Faschisten erklärte er „an 
deutsche Volk”: „Ich bereue nichts] 
Bei dieser Haltung blieb er bis heute: 
Hitler würde er ohne Zögern wieder 
dienen, wenn er nochmal die Gelegen- 
heit hätte: „Narürlich würde ich das!" 
„Ich möchte das Erlebnis, unter Hit 
ler als Stellvertreter gedient zu haben, 
in meinem Leben nicht missen.” „Ich 
würde den gleichen Weg gehen und 
hier in Spandau enden .. - Ich habe 


nunmal meine Überzeugungen, wie 
Sie wissen, und es gab nur einen Weg, 
dafür einzutreten.” 

im Grunde ist es ja nicht erstaun- 
lich, 


‚daß sich ein alter eingefleischter 
'h nach über drei Jahr. 
nicht gewandelt hat 
Aber die Sache bekommt dadurch 
ihr Gewicht, wie sie gegenwärtig in 
F 
eingefügt wird in die unverblümte 
Neuauflage der Nazi-Propaganda, ver- 
niedlichend „Nostalgie” genannt. 
Nur einige Beispiele: 
— Eine Firma Richter hat’ die „be- 
liebtesten „Nazi-Märsche und “Lie- 
der auf einer LP neu herausgebracht 
einschließlich „Es zittern die mor- 
schen Knochen”, den Liedern des Ar- 
beitsdienstes, der Hitlerjugend und 
SA. Sie sind zum besseren Verkauf 
„in den Sound unserer Tage gesetzt”, 
Auf Tanzmusik verpopt. 


1935 | 


— Bekannt sind die Faksimile-Ausga- 
ben des Bertelsmann-Verlags, der 
in dieser Reihe. außer einigen „All 
wmm der „‚Roten Fahne” und 


des „Vorwärts”" ganz unverhohlen 
ächlich offen reaktionäre und 
ungen nachdruckt 


ter Zeit die im 


unzpapier-Buntdruck 
hoher Auflage auf den Markt geworfe 
Pott „Das 3. Reid 

Hier wi Hillerfaschismus in 
herslichen Farben angeboten — gar 


niert mit einigen Artikelchen, in de- 
nen der Faschismus verniedlicht wird 
als ehrgeiziges Macht-Hickhack grö- 
Benwahnsinniger Nazi-Führer und Ge- 
neräle oder als unbegreifliches, 
gantisches „Ausflippen” des ganzen 
deutschen Volkes hingestellt wird. 
Bei den Älteren, aber auch bei 
jüngeren Menschen, die den Faschis 
mus nicht selbst erlebten, soll d 
Eindruck erweckt werden, daß es 
„ırotz allem doch eine schöne Zeit” 
‚enn es natürlich „Schön- 


= Der verantwortliche Redakteur un 
„Das 3. Reich”, Zentner, ist im 


Begriff, eine Gesamtausgabe von 
„Mein Kampf" herauszubringen - zu 
Dokumentationszweck 

Diese „Hitler-Welle” und „Nazi« 


Nostalgie” ist. natürlich gesteuert 
Sie bezweckt, _den blulbefleckten 
faschistischen Terror nachträglich 
durch die Brille der historischen 
Erinnerung zu verklären und ihn da- 
mit Schritt für Schritt wieder 'salon- 
fähig’ zu machen. 

Demselben Zweck dient es, wenn 

Hitler in Artikelfolgen, Büchern, 
sehfilmen eic. unermüdlich von 
aller,menschlich”sten Seite dar 
gestellt wurde, 

So auch die Kampagne um den 
‚armen alten Mann” Rudolf Heß. 
Es verkörpert besonders sinnfällig die 
von der Bourgeoisie gewollte Ver 
harmlosung und Vermenschlichung 
‚des Faschismus: alt und gebrechlich, 
kann doch keinem mehr schaden, 
man soll ihm endlich Gnade geben 
Und auf der "human-interest'-Woge 
soll auch der Faschismus insgesamt 
mit durchrutschen: der ja auch schon 
so lange her ist, niemanden mehr 
schaden kann, der eigentlich gar so 
schlimm nun auch wieder nicht war 
und ja schließlich auch seine „mensch- 
lichen” Seiten hatte usw. 


Der „Gefangene 1. Klasse” 
De ehanalıng varlkaher befomme 


nische Charakter der ganzen Kam- 


jene für den „armen“ Kriegsver- 
‘her Heß wird besonders deut- 
lich, wenn man einmal seine Hafıbe- 
dingungen, mit denen linker politi 
scher Gefal vergleicht 


„Seit der Entlassung des ehemalt 
‚gen Reichsjugendführers hirach 
und des Rüstungsminisiers Speer vor 
siebeneinhalb Jahren ist Heß der ein 
zige Häftling in dem für 00 Insassen 
\ bestimmten Bau. 

| 


Seine Unterbringung kostet den 
BRD-Steuerzahler {}) heute über eine 
Million Mark im Jahr. 


‚Für seine Bewachung und Versor- 
gung stellt jede der vier Mächte wäh- 
rend ihres Aufsichtsmonats einen Of: 
fizier und 37 Soldaten als Wachtpo- 
iten und ständig einen Direktor. Da: 
zu kommt als Dauer-Mannschaft ein 
Team von Gefängnisaufsehern, Kö- 
chen, Dolmetschern, Ärzten, ein 
Pfarrer, ein Sanitäter. 


‚Außer den militärischen Wachtposten 
sind es über hundert Leute für einen 
Mann. 


Heß ist unser eigentlicher Direk- 
tor‘, sagen einige Wächter. Er gibt dem 
Wächter, der im Gang vor seiner Zel- 
lentür sitzt, auf einer Schreibtafel re- 
kelmäßig „Anweisungen für die ge- 
wünschte Verpflegung, die der jeweils 
zuständige Koch auch nach Möglich“ 
keit bejbigt. Wenn er nachts nicht 
schlafen kann, oder sich nicht wohl 
Fünlt, lägt Heß den Sanitäter aus dem 
Beit' holen, damit dieser Ihm eine 
Schlaf. oder, Schmerztablette gibt” 
(Nach dem 'Stem"Bericht) 


Jeden Tag kann er zudem in dem 
großen, mit alten Bäumen bestande- 
nen Gefängnisgarten herumspazieren. 
in dem in früheren Jahren eigene Bee- 
te angelegt werden durften. Bei er 
nem Magen- und Zwölffingerdarm- 
geschwür wurde er im_ englischen 
Ärmee-Krankenhaus sorgfältig ausku- 
Fiert 

Soviel zu den Haftbedingungen, 
die die bürgerliche „Gerechigkeit” 
seit Jahrzehnten einem Mann anac- 
deihen läßt, der Millionen Tote maß- 
geblich mit zu verantworten hat 

Daß seine Haft vor allem die 
Werktätigen (Steuerzahler!) der BRD 
jährlich eine Million DM kostet (wel- 
cher Hohn gegenüber den Blutopfert 
die der Faschismus gerade der den 
schen Arbeiterklasse abgepreßt hat!), 
ist niemals eine Begründung dafür, 
diesen Verbrecher {teizulassen! So 
etwas fällt nur Faschisten und gewis- 
sen Spezialdemokraten ein 

Heß ist doch gerade wegen dieses 
Aufwandes überhaupt so alt gewor- 


‚wöhnlicher" Krimineller, 
der nicht für hundertausendfac he 
Verbrechen verantwortlich ist, son- 
dern „nur für einzelnen Mord 
nisbe 


Noch schärfer stellt sich die Situs- 
tion bei den linken politischen Gefan- 
‚genen in der BRD dar. Deren Gesund- 
heit wird häufig in wenigen Jahren so 
ruiniert, daß sie als halbe Wracks ab- 
geschoben werden. So Astrid Proll, 
die schließlich wegen völliger Haft“ 
und Prozeß-Unfähigkeit entlassen wer- 
‚den mußte. So beı Katharina Ham- 
merschmidt, bei der ein sich ent- 
wickelnder Tumor solange nicht be- 
handelt wurde, daß er jetzt nicht 
mehr zu operieren ist. 


In über und über weiß gestrichenen 
Zeilen Iebendig eingesargt, total 
Schaller (außer einem beklapp- 
tem Radioprogramm), und ohne Ver- 
bindung zum normalen Tager- und 
‚Jahreszeitenrhythmus, werden solche 
Gefangenen monatelanger Isolations- 
folter unterworfen. Durch die bekannt 
gewordenen Ergebnisse der „Isola- 
tionsforschung” im Hamburger Kran 
kenhaus Eppendorf weiß man, daß 
bei dieser „diskreten” Folter äußer- 
lich nichts zu schen ist, 
— aber wichtige Körperfunktionen 
nach kurzer Zeit aus dem Rhylh- 
mus geraten (bei Astrid Proll Kreis- 
lauf- und Nervensystem), 
— der Gefangene übelste Depressio- 
nen bis hin zu Wahnvorstellungen 
entwickelt, schließlich seelisch ab- 
stirbt und zu Grunde geht, nicht 
mehr logisch denken kann, sein Ich- 
Bewußtsein verliert usw 
Angesichts dieser (wohlbekannten) 
Tatsachen, angesichts der Militarisic- 
rung und Ausrichtung des gesamten 
Staatsapparates gegen Linke und 
Kommunisten wo steht ihr da, ihr 
Herren Liberale und Spezialdemokra- 
ten, die ihr euch so willig vor den Kar- 
ren der  Heß-Kampapne spannen 
1aßı? ! y 


Es geht der Bourgeoisie nicht da- 
rum, hier einen alten und kranken 
Mans zu befreien. Der Nutzwert und 

1eß-Kamı für 
die Herrschaften vor ale aufpair 
tisch-ideologischem Gebiet. „Der Fall 
Heß” wird genutzt, um das berechtig- 
te Mißtrauen und den Abscheu 
Menschen gegen die alten Faschi- 
stenführer und ihre Ziele aufzuwei- 
‚chen, und sie für derartige Ideen wie- 
der empfänglich zu machen. . 


Branchenzelle Chemie, 


KB/ Gruppe Hamburg 


‚Arbeiterkampf Nr. 43/1. Mai 1974 


Für die Präsidentschaftswahlen in Frankreich (am 5. und gegebenenfalls am 
19. Mai) haben sich ein Dutzend Kandidaten aufstellen lassen. Die bürgerli- 
che Presse ist übereinstimmend der Auffassung, daß es eine „Entscheidungs- 


schlacht‘“ zwischen einem Kandidaten der gegenwäi 
Kandid: 


und dem ‚em 


tigen Regierungparteien 


ten der „Union de la Gauche” (Sozialistische 


Partei, Kommunistische Partei und linke Radikale). Francois Mitterrand, kom- 
men wird — wobei teilweise nicht ausgeschlossen wird, daß Mitterrand bereits 
im ersten Wahlgang am 5. Mai eine absolute Stimmenmehrheit erhalten könn- 


te (dadurch würde eine „Stichwahl” 
didaten am 19. Mai überflüssig). 
Wie nie zuvor hatte es bei den 
Reperungiparteien einen. rest 
rechten Zirkus um die Kandidaten 
Aufstellung gegeben, Die französische 
Zeitung „Le Monde“ richtete für eini- 
we Tage eine extra Spalte mit der 
'berschrift „Die Kandidaten zur Kan- 
didatur” ein, die ein ständiges Wech. 
selspiel von Neubenennungen und 
Rückzügen bot. Allgemein präsentier- 
ten die Regierungsparteien eine g10- 
86 Zerstrittenheit vorder 
Öffentlichkeit, wo es von gegenseiti- 
gen Beschimpfungen, Beleidigungen 
Und erpreserischen Ultimaten. nur 
30 wimmelte. Auf der anderen Seite 
zeigte sich die Links-Union von vorn- 
herein mit einer ebenso großen G e- 
schlossenheit,die freilich 
nur deswegen möglich war, weil die 
KPF sich vollständig den Ansprüchen 
der Mitterrand-Sozialisten unterord- 
nete, 

Nach Schließung der Kandidaten- 
listen blieben von den Repierungspar- 
teien schließlich drei Kandidaten im 
Rennen: die Gaullisten Chaban-Del- 
mas und Royer (der mit seiner Pro- 
gramm-Parole „Moral, Strenge, Rein- 
heit” direkt an das Iaschistische Vi- 
chy-Regime unter Marschall Petain 
anknöpft, das während des 2. Welt- 
krieges als Kollaborations-Regierung 
der Nazis eingesetzt wurde) und der 
„Unabhängige Republikaner” Gis 
card d’Estaing. Immerhin bleibt da- 
mit also die Tatsache, daß die Regie- 
Fungsparteien ihre Stimmen im ersten 
Wahlgang aufsplitterten. 


Küspeı 


seyerkschaflichen Vertrauendeuten organisierte ie ers. 
ferlages Versammlungen der 
ieder im Zeitschriftenbereich 
setzte sich nachdrücklich und öffent- 
lich für den gekändigten Kollegen ein. Auf einer dieser 
Versammlungen, am $. März, wurde beschlosen, den 
Ghefredskteu, Schrifdich aufzufordern, die angesichts 
lag ungünstig verlaufenden Kündigu 
schutspronsses pötlch verhängte „Beurlaubung der 
ten Kollegen Schaumann umgehend wieder auf. 
zuheben. Kaum war dieser Beschluß von den Vertrauens- 
Teuten angeführt, bedrohte Chefredakteur Hear Naanen 
die Briefe-Redakieurin Ulla Käspert mit Kündi 
Tage später warf er sie hinaus. Und diesmal 


mals in der Geschichte des Ve 
Gewerkschaftsmit 
Gruner + Jahr un 


des für den 
schutzprozesses 


Faschisierung in der bürgerlichen 
Presse: „Zusammenrücken‘ 


Schon seit einigen Jahren ist in 
der bürgerlichen Presse eine zunch- 
mende Rechtsentwicklung zu beob- 
achten. Zunächst waren es hauptsäch- 
lich die Organe faschistischer und 
reaktionärer Gruppen und Parteien 
sowie die Massenmedien der großen 
Pressekonzerne_ (Springer, Heinrich 
Bauer, Burda), die dem Volk die 
Ideolögie der Bourgeolsie direkt und 
unverhohlen einhämmerten. In letz- 
ter Zeit jedoch wird eine Gleichschak- 
tungder bürgerlichen Presse, 
immer her, schwenken Zei. 
tungen, Zeitschriften und Rundfunk 
Anstalten, die bislang noch für 
„fortschrittlich” und liberal” gel- 
ten wollten, auf einen immer offene- 
ven Rechtskurs ein 

Auf diese Entwicklung. hat die 
Leitung des KB in ihrer Erklärung 
„Gegen die Kommunisten-Jagd" 
{AK 29) vor einem Jahr bereits hin- 
9 Die deutlich gewordene ‚Gleich 
schaltung® der gesamten bürgerlichen 
Berichterutattung demonstriert einen 
deutlichen Sieg der faschistoiden 


Hetze der Bourgeoisie, wie sie z.B. | 


zur Zeit der Studentenunruhen in 
der BRD in dieser Form im wesent: 
lichen nur vom Springer Schmier 
blättern und Sıraußens „Bayernku 
Tier’ getragen wurde. 

Das ‚Zusammenrücken® der bür- 
erlichen Presse demonstriert gleich- 
zeitig eine sıürkere Frontstellung die- 
ser Kräfte gegen aufkeimende neue 
Elemente der Arbeiterbewegung der 
BRD. 

Inzwischen hat das „Zusammen- 
rücken” der bürgerlichen Presse eine 
neue Stufe erreicht: Sogar der so- 
zialdemokratische „Vorwärts” klagt 
in seiner Ausgabe vom 18,4.74, daß 


zwischen den beiden bestpalzierten Kan- 


Das ist von einigen linken Berufs- 
optimisten in gewohnter Manier wie- 
der einmal als Beweis für die „Krise 
‚der Bourgeoisie“ — diesmal also der 
französischen - interpreliert wor- 
den. Diese Leute setzen das gewöhn- 
liche Wechselspiel zwischen den bür- 
gerlichen Parteien mit einer „Kri- 
se ” der Bourgeoisie gleich, weil sie 
wieder einmal überschen, daß die 
Bourgeoisie nicht mit bestimmten 
Parteien „verheiratet” ist. Eine Krise 
des Gaullismus ist noch nicht iden- 
tisch mit einer Krise der französischen 
Bourgeoisie (ebensowenig wie die Kri- 
se der SPD mit einer Krise der west- 
deutschen Bourgeoisie identisch ist, 
etc., vgl. auch die Regierungsablö- 
sung in England) 

Der Gaullismus allerdings steckt 
in einer Krise und damit auch 
eine bestimmte Weise des Regierens. 
Hier ist aber auch nicht zu übersehen, 
daß die Aufstellung mehrerer 
Kandidaten aus dem Regierungslager 
für den ersten Wahlgang nicht n u r 
die Krise des Gaullismus und die Zer- 
strittenheit im Regierungslager aus- 
drückt, sondern auch ein Test auf die 
Stimmung der Wähler ist, denen jetzt 
drei Nuancen rechtsbürgerlicher Poli- 
tik angeboten werden, von denen sich 
die hinter dem Gaullismas stehenden 
Sektoren der französischen Bourgeoi- 
sie_ dann für den zweiten Wahlgang 
«und für die weitere Politik) diejenige 
aussuchen können, die am besten ge- 
eignet erscheint, den Masseneinfluß 
rechtsbürgerlicher Politik zu sichern, 


sich sogar auf die Zustimmung des Betriebsrates berufen. 
Zu dieser Zeit waren bereits Gerächte über eine-Umstruk- 
turierung“ des „Stern“ und über En, 
lauf, die der Chefredakteur alsbald. 
versammelten Redaktion kündigte Nannen an, das Blatt 
müsse man jetzt „streamlinen“. Daß es dabei nicht nach 
links geht, war durch die exemplarische Kündigung 
Briefe-Redakteurin bereits, 
bei dieser Gelegenheit die Red: 
mer) glauben machen wollte, man müsse „sich den poli- 
schen Gegebenheiten anpassen”, 
res als Schönfärberei: denn das „streamlining“ des 
„Stern“ hat längst begonnen, und diese rechte „Strom- 
„fortschrittlich-liberalen“ Massenblattes hat 
selbst bereits nachhaltig zu den jetzt offiziell benannten 
„politischen Gegebenheiten” beigetragen. 


der 
von 


R linie“ des 

ng. Drei 

onnte er 
die bisherigen „Regierungsblätter" 
der SPD nun „Aur moch schlechte 


Noten” gäben: im letzten W. 
hätten „Spiegel, „Stern 
und „Süddeutsche Zeitung 
gierungsblätter gegolten; dies habe 
sich offenbar gründlich geändert. Die 
„Süddeutsche Zeitung” beispielsweise 
gebe sich „stramm pluralistisch ‚mit 
deutlichem” Pendelausschlag _ zur 
(CDU/CSU-JOppositionsseite”. Der 
„Spiegel” stelle Willy Bra 
Bröckelndes Denkmal 
„Spiegel”-Herausgeber Augstein habe 
ilerbert Wehner gar zum Rücktritt 
aufgefordert. Die „Zeit” (des Ber- 
rats-Vorsitzenden Dr. Gerd Bucerius) 
habe die CDU-Führer Kohl und Bie- 
denkopf entdeckt, während sie die 
Jusos eigentlich nür noch als Extre- 
misten vorführe. Und der „Stem" 
schließlich verleile Zensuren” wobei 
die SPD-Spitzen durchweg eine Stufe 
schlechter wegkämen als die FDP: 
Crew 


Während aber der SPD-eigene 
„Vorwärts” den Rechisruck der bür 
gerlichen Presse scheinheilig bejam- 
mert und eine richtige Feststellung 
istig auf die sozialdemokratische 
Parteimühle umzuleiten  trachtet 
(„Die SPD. wird sich darauf einrich- 
tEn müssen, daß es im Wahljahr 1976 
keine große überregionale Tageszei 
tung, kein Magazin und keine Illu 
strierte mehr geben wird, die einen 
Wahlsieg der SPD wünschen und för- 
dern würde."), treibt die SPD-eigene 
Presse überhaupt. und dabei speziell 
die „Hamburger Morgenpost”, gleich- 
zeitig eifrig die Faschisierung von 
Staat und Gesellschaft mit voran. Im 
vergangenen Jahr noch wurden die 
beiden „Chels vom Dienst” der 

MoPo"{lrle und Conradi gefeuert 
Weil sie zugelassen hatten, daß in dem 
Blatt einige kritische Töne über den 
brutalen Räum- und Prügeleinsatz der 
Hamburger Polizei gegen die Hausbe- 
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Polizei im Einsatz gegen Arbeiter (hier bei LIP) 


Die Links-Union jagt der Bour- 
I en 
Mitterrand, der unter der IV. Re- 
publik (vom Ausgang des 2. Weltkriegs 
bis zum gaullistischen Militärputsch 
1958) 11 "Ministenien angehörte. wo 
Hender Antikommunit der Sg Jah. 
Ic) begeitener "Verfechter eines 
„französischen Algeriens“, hat es ge- 
schafft, alle Kräfte der reformisti- 
Shen Linken auf seinen Namen zu 
fernen. Auch die Gewerkschtt 
CFDT und ie Kleine Par! SU (eine 
Jinke Abspliterung _der Sesilitr 
schen Pate), dirsich noch in den Par 
Iameaiswahlen vom März 1973 vom 
gemeinnmen _Repeungsprogrmm 
der Links Union (das programme 
commun”) fernhielten, finterstützen 


jetzt die Kandidatur Mitterrands.(Eine 
ausführliche Analyse und Kritik die- 
ses „programme commun” haben wir 
seinerzeit im ARBEITERKAMPF Nr. 
26. März 73, vorgenommen). 
Mitterrand ist zum gemeinsamen 
Präsidentschaftskandidaten der refor- 
mistischen Linken geworden, ohne 
daß er irgendwo um diese Unterstüt- 
Zung bitten und Kompromisse einge- 
hen mußte. Er wurde im Gegenteil 
von der gesamten reformistischen 
Linken aufgefordert, „ihr“ Kandidat 
zu werden. Das gab ihm beide Hände 
frei gegenüber all seinen Bündnispart- 
nern — und er wußte dies auch schr 
schnell dahingehend zu nutzen, die 
im „Programme commun“ festgeleg- 
ten Forderungen und beabsichtigten 
Maßnahmen einer an der Regierung 


befindlichen Links-Union weiter zu 
teduzieren. 

Er erklärte nachdrücklich, daß er 
der „Kandidat aller Franzosen“ 
sei und der „Präsident aller Fran- 
zosen“ werden wolle — und nicht nur 
ausführendes Organ des „programme 
commun‘. So schrieb selbst Springers. 
„Welt“ am 19. April: 

„Sein (Mitterrands) Wirtschafts, 
‚Finanz- und Sozialprogramm, das er 
‚am Donnerstag vor der Presse näher 
erläuterte, bleibt ganz erheblich hin- 
ter dem gemeinsamen Regierungspro- 
‚gramm der sozialistischen und kom- 
munistischen Parteien vom Juni 1972 
zurück, .. . (s0 schreibt die bürgerli- 
che Presse auf den Seiten, die nicht zur 
Aufhetzung der Massen, sondern zur 
Informierung der Kapitalisten und ih- 


‚lassungen im Um. 
konkretisierte: der 


r 
dert. Und wenn Nannen 
tion (oder wen auch im- 


', so war das nichts ande- 


Il Comandante 


i 


M 
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irl 
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Porisanen Mörder ‚beim „Stern“ 


Ende 1970/Anfäng 1971 gab es um ZDF-Hetzer Löwenthal eine wahre 
Trapi-Kommödie. Um dem’ „SPD-treundlichen” „Stern” zu schade 
Löwenthal die Tatsache an die große Glocke gchängt, daß „Stern 
arbeiter” Weidemann an der Hinrichtung italienischer Partisanen 944 
verantwortlich beteiligt war. Ausgerechnet in dieser Sache, wo Löwenthal 
wahrscheinlich zum ersten und letzten Mal — aus blinder Wut gegen die 
„Linken” versehentlich richtig lag, erlitt er vor Gericht eine Niederlage. 

Der „Stern” druckte in der Ausgabe vom 511.1.71 (Nr. 3/71) ein win- 
zig kleines Foto von jenem Plakat, mit dem 1944 der damalige SS-Ober- 
sturmbannführer Weidemann die Hinrichtung der Parisanen „bekannt ge- 
geben” hatte. Aus der Tatsache, daß dieses Plakat die Überschrift ".porta 
3 conoscenza..” (= ‚bringt zur Kenntnis) trägt, folgerte Nannen waghd- 
Sie, daß Weidemann den Mord an den Partisanen nur „bekannt gemacht 
habe, sonst aber nichts damit zu tun hatte. Überdies habe die Hinrichtung 
„den international gültigen Regeln des Völkerrechts entsprochen”. 

"Leider" ist das Foto des Plakats nicht winzig genug gewesen, um den 
Text des Plakats unleserlich zu machen. Hier eine auszugsweise Überset- 
zung, beginnend auf der linken Seite unten und dann die rechte Seite: 

"ilz Kommandant des Präuidiums Din ich (also „Stern”- Mitarbeiter 
Weidemann!!!) entschlossen, diese Wurzeln (des Partisanenkampfes) auszu- 
totten(!Jund dieHlarmonie zwischen Euch und meinem Kommando wieder 
herzustellen... Fürchtet nicht die Repressalen der Rebellen. Wer zu mir 
kommt, um die Anwesenheit oder irgendeine Aktivität der Rebellen zu 
melden, wird den größten Schutz von Seiten des deutschen Hecres haben, 

Aber wer mit diesen Verrätern zusammenarbeitet segen die Deutschen, 
die für ein meues Europa kämpfen, wird streng bestraft werden (aha!) 
Vergeßt nicht den 19. Oktober (den Tag der Hinrichtung)); er zoll nicht 
nur ein schwarzer Tag für Bevilaqua (den Ort der Hinrichtung) sein, som- 
dem ein Tag der Erneuerung und Wiederfestigung des gegenselllgen Vet 
irauens." 

Dies ist zweifellos mehr als eine bloße „Bekanntmachung”; es ist ein 
Aufruf zur Denunzierung von Partisanen Und die Androhung weiterer 
Hinrichtungen, 

Daß der Faschist Löwenthal gegen den Faschisten Nannen ausgerechnet 
in dieser Sache vor Gericht unterlag, entbehrt nicht einer gewissen schwar- 
zen Komik und bezeichnet schr klar die gesellschaftliche Sıluation in der 
BRD! aus Ste 3/71 
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rer leitenden Funktionsträger dienen: 
im Wirtschaftsteil! — die Red.). . . So 
will sich jetzt Mitterrand mit der Na- 
Honalisierung von neun ‚monopoli- 
ätlsch organisierten" Industrieberrie- 
DEN Zufrledengeben sowie das Bank- 
und Krediigewerbe, soweit dieser 
noch nicht verstaatlicht it, einer ver- 
schärften Regierungskontrolle unter- 
werfen. Jedoch verzichtet er aus 
drücklich aufden ursprünglichen Plan, 
ganz allgemein Verstaatlichungen von 
Unternehmen zuzulassen, für die sich 
die Mehrheit der Belegschaftsmitglie- 
der ausspricht.“ 


Die erste Vorführung seiner Wahl- 
plattform, die Mitterand am 8. April 


Brandt als Allende. 
‚gab, war recht eindeutig. Seine fünf 
Hauptthemen sind 
ffeiere Menschen“, 
"„gerechtere Gesellschaft“, 
Sstabilere Währung“, 
brüderliches Volk“ und 
‚gewichtigeres Frankreich“ 
Dabei verlor er kein einziges Wort 
über die gegenwärtige Entlassungswel- 
le in Frankreich, kein Wort über 
Lohnerhöhungen und überhaupt 
kein einziges Wort zu den aktuellen 


beiterklasse und in der wiederbeleb- 
ten Bewegung der französischen Ju- 


Ekhofstraße laut wur 
m AK 30) 

Für die Kapıtalistenklaue bede 
tet die Presse ein wesentliches Kampf 
instrument zur Niederhaltung der 
Arbeiterbewegung. Um dies zu ge 
währleisten, hat die Kapitalistenklas 
= ausreichend direkte Einflußmög- 
lichkeiten über die Finanzierung der 
Presse: das Anzeigengeschäft liefert 
bei den meisten Massenmedien die 
Hälfte bis Dreiviertel der Einnahmen; 
und selbst bei den „Öffentlich recht- 
lichen” Rundfunk-"und Fernschan- 
stalten spielen die Einnahmen der 
nur "formal getrennt organisierten 
Werbefunk- und Fernschgesellschaf- 
ten eine wichtige, Rolle. Dadurch ist 
& ein Leichtes, die jeweiligen „Ein 
zeikapitalisten” — und seien es auch 
durchaus kapitalkräftige und einfluß- 
reiche Vertreter ihrer Klasse wie die 
zroßen Premekonzerne — an ihr im 
Perialisisches Klasseninteresse zu ge- 
mahnen, d.h, an die Ausrichtung der 
jeweiligen Redaktionen auf eine den 
Sich _verschirfenden Klassenwider- 
Sprüchen entsprechende härtere po- 
tische Gangart 


Der „Wandel” des links- 
liberalen „Stem” 


Die Pläne für eine solche rechte 
Ausrichtung der „fortschrittlichen” 
und „liberalen” Teile der bürger- 
lichen Presse lagen längst in den 
Schubladen der Chefredaktionen und 
werden jetzt hervorgeholt. 

Als Paradebeispiel dafür kann ge- 
genwärtig ganz besonders der „Stern 
genannt werden. Diese Massenillu- 
strierte erscheint wöchentlich in rd 
1,6 Millionen Exemplaren im Ber- 
telsmann / Gruner+Jahr-Konzern und 
wird jeweils von «a. zehn Millionen 
Menschen gelesen; sie ist damit wei 
ter verbreitet als die offen reaktiond- 
ren Konkurrenzblätter „Quick”, 
‚Neue Revue” (beide aus dem Hein- 
fich Bauer Verlag) und „Bunte 
(Burda-Verlag). 

Während bisher die Distanz zur 
offen reaktionären Konkurrenz bei 
Gelegenheit mit durchaus fortschritt- 
lichen Alibi-Artikeln markiert wurde, 
und der „Stem” die „Marktlicke 
zwischen Brandı und Busen” (so ein 
Fernsch-Kommentator) besetzt hielt, 
ist jetzt die Zeit gekommen, „den 
politischen Standort des Blattes 
überdenken, denn in der BRD 
sich viel geian” (Chefredakteur Hen- 
ri Nannen), 


gend oder in den Protestaktionen 
der Frauen und den Kämpfen der 
bretonischen Bauern zum Ausdruck 
kommen. Ganz zu schweigen etwa 
von den Vorbereitungen innerhalb 
des französischen Polizei- und Militär- 
apparats auf einen Bürgerkrieg (Siehe 
dazu die Artikel in den Ausgaben 2 
und 4 unserer Zeitung „DIE INTER- 
NATIONALE“; Februar und April/ 
Mai dieses Jahres). Andererseits geiz- 
te Mitterrand nicht mit Iyrischen 
Sprüchen über die „Verteidigung der 
Freiheiten” (wessen Freiheiten? ) und 
zur „Stabilität des Frang”. 

Die KPF (mit weit über 1 Million 
Mitgliedern, nach eigenen Angaben, 
immerhin die mit Abstand zahlenmä" 
Sig stärkste Partei innerhalb der Links- 
Union) hat sich damit zufriedengege- 
ben, die Ausarbeitung der Wahlplatt- 
form den Mitterrand-Sozialisten alleın 
zu überlassen. Während die KPF jah- 
relang um das Zustandekommen des 
„programme commun” feilschte, seht 
Sie jetzt (von erheblichem zu gestei- 
gertem Opportunismus  wandelnd) 
protestlos zu, wie das „programme 
‚sommun” von Mitterrand wieder un- 
ter den Tisch gekehrt wird. Gemäß 
‚dem zur Parteilinie der Reformisten 
gewordenen Grundsatz, daß „Re: 
täten” nun einmal anerkannt Werden 
müssen, scheute der KPF-Generalse- 
kretär Georges Marchais nicht einmal 
davor zurück, zu erklären, daß cs 
„ganz ausgeschlossen“ sei, daß sich 
der Kandidat der Links-Union „auf 
der Basis des programme commun 
aufstellen lassen sollte“, 

‚Was wir anläßlich der Parlaments- 
wahlen des letzten Jahres im ARBEI- 
TERKAMPF Nr. 26 schrieben, bestä- 
tigt damit immer mehr seine Gültig- 
keit: „Die bürgerliche Presse versucht 
antikommunistische Stimmungen ge- 
gen das Bündnis zu mobilisieren, in- 
dem sie behauptet, die PS (Sozialisti- 
sche Partei) sei der ‚Gefangene‘ der 
PCF (Kommunistische Partei). Aber 

ie Frage, wer von wem ‚gefangen‘ 
ist, ist keine Frage des Übergewichts 
einer Partei durch ihre Mitgliederstär- 
ke, sondern eine Frage, welche Politik 
die Vorherrschaft in einem solchen 
Bündnis führt, die proletarische oder 
die bin E 

Mitterrand hat seit Unterzeichnung 
des „programme commun” nie ein 
Hehlaus seinen wahren Absichten 


Wo _der neue politische Stand 
stem” hat, vik 
‚stem 


an sich der SPD 
verhältnismäßig wohl 
ukunft müsse da m 
"differenziert" werden. 

Zur Bekräftigung hob der Chef- 
redakteur ein über sechs Illustrier- 
tenseiten laufendes Interview mit 
dem Erzreaktionär Franz-Josef 
Strauß ins Blatt und gab dem CSU- 
Führer dabei jede erdenkliche Hilfe 
sich der Millionen-Leserschaft dei 
„fortschrittlich-liberalen” - Mlustri 
en als kommender Mann zu pri- 
sentieren. 

In derselben „Stern”-Ausgabe (Nr 
13/1974 vom 21.3.74) wurde plötz- 
lich auch die frühere, offenbar nicht 
tot zu kriegende „Stern”-Kolom- 
mistin „Sibylle“ (richtiger Name: An- 
neliese Friedmann, Herausgeberin 
der Münchner „Abendzeitung) wie- 
der ausgehuddelt, um unter dem 
Titel „Das haben wit nicht gemeint” 
beherzt ihren bourgeoisen Klassen- 
standpunkt zum Kampf gegen den 
8218 zur Schau zu stellen: 

„Es stören die forschen, die fal 
schen Töne der Akttonsgruppen 218 

Es stören die Sozialistinnen, die 
Hich der Sache allzu  systemverdn 
dernd annahmen... Es stören die 
organisierten Demonstrationen... Ex 
stört am meisten das Signum dieser 
zanzen 


‚Sibylie'® in diesem Punkt tatsäch 
üich noch inendwann einmal Pro- 
bleme ergeben sollten, so wird es 
ihr bei ihrer son 

schwerfallen, auch ohne „ 

bon” die Dinge zu regeln. 


„.. Zur offenen faschistischen Hetze! 


Blättert man im selben „Stern“ 
| Heft weiter, stößt man auf Ein nicht 
minder übles Chile-Stück. Unter dem 
Titel „Jetzt herrscht die nackte Ge- 
wall” wird zwar von Greueltaten der 
faschistischen Militärdiktatur in 
Chile erzählt, die „Stern”-Leserschaft 
jedoch sogleich auf die dazugehörige 
Kernaussage hingeführt: Wahr sei ja 
schließlich, daß die Allende-Regic- 
rung 1973 am Ende gewesen sei und 
das linke Volksfrontbündnis der Uni- 
‚dad Popular — das im übrigen nie 
eine parlamentarische Mehrheit be- 


gemacht: nämlich die Wählerbasis der 

PE auszunutzen ohne verbindlichen 

Icdingungen unterworfen zu sein, 
und gleichzeitig der Bourgeoisie eine 
politisch glaubwürdige Alternative 
zum Gaullismus anzubieten, Daß die. 
Führung der KPF dabei jeden (aber 
such wirklich j e den ) Tanzschritt 
Mitterrands in Richtung der Bindung 
der Arbeiterbewegung an den bürger- 
lichen Staat mitmacht, zeigt nicht 
„nur“, wie. wenig ihr daran gelegen 
ist, die Arbeiterklasse tatsächlich zur 
Erringung ihrer eigenen Herrschaft 
zu führen — sondern es zeigt darüber- 
hinaus die Korrumpiertheit einer in 


KPF-Chef‘ 

ner Bühnenprobe 

als Hofnarr im Mitterrand-Theater. 
Wahrheit lingst bürgerlich- 
reformistischen Parteiführung, die ih- 
re eigenen Parteigenossen an die Mit- 
terrand-Sozislisten ausliefert und 
verkauft. 

Mitterrand ist nicht einmal mit Al- 
lende zu vergleichen (eher gleicht er 
schon Brandt oder Wilson) und die 
französische „Union de la Gauche“ 
nicht mit der chilenischen Unidad 
Popular . Dazwischen klafft ein brei- 
ter Spalt von ungleich größerem Op- 
Portunismus — so wie Mitterrand 
nach der chilenischen Tragödie (um 
‚einen Vertrauensschwund der franzö- 
sischen Arbeiter in die Links-Union 
abzuwenden) in demagogisch-chauvi- 
nistischer Weise behauptete, daß es 
„keinerlei Vergleich zwischen dem 
Sozialismus des Mangels und dem 


und our dank di 
Auidialsystems _repiere 
isch und Ökonamisch 
wirtschaftet habe. Wörtlich halb 
er: „Die Hälfte der Chi 
bei weitem nicht mur di 
Reihen - atmere deshalb auf, als 
am 1. September 1973 die Hawker 
Hunterdeis der Luftwaffe den Prä- 
identen, der freiwillig nicht abıre 
wollte, aus seinem Amtssitz 
schossen) Doch was dann geschah, 
hatte die große Mehrheit der Allen- 
de-Gegner nicht gewollt 
Das ist genau dieselbe scheinhei- 
ige und zynische law-and-order-Ar- 
‚gumentation, mit der faschistische 
Herrschaftsformen im allgemeinen 
und der Hitler-Faschismus im beson: 
deren popularisiert werden: Recht 
und Ordnung müssen schließlich sein, 
und unter Hitler hätte wenigstens 
Ordnung geherrscht, die Arbeitslosen 
habe er von der Siraße geholt und 
‚Autobahnen gebaut. Daß aber dann 
die sechs Millionen Juden, die Kom- 
munisten, Sozialdemokraten, Ge 
werkschaftier, fortschrittlichen Ar 
beiter und. Intellektuellen in den 
Konzentrationslagern ermordet wor 
den sind — das hat eigentlich nie- 
mand gewollt 


wesen hı hile 
schen 


po 


„Streamline” 
Ausrichtung 


— die faschistische 


Die ‚neue' rechte „Stromlinie” 
des „Stern“ (Chefredakteur Nannen: 
‚Wir müssen das Blatt streamlinen!") 
Ist nicht völlig überraschend. Henri 
Nannen ist bekanntermaßen ein alter 
Faschäit, der auch einige weitere alte 
Faschisten ın seinem Stall beherbergt 
(vgl. Kasten). Zwar hat Nannen, mit 
gutem Gespür für die politische 
“Konjunktur”, die Illustrierte zeit 
Weise etwas nach links treiben las- 
sen. Er hat aber nie aufgehört, den 
‚Kumpanen von gestern warmherzige 
Solidarität zu erweisen und sich spe- 
ziell für die verurteilten Kriegsver- 
brecher einzusetzen — vor einigen 
Jahren war es der faschistische 
Rüstungsminister Speer, dessen „Be- 
freiung” Nannens „Stern” ausgiebig 
feiern konnte; jetzt ist es „der Stell 
vertreter des Führers”, Rudolf Heß, 
für dessen Freilassung (er sitzt im 
mer noch in allüerter Haft in Berli 
Spandau) sich der „Stern” in meh- 
teren Fortsetzungen engagiert. 

Das rechte „streamlining” zeich- 
nete sich überdies schon seit länge- 
ter Zeit ab. So gab Nannen nach der 
Aktion einer palästinensischen Grup- 


Sozialismus des Überflusses“ gibt — 
so muß man die Unidad Popular 
vor dem Mitterrandschen Ü b e 
(luß an Opportunismus 
undan Sendungsbewuß 
sein zur Aufrechterha 
tung der bürgerlichen 
Ordnung in Schutz nehmen. 

Die französische Bourgeoisie weiß 
durchaus, daß sie sich vor Mitterrand 
und der ganzen Links-Union nicht zu 
fürchten braucht. Die, antikommuni- 
stische Panikmache inder bürgerlichen 
Presse gegen die Links-Union ist kei 
neswegs ein Produkt der Angst der 
Bourgeoisie, sondern ausschließlich 
ein politisch-ideologisches Kampfm 
tel gegen die Entwicklung der franzö- 
sischen Arbeiterbewegung, die über 
die Politik der Links-Union (und spe- 
ziellMitterrands) hinausführen 
könn te (und, dessen sind wir si 
cher, auch eines Tages kraftvoll darü- 
berhinausführen wird). Indem vor- 

bereits zitierten Artikel aus der 
„Welt (aus der Wirtschaftsseite) liest 
Sich das denn auch weitaus anders 
als in den für die Massen bestimmten 
Horror-Schlagzeilen: 

„Im Unterschied zu den den Par- 
Iameniswahlen vorangegangenen 
Wochen, in denen es angesichts des 
marxistischen. Regierungsprogramms 
der Linken an der Pariser Börse zu er- 
heblichen Kursverlusten gekommen 
war und in denen viele Franzosen ihr 
Geld ins Ausland schafften, hat Mit- 
terrands Programm der französischen 
Wirtschaft bisher noch keinen 
größeren Schrecken 
eingejagt. Auch im Ausland 
scheint man die Pline des Linkıkan- 
didaten ziemlich gelassen 
zu bewrıeilen. Jedenfalls hat sich in 
den letzten Tagen der französische 
Franc im internationalen Verkehr 
befestigt.” (Hervorhebungen durch 
uns; AK-Red.) 

Die Welt und die Börse bleiben 
für die Bourgeoisie also auch ange- 
sichts eines möglichen Wahlsiegs 
Mitterrands in Ordnung. Man darf 
nicht verwechseln, daß. Bourgeoisie 
und Gaullisten nicht dasselbe sind, 
daß der Gaullismus in Frankreich 
(ebenso wie der Torryismus in Eng: 
land und der Christdemokratismus 
in Italien oder der Bundesrepublik) 
nur eine Regierungsmethode ist, 
unter der die Bourgeoisie schaffen 


pe während der Olympischen Spiele 
IN Nünchen 1972 06 X 
Fatastinenser 


gar, daß Nannen in #inem ersten 
Text sogar die Erschießürig der drei 
Überlebenden palästinensischen Guc- 
fllas verlangt habe und erst nach 
lansem Zögern durch Redaktions- 
mitglieder davon überzeugt werden 
konnte, diese allzu wild geratene 
Passage zu streichen. 

Nach diesem Chef-Artikel häuften 
sich die Anzeichen für die jetzt, im 
März 1974, offiziell angeordnete 
„Stromlinie” — wobei die Mittel der 
Demagogie insgesamt doch geschick- 
ter angewendet wurden als es Nannen 
mit seinem anti-palästinensischen 
Paukenschlag vorgeführt hatte. 

$o blies der „Stern” 2.B. zur 
Kommunistenjagd, nachdem die 
„KPD" aus Protest gegen den 
Empfang der faschistischen US- 
Marionette Thieu in der BRD sym- 
bolisch das Bonner Rathaus besetzt 
hatte, 

Eine nicht ganz unwichtige Rolle 
beim Hintrimmen des „fortschritt- 
lich-liberalen” „Stern" auf ‚die er- 
wünschte rechte „streamline” spielt 
der Dauerkolumnist Sebastian Haff- 
ner, der unter der Nazi-Diktatur nach 
England emigrierte und daher — im 
Gegensatz zu seinem Chef — etwas 
Antifaschistisches an sich hat. Se- 
bastian Haffners „unabhängige Mei- 
nung” ist immer dänn von Außerstem 
Nutzen, wenn der „Stern” als volcher 
es nicht gewesen sein will, Während 
aber Haffner früher gegen den Anlı- 
kommunismus kämpfte. sich stark für 
die Anerkennung der DDR einsetzte 
und 1967/68 gar offene Sympathien 
für APO-Gruppen erkennen ließ, for 
dert er jetzt 2.B., die „Wehrpflicl 
müsse zu einer „allgemeinen Dienst 


pflicht für junge Menschen’ 
tert werden. 


Während der sogenannten „Öl 
krise” erklärte er, die Bundesrepublik 
müsse sich auf eine Art Kriegs und 
Notstandswirtschaft einrichten, um 
„die Krise in den Griff” zu bekom- 
nen. Dies sei nur mit einer Allpartei- 
enregierung durchzusetzen. Mit ande 
ren Worten: Haffner propagierte ein 
neues „Ermächtigungsgesetz" 

Wenige Wochen später, 2.21. der 
diesjährigen Tarifrunde, waren Hall 
ner und der „Stern” so weit, von der 
Arbeiterklasse schlicht und ungeniert 
Lohnverzicht zwecks Unterstützung 


und raffen kann. Nach unserer Ein- 
schätzung könnte es der französischen 
Bourgeoisie (oder zumindest einem 
wichtigen Teil der Bourgeoisie, die ja 
auch keineswegs zu allen Zeiten da- 


rüber einig ist, we lc he Politik 
ihren Interessen aktuell am besten 
dient) unter Umständen 


sogat ins Konzept passen, 
wenn Mitterrand die Präsidentschafts- 
wahl gewinnt. Die französische Bour- 
geoisie betreibt ebenso wie die west- 
deutsche Bourgeoisie das Ziel der 
weiterung ihrer imperialistischen Ein- 
flußnahme auf andere Länder (ins- 
besondere auf die sogenannte „Dritte 
Welt“), das Ziel des Aufbaus einer ge- 
meinsamen westeuropäischen Groß- 
macht, die dem Streben nach Welt- 
hegemonie in Konkurrenz vor allem 
mit dem US-Imperialismus besser ge- 
wappnet ist. Die Lasten, die:in diesem 
Zusammenhang der französischen Ar- 
beiterklasse aufgebürdet werden (ge- 
steigerte Auspressung ihrer Arbeits 
kraft, Verteuerung des Lebens, usw.) 
sind 'schon jetzt enorm und sollen 
nach den Plänen der Bourgeoisie wei- 
ter gesteigert werden. Bürgerliche 
Wirtschaftswissenschaftler haben des- 
halb „vorhergesagt, daß die genen- 
wärtige Krise (d.h. der Lohnabbau, 
die Arbeitslosigkeit usw.) einen neuen 
Tiefpunkt erst noch erreichen wird 
(nach einigen „Prognosen" etwa im 
Herbst dieses Jahres). Ein „Sozialist” 
im_Präsidentensessel des "Elysee-Pa- 
lastes würde dabei mindestens zwei 
Vorteile für die Bourgeoisie bedeuten: 
1. erhofft die Bourgeoisie sich von 
ihm, daß die Arbeiterklasse seine 
„‚Maßhälteappelle“ eher befolgen wür- 
de, als die der Gaullisten, die in den 
Augen breiter Teile der Arbeiterklas- 
& schon zu schr entlarvt sind; 
2. kann sie eine sich verschlechternde 
Lage der Arbeiterklasse dazu aus- 
nutzen, die „Untauglichkeit des So- 
zialismus” mit „harten Fakten“, die 
jeder zu spüren bekommt, zu „bewei- 


Daß die von Mitterrandzu erwar- 
tende Politik der Bourgeoisie nicht 
ans Leder geht, sondern unter Um- 
ständen aktuell’sogar in ihr Konzept 
passen könnte; daß die,Union de la 
Gauche'noch " entscheidend oppor- 
tunistischer ist als die Unidad Popular 


Koise fängt erst an“ behauptete 
* „eigentlich müßten die Löh 
jetzl” gesonkı werden", denn 
„Kapitalbildung und Hebung des Le- 
bensstandards stehen immer in Kon- 
kurrenz miteinander” und „jetzt 
(braucht) das Kapital das größere 
Stück vom Kuchen. 


In diesem Stil macht der „Stern” 
systematisch weiter. Um aber'den or- 
ganisierten Rechtsruck des Blattes 
möglichst ungestört durchzuziehen 
und gleichzeitig möglichst lange das 
im Redaktionsstatut, festgeschriebe- 
ne  „fortschrittlich-liberale” Image 
wenigstens formal aufrechtzuerhal- 
ten, „säubert” Chefredakteur Henri 
Nannen jetzt sein Haus. Nach der 
Parole, die den Hauptkapitalisten 
des Bertelsmann /Gruner+Jahr-Kon- 
zern, Reinhard Mohn, zugeschrieben 
wird: „Alle Luschen und Querulan- 
ten raus”, räumt Henri Nannen in 
der „Stern”-Redaktion auf. Nach 
seinen”eigenen Worten werden den 
eingangs erwähnten Entlassungen 
zehn weitere folgen, da die beiref- 
fenden Redaktionsmitglieder „den 
Anforderungen „des Blattes nicht 
mehr gewachsen” seien, Denn um 
den harten Kurs des Kapitals den 
Lesermillionen des „Stern gekonnt 
einzutrichtern, braucht er Leute, die 
widerspruchslos funktionieren. 

Um diesen Sachverhalt zu be- 
mänteln, tat auch G+J-Gesellschaf- 
ter John Jahr sen. das seine dazu, in- 
dem er öffentlich behauptete, es 
zeichne sich die Möglichkeit” ab, 
„daß junge akademisch gebildere 
Radikale mehrheitlich in die polit 
schen Redaktionen eindringen, um 
dort ihre weltanschaulichen, gesell 
schaftsrerändernden Ziele durchzu- 
setzen. Primär könnte dann eine sol- 
che Redaktion zur Plattform ein- 
seitiger politischer Parolen genutzt 
werden. Das wäre existenzdedrohend 
für unser Unternehmen. Der Verlag 
'hat angesichts dieser nicht mehr aus- 
zuschließenden Entwicklung die 
Verpflichtung, derartigen Tendenzen 
enigegenzuwirken”. 

Deutliche kann man kaum sagen, 
daß es bei Säuberungskampagnen wi 
dieser vor allem auch darum geht, 
dem sich erwartungsgemäß ent 
wickelnden Widerstand schon jetzt 
die Spitze abzubrechen. 


Bezirkszelle St. Pauli, 
KB/Gruppe Hamburg 
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‚Arbeiterkampf Nr. 43/1. Mai 1974 


Forts. Frankreich 
— das alles heißt jedoch nicht, daß 
die französische Arbeiterklasse und 
die revolutionäre Linke sich nicht auf 
eine ähnliche Entwicklung wie in 
Chile vorbereiten müßte. Die 
Bourgeoisie hat schon no c h 
rechtere Politiker als Mitterrand 
miftels eines militärischen Eingrei- 
fens aus dem Sattel gehoben — wenn 
diese ihre Schuldigkeit getan hatten, 
‚oder die Gefahr drohte, daß ihnen 
‚die Kontrolle über die Arbeiterklasse 
aus den Händen gleitet. Mitterrand 
wäre für die französische Bourgeoisie 
nichts weiter als eine vorübergehende 


Ir 


didaten nominiert): 

war können die Revolutionäre 
auf’ der Ebene der Wahlen gegen die 
bürgerlichen oder reformistischen 
Kandidaturen tun? Eine Klassenkan- 


Mailand 


didatur entgegensetzen, die die Per- 


700 Familien besetzen 


spektiven konkretisiert, [ & r welche 


wir kämpfen. Weil Charles Piaget mehr 
alseine revolutionäre Kandidatur dar- 
stellt, nämlich eine Klassenkandida- 
fur, und zwar die einzige. Weil er 


unsere sozialistische Hoffnung aus- 
drücken kann, und die Mittel, mit 
denen diese Hoffnung verwirklicht 
werden kann. Wir haben von Anfang 


an diese Perspektive gegen alle sek- 


Bererischen Manöver unterstützt, sei 


Gallionsfiguren des Regimes (von links): Chaban-Deimas, Giscard d’Estaing, 


Messmer. 

Möglichkeit, keinesfalls jedoch 
eine Sicherheit (unddie wird 
die Bourgeoisie allerdings auch n ie 
erlangen), die Arbeiterbewegung in 
den Fesseln einer bloß reformisti- 
schen Orientierung gefangenzuhalten. 
Die Positionen der revolutionären 
Linken zu den Wahlen 

Innerhalb der revolutionären Lin- 
ken Frankreichs werden verschiedene 
Taktiken zur Präsidentschaftswahl 
verfolgen: 

Die trotzkistische Organisation 
„rouge” (so benannt nach dem Nz- 
men ihrer Zeitung, nachdem die 
„Ligue Communiste” im Juni letzten 
Jahres verboten wurde) hat wieder 
ihren führenden Genossen Alain K: 
vine aufgestellt, der bereits bei den 
Präsidentschaftswahlen 1969 kandı- 
dierte und damals 1% der Stimmen 
im ersten Wahlgang erhielt. Bei den 
Parlamentswahlen im März letzten 
Jahres hatte die damalige „ 
Communiste‘ 


(der links von der KPF stehenden 

Örgannatlonen; die nich nelbat an den 

Parlamentswahlen beteilizten (.„Lizue 

Communiste", „Lutte Ouyrire" und 

PSU" 3. betrug rund 2,2% 

ae" hat befal 

jenen Kandidaten aufgestellt, 

sin Arlette Laguiler. Über 

das Verhalten dieser beiien Örganı- 

sationen für einen möglichen zweiten 

Wahlgang (wo ihre eigenen Kandida 

ten dann ja herausfielen) 1 uns noch 
nichts bekannt. 

Die dritte bedeutende Organisa 
tion der revolutionären Linken, „RE 
volution!” scheint sich dagegen (nach 
den uns vorliegenden Informationen, 
N. dis zur letzten Ausgabe. ihrer 
Zeitung am 12. April) in ihrer einzu 
schlagenden Taktik noch nicht völlg 
festgelegt zu haben. Sie plädierte ar 
fanes fhr die Aufstellung eines ge 
meinsamen Kandidaten der revolutio 
nären. Linken im enten Wahlgang, 


messer des 
tionären Linken innerhalb der Arbei 
terbewegung 


el 
Prinzipiellen 
Seite einer solchen Taktik (die wir 
für richtig halten) abgesehen, gilt es 
jedoch die komkreten Vorstel- 


Von der 


lungen zu sehen, die „R&volution!” 
damit verbunden hat, Nach Meinung 
von „Revolution!“ wäre Charles 
Piaget, der sich als Streikführer im 
neunmonatigen LIP-Kampf viele Sym- 
pathien bei den französischen Arbei 
tern erworben hat und Mitglied der 
PSU und CFDT ist, der einzige geeig- 
nete Kandidat dafür gewesen. Piagei 
hatte bereits in den Parlamentswahlen 
letzten Jahres (also vor dem LIP- 
pf) für die PSU in Besangon kan- 
didiert. „Revolution!“ schrieb zur 
Ihres Vorschlags in ihrer 

2. April („rouge“ und 

" hatten zu diesem 

Zeitpunkt bereits ihre eigenen Kan- 


ex die Kandidatur der vollendeten 
Tatsachen (Arlette Laguiller) oder die 
Nachfolge-Kandidatur [Alain Krivine) 
Im Falle, wo Piaget unseren Kampf 
nicht vertreten könnte, weil er durch 
Derteibürokratische oder wahltakti- 
Sche Manörer eliminiert worden wi. 
Te. wäre das einzig richtige Verhalten 
der revolutionären Organisationen, 
nicht die erbirmliche Nebeneinander. 
Heilung von Kandidaten zur Schau zu 
stellen, sondern den Kampf um eine 
einzige, gemeinsume 
detur wetterzufshren. 
ir halten, diese Begründung von 
„Revolution!“ für romantisch und 
ouvrierisisch" (wie die franzöck 
Chen Genossen eine Haltung be- 
zeichnen, die den Arbeiter aus sich 
heraus als „revolutionär" verklärt und 
der planmäßigen Herausbildung eines 
revolutionären Bewußtseins innerhalb 
er Arbeiterklasse, der Differenzie- 
fung zwischen der Arbeiteravantgar- 
de und den Arbeltermassen weniger 
Bedeutung beimiß) 


unseres Erachtens durchaus als auf- 
richtiger Interessenvertreter im LIP- 
Kampf erwiesen - aber er ist wohl 
kaum als „einziger" (oder überhaupt 
wenn man die Politik des PSU ansicht 
als derjenige Janzuschen, der 
als Kandidat in den Präsidenischafts 
wahlen „unsere sozialistische Hoff 
nung ausdrücken kann“ und gar „die 
Mittel, mit denen diese Hoffnung ver 
wirklicht werden kann“. In diesem 
Punkt scheint uns dagegen die Kritik 
von „Lutte Ouvriere“ zutreffend 

Piaget ist sicherlich ein wertvoller 
Beiriebigenosse, aber ob er es will 
‚oder nicht, kann er es nicht verhin 
dern, als Repräsentant der PSU zu 
Yungieren. Seine Unterstützung durch 
die revolutionäre Bewegung könnte 
nur eines bedeuten: daß die revolutio- 
näre Bewegung der PSU nachhinkt, 
gerade zu einem Zeitpunkt, wo die 
PSU sich selbst an die Links-Union 
anhefter.““ 

Tatsichlich tritt Piaget nun auch 
nicht als Kandidat für die Präsiden! 
schaftswahlen an (obwohl es auch in 
den Reihen der PSU und in seiner 
Gewerkschaft, der CFDT, zu einer re 
lativ_ starken Unterstützungskampag- 
ne für sine Kandidatur kam). Das 
zeigt zudem den _ illusionären 
Charakter des Vor 

chlags von „Revolution!“, denn die 
Führer der PSU (in die Piaget kürz- 
lich selbst mit aufrückte) hatte sich 
längst auf eine Unterstützung von 
Mitterrand in beiden Wahlgängen fest 
gelegt, und hätte sich (nachdem sie 
schon die diesbezüglichen Vorschl 

in den eigenen Reihen abgeblockt hat- 
te) auch durch ein mögliches gemein- 
sames Auftreten der revolutionären 
Linken nicht mehr „beirren“ lassen. 

Im ersten Wahlgang will „Revolu- 
tion!” nun stattdessen dazu aufrufen, 
„für die Revolutionäre zu stimmen“ 
öhne allerdings einen eigenen Kandı 
daten aufzustellen oder bislang anzu- 
‚geben, weichen Kandidaten (oder wel- 
Che Kandidaten) sie meinen. Für den 
zweiten Wahlgang (falls er notwendig 
wird) will „Revolution!“ eine endgük- 
tige Entscheidung erst treffen, wenn 
das Ergebnis des ersten Wahlgangs 
vorliegt. Allerdings erklärten sie be- 
reits ın ihrer Zeitung vom 12. Apri 
daß sie einen Aufruf zur Stimmabga 
be für Mitterrand „nicht ausschließen, 


trotz seiner und gegen ihn!“ 


Juni 1971: Demonstration zur Unterstützung der Hausbesetzungen in der via 


|Tibaldi und via Mac Mahon (Mailand) 


Nach den Hausbesetzungen in Rom 
(wel. AK 41, 8. 21) wurden Anfang 
März in Mailind Hausbesetzungen 
im großen Stil organisiert. Es waren 
[schließlich rund 700 proletarische Fa- 
Imitien, die zwei große Neubaukom- 
[piexe im Quartiere Gallaratese und in 
Ider via Carlo Marx in Baggio (westli- 
Ihe Vororte Mailands) besetzt heiten 
'orderungen sind vor allem: Be- 
iagnahme und Verteilung von Woh- 


Der Gebäudekomplex in der via 
Carlo Marx wurde am 4. April gegen 
ıcht Uhr morgens von der Polizei ge- 
ıtsam geräumt, als die Männer be- 
its zur Arbeit gegangen waren. Hier 


/ohnungen gelebt, die nun ins Quar- 
iere Gallaratese umzogen und dort 


handen ist), und daß 35.000 Wohnus 
gen unvermietet leerstehen, weil sich 
niemand findet, der die Wahnsinns- 
mieten dafür zahlen kann. 

In Mailand wurden bereits 1971/ 
72 Hausbesetzungen organisiert, 
der via Tibaldi und der via Mac M 
hon (zwei Straßen am Stadtzentrum) 
Die kommunistische Organisation 
„Lotta Continua”, die in der via Ti- 
Baldi und via Mac Mahon eine wichti- 
ze organisierende Rolle gespielt hatte 
< wie auch jetzt wieder - kommt in 
ihrer gleichnamigen Tageszeitung zur 
Einschätzung, daß die jetzigen Haus- 
besetzungen in Mailand gegenüber den 
damaligen einen bedeutenden For 
schritt ausdrücken: damals waren es 
50-70 Familien, die sich an den Haus- 
besetzungen beteiligten, jetzt aber et- 
wa 700' Damals waren es vor allem 
Familien, die erst kürzlich aus dem 
Süden eingewandert und noch kaum 
in die Mailänder Arbeiterklasse inte- 
giert waren; der Kampf habe daher 
eine starke „sottoproletarische" Kom- 
Ponente gehabt (das entspricht dem 
nicht sehr guten deutschen Ausdruck 
„Jumpenproletarisch“'). Dagegen häi 
fen die jetzigen Aktionen „ihre Wut 
zeln in der Arbeiter-Realität von M; 
land“, d.h. sie werden von proletari- 
schen Mailänder Familien getragen. 
(„Lotta Continu: 


Polizei zur Haus-Räumung aufmarschiert. 


Voreinigen Monaten wurde in Italien 
aufgedeckt, daß mehrere Regierungs- 
parteien (Christdemokraten, Sozial 
demokraten, Republikaner) Schmier 
gelder von Ölkonzernen dafür erhal 
ten hatten, daß sie den Schwindel 
mit der „Ölkrise” zum Wohl der Kon. 
zerne mitgemacht hatten, 

Das Bekanntwerden dieses Skan- 
dats verursachte breite Empörung im 
arbeitenden Volk; dagegen waren die 
bürgerlichen Parteien bestrebt. die Ge 
schichte schleunigst in irgendwelchen 
„Untersuchungsausschüssen“” zu be. 
raben. Auch die revisionistische „ 
strengte sich an, die Korruptions-Af 
füre als bedauerlichen Betriebsunfall 
des „republikanischen Staates“ hin- 
zustellen, 

Schließlich zogen die Parteien aus 
der ÖlSchmiergeld-Affäre eine be 
merkenswerte Konsequenz: wenn die 
Parteien „gezwungen“ seien, Schmier- 
gelder von Konzernen anzunchmen, 
30 beweise dies eben nur die finanziel- 
Ie Notlage der Parteien, der auf ande 
tem Wege schleunigst abgeholfen wer- 
den müsse, 

So wurde beschlossen, die Parteien 
in Zukunft direkt aus dem Staats- 
haushalt zu versorgen. Und zwar sol 
len jährlich 45 Milliarden Lire (ca. 
180 Mio. Mark) an die Parteien aus- 
geschenkt werden, jeweils entspre 


‚chend der Zahl ihrer Parlamentssitze, 
Zusätzlich sollen noch zu allen Parla, 
mentswählen 15 Milliarden Lire (ca. 
60 Mio, Mark) extra verleilt werden 

Von den 45 Milliarden Lire jähr 
lich gehen rund 15,7 Milliarden (ca, 
63 Mio. Mark) an die Christdemokra 


Mark) an die Revisionisten (PC), 7.8 
Milliarden (ca. 31 Mio. Mark) an die 
Sozialdemokraten (PSI und PSDI) und 
4,3 Milliarden (ca. 17 Mio, Mark) an 
die Neofaschisten (MSI). Letzteres 
wird von den meisten italienischen 
Arbeitern als besondere Provokation 
empfunden, daß sie nämlich mit ih 

Steuergeldern jetzt direkt die 
tei der Arbeitermörder von gestern 
heute (und vielleicht von morgen? ) 
finanzieren müssen. 

Die Parteienfinanzierung ging mit 
334 gegen 42 Stimmen glatt und in 
Rekordtempo über die parlamentari 
sche Bühne. Nur die Abgeordneien 
der Liberalen Partei stimmten day 
gen. Die Revisionisten stimmten dem 
Gesetz nicht nur zu, sondern verhöhn- 
ten die Arbeiterklasse noch weiter 
indem sie im Parlament erklärten, 
die Parteienfinanzierung werde dazu 
beitragen, „das politische Verhalten 
zu erneuern und zu einer Gestaltung 
des politischen Lebens zurückzukeh- 
ren, die den Prinzipien der Verfas- 


Am 18. April wurde der Genueser 
[Staatsanwalt Mario Sossi entführt 
JAm folgenden Tag erschien eine Er- 
Iklärung, angeblich von den „Roten 
(etwa der „Baader-Mein- 
in der BRD vergleich 
iese Entführung poli- 

Risch begründet wurde 

Soss ist ein erklärter Rechter 
den Neofaschisten _nahestehend), 
ein Feind der italienischen Arbeiter. 
Iktasse. Vor allem in politischen Pro- 
essen und Untersuchungen hat er 
sich einen Namen gemacht, der im 
italienischen Volk einen schlechten 
Klang hat 

Sossi war der Staatsanwalt im 
[Prozeß gegen die _anarchistische 
|Genueser Gruppe „22. Oktober” „ 
Igegen deren Mitglicder Strafen von 
icbenslänglich, 54 Jahre, 43 Jahre, 
39 Jahre, 30 Jahre, 25 Jahre u.a 
verhängt wurden. Sosi war auch 
Jüntersuchender Staatsanwalt nach 
[dem immer noch unaufgeklärten 
Tod des sozialistischen Verlegers 
[Feltrineli 1972, wobei Sossi be- 
strebt war, die Untersuchung” aus- 
schließlich nach links zu richten und 
zB. ehemalige antifaschistische Wr- 
(derstandskämpfer in die „Alfäre” 
\hineinzuzichen. 

Vor allem die revisionistische 
„.KP” (PCI), aber auch einige nicht- 
evisionistische Gruppen, sprachen 
jedoch bei Bekanntwerden der „Ent- 
führung” Sossis sofort von einer 
faschistischen Provokation. Tatsich- 
lich stehen fast alle linken Organisa- 
tionen in Italien den häufigen Akıi 
Intäten der „Roten Brigaden” nicht 
Inur kritisch, sondern auch schr 
skeptisch gegenüber; eine ganze Reihe 
von Aktionen, für’ die die „Roten 
Brigaden” sich verantwortlich er- 
Iklärten, wurden von linken Organı 
Istionen als _ Provokationen” von 
rechts betrachtet. Im Fall der Sossi- 


Iksabstimmung 
s Scheidungsgeseiz im Mai (e 
[Abstimmung, deren politische Trag- 
weite über ihren unmittelbaren € 
|genstand weit hinausgeht) zugunsten 
[der Reaktion zu beeinflussen 
Die Entführung Sossis erinnert an 
Idie Erschießung von Calabresi, Kom- 
Imissar der Mailänder Politischen Po 
lizei, berüchtigter Anarchisten- und 
[Kommunistenjäger, im Mai 1972 
[Wurde zuerst versucht, das Attentat 
Ider „Baader-Meinhof-Gruppe” (1) 
lanzuhängen, so werden heute von der 
[Polizei mehrere Faschisten als Tat- 
ht 
der Hand, daß die 
|Bourgeoisie nicht nur ein’ Interesse 
jan Provokationen hat, sondern unter 
Umständen auch daran interessiert 
sein könnte, einen ihrer Funktionäre 
Ider zu tief in die verbrecherischen 
[Machenschaften des Staatsapparats 
Iverwickelt ist (wie Calabresi, der 
1969 den Anarchisten Pinelli wäh 
rend eines Verhörs aus dem Nenster 
jwerfen ließ, so daß er starb), aus 
Jsem Weg zu räumen. 
Dennoch wird das Ende solcher 
[Feinde des arbeitenden Volkes wie 
alabresi (und hoffentlich auch 
si) von der revolutionären Arbei- 
ferbewesung immer als wohltuegg 
ingeschen werden 


ung mehr enispricht." 
Tatsächlich läßt jedoch die Katze 
das Mausen nicht, und die staatliche 
Parteienfinanzierung wird die Partei 
en nicht veranlassen, in Zukunft 
gelder der Konzerne mit ei 
chen „Nein danke, wir ha- 
ben unsschon bedient!“ zurückzuwel 
Übrigens stand am selben Tag, an 
dem über die Parteienfinanzierung be- 
schlossen wurde, ein weiterer Antrag 
zur Diskussion. Es ging darum, daß 
in Zukunft Witwer in den Genuß der 
Pension ihrer verstorbenen Frau kom. 
men sollten (dies gilt bisher mur, fals 
der Witwer arbeitsunfähig ist). Die 
Durchführung dieses Gesetzes hätte 
den italienischen Staat im ersten Jahr 
35 Milliarden Lire und 45 Milllarden 
in den folgenden Jahren gekostet 
also ebensoviel wie die Parteienfinan- 
zierung. Hier bewies das Parlament 
inn für Sparsamkeit, indem es die 
sen Antrag ablehnte 
Lenin sagte, daß die bürgerlichen 
ırlamente es nur verdient haben, 
der Arbeiterklasse auseinanderge. 
jagt zu werden. Das itaßenische Par- 
lament hat die aktuelle Gültigkeit 
dieses Satzes wieder einmal anschau- 
lich bewiesen. = 
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AUFRUF DES POLITBÜROS DES KOMMUNISTISCHEN BUNDES 
LUXEMBURG AN ALLE DEMOKRATISCHEN, ANTIIMPERIALISTISCHEN 
UND KOMMUNISTISCHEN ORGANISATIONEN DER BRD 


Genossen! 

Anfang März stattete der Innenminister von Rheinland-Pfalz dem 
luxemburgischen Innenminister einen Besuch ab. Dabei machte der rhein- 
land-pfälzische Innenminister der luxemburgischen Regierung das Angebot, 
ihr das technische Material des Bundeigrenzschutzes (in der Hauptsache 
Hubschrauber samt Besatzung) „im Bedarfsfalle” zur Verfügung zu stellen. 
„Diese Zusammenarbeit bedürfe keiner vertraglichen Regelung, sie richte 
ich vielmehr nach der Praxis. Denn „Besonders im Bereich der öffent- 
lichen Sicherheit dränge sich eine intensive und engere Zusammenarbeit 
auf” (Zitate aus „Luxemburger Wort" vom 5. März 1974). 


Im Klarıext heißt das, daß die westdeutsche Hourgeoisie sich nicht 
darauf beschränkt, den Bundesgrenzschutz zu einer inneren Bürgerkriegr- 
truppe auszubauen, sondern darüber hinaus unter dem Deckmantel der 
technischen Hilfe, den Bundesgrenzschutz zur Unterstützung der luxembur- 
gischen Bourgeoisie und zur Sicherung der Intereisen des BRD-Imperialiumus 
in Luxemburg einsetzen wi 


In Luxemburg beginnen sich die Kämpfe der Arbeiterklasse und des 
Volkes nach einer langen Periode des relativen Klassenfriedens von neuem 
zu entwickeln. Am 9. Oktober 1973 streikten und demonstrierten 30,000 
Arbeiter und Werktätige gegen die Verschlechterung ihrer Lebensbedingun- 
gen und für Ihre politischen Rechte. 


Um sich auf die kommenden Kämpfe vorzubereiten, hat die Bourgeoisie 
die Schießerlaubnis für Gendarmerie und Polizei erweitert und plant die 
‚Schaffung einer kasernierten, mobilen Gendarmerie-Einhei 

Der Ausbau des staatlichen Unterdrückungsapparates stößt aber schnell 
‚auf die finanziellen Grenzen des Öffentlichen Haushaltes eines Kleinstaaten 
Die Bourgeoisie versucht deshalb, die kostspielisen Apparaturen wie Hub- 
schrauber und dergleichen, im „Bedarfsfalle” bei ihren Klassenbrüdern auszu- 
leihen. 


Jedesmal, wenn die Macht der Luxemburgischen Bourgeoisie bedroht war, 
wurde ausländisches Militär ins Land geholt und gegen die Arbeiterklasse 
und das Volk eingesetzt. So z.B. wurden im Juni 1917 deutsche Truppen 
gegen die streikenden Stahlarbeiter eingesetzt. Am 9. Januar 1919. als die 
Arbeiter- und Bauernräte die luxemburgische Sowjetrepublik ausriefen, 
Tieß der klerikale Regierungspräsident französische Truppen aufmarschieren. 
1921 wurde mit Hilfe französischer Truppen ein einmonatiger Generalstreik 
im Blut erstickt. Am 10, Mai 1940 nahm die deutsche Wehrmacht den 
herrschenden Klassen in Luxemburg die Sorge um die Aufrechterhaltung 
der Ausbeuterordnung ab. 

Seit seinem Bestehen als Nationalstaat ist Luxemburg ein Zankapfel 
zwischen dem deutschen und französischen Imperialismus. Am Anfang und 
am Ende der beiden Weltkriege wechselte die Stahlindustrie jeweils den Be- 
Sützer: aus den Klauen des französisch-beigischen Monopolkapitals in die 
Klauen des deutschen Monopolkapitals und zurück. 

Gerade heute, wo sich der westdeutsche und französliche Imperialismus 
im Prozeß der Herausbildung einer dritten imperialistschen Supermacht 
weiter differenzieren, nehmen sie auch den Kampf um die Erweiterung 
ihrer politischen. Ökonomischen und militärischen Einfiußzonen immer 
offener auf, Unabhängig davon, oh die Einigul "he der westewropät 
schen Imperialisten Erfolg haben werden, « sich weiter differen 

’ieren werden, gilt es heute für die I den 
'n und 
e Hilfe andere 

Dies ist allerdings nur möglich durch den gemeinsamen Kampf der 
Iuxemburgschen Arbeiterklase mit den Arbeitern dieer imperiintichen 

Staaten. 


Der Kommunistische Bund Luxemburg ruft deshalb alle fortschrittlichen, 
antiimperialistischen und kommunistischen Organisationen und Menschen 
der BRD auf, diese unter dem Deckmantel der „technischen Hilfe” geplanten 
Einsätze des Bundesgrenzschurzes in Luxemburg in der westdeutschen 
Öffentlichkeit zu entlarven, um rechtzeitig jeden Einsatz der westdeutschen 
Bürgerkriegstruppe auf Luxemburger Boden hekämpfen zu können 


NIEDER MIT DEN EINSATZPLÄNEN DES BUNDESGRENZSCHUTZES! 


WEG MIT DER BÜRGERKRIEGSTRUPPEI 
ES LEBE DER PROLETARISCHE INTERNATIONALISMUS UND DER 
GEMEINSAME KAMPF DER VÖLKER DER WELT! 


PROLETARIER ALLER LÄNDER UND UNTERDRÜCKTE VÖLKER, 
D— VEREINIGT EUCH BESIEGT DEN IMPERIAL ISMIISI 


Verschärfte Klassenkämpfe 
in Spanien 


Die verschärfte Unterdrückung und 
Verfolgung aller Antifaschisten in 
Spanien hält unvermindert an. Unter 
der Regie des ehemaligen Polizeichefs 
und jetzigen Regierungschefs Sp: 

iens, Arlas Navarro, soll es in eı 

‚a drei Monaten zu 350 politi- 
schen Verhaftungen gekommen seın 
(Frankf. Allg. Zig. 20.4.74). Diese 
Zahl - die zweifellos höher ange- 
setzt werden muß - bezieht sich 
‚nur auf Mitglieder (und angenom- 
mene Mitglieder) sozi 
kommunistische Gruppen und Orga- 

rechnet sind di 

die zahllosen Verhaftungen 

oppositioneller Arbeiter bei den 

gr zahlreichen Streiks der leızten 
jonate. 

Was der Bluthund Arias Navarro 
in seiner Regierungserklärung  an- 
kündigte, hat der faschistische Poli- 
zeiapparat, der ihm untersteht, be- 
reits mit aller Konsequenz in Angriff 
genommen: „ Ruhig, aber bestimmt 
wiederholen "wir die feste Absicht, 
das geheiligte Erbe unseres sozialen 
Friedens zu wahren... Wer dagegen 
angeht, weiß, daß die Regierung 
ständig wacht "und ihre Verpflich- 
tung zur Aufrechterhaltung der Ruhe 
und sozialen Ordnung ohne Zögern 
und bis aufs Außerste erfüllen wird. 


Und um diesen Kern- und Angel- 
punkt dreht sich denn auch in der 
Praxis die spanische Politik, während 
die von Arias Navarro angekündigten 
„Reforme: 'kerung der Zen- 
Sur, Zusti ‚echt, Ver- 

(natürlich keine 


Millionen ist, sel durch 

einige Zahlen zur Lebenslage der 

Arbeiterklasse verdeutlicht. 

Die amtlich fi 
Inflationsrate beträgt 14 
wa bei 17%. Für 1974 wen 

raten v 
Der gesetzliche 


Ihres vom spanischen 
diese „stolze” Zahl 

00.000 Bis 2 Mio. Ar- 

alten diesen Mindestlohn, der bi 
30 (1) Arbeitstagen 6.750 Pesete 


schen würde. Eine vierköpfige 
para el Dialogo 


allein für Nahrungsmittel in Madrid 
am Anfang 1974 0.600 Peseten (der 


PROLETARIER ALLER LÄNDER UND UNTERDRÜCKTE VÖLKER, 
VEREINIGT EUCH, BESIEGT DEN IMPERIALISMUS! 


Luxemburg, den 26. März 1974 
das Polltbüro des KBL 


ITALIEN: 


Neue gerichtliche Repressalien gegen "Lotta Continua” 


Wie „Lotta Conina, Taeetung | Arbeiter Kommentare angebracht 
Sr eichnmigen Hahönchen kan | Gene an de letzen „Alben 
aan name nn 95. | Di FIAT erinnert würde, aber den 
Kan et Fand vonau um de: | de FIAT.Dretin Keine Tränen ver, 
teil gegen Verantwortliche der Zei- | Rosen halte 
ERZNE Di Tapiweitung „Lois Con 
VnlaR ande die Genomin Adele | nu" ha wenger dh awei Jahren 
Aa ade de Genomia Aa | Dr 100 Sunfazeigen bekommen. 
Te en dr Ze | En arsich wu der Gename 
Ba a re | en Tarn sei Ver uer 
Alien erriht InBL AK 39,3. 9 
Welle ch dar Gemmtmah dei 
Auen ln Terkängien Suafn aa 
Ei lan hin 
Leus Comtinia“ vom 10. Apsi 
a ee Bachsüichen 
En Beerkchen Zeitungen, Si da 
Maker Pinchet ef habe, 
Se fee de ar in den Kar 
Ban aßen, ie Mrner der ri. 
Gemakrre die von den Karzen a 
Ailensene: Gore Kegine gebt 
Und m Bell npende haben 
wenden nn 57 Gericht geil, 
Die Vertitgung der Ba 
Pertnechen ie Anhang zu Ver 
Brcnen Im Namen de Prof, 
Ban Man anf er 
genden Verkhchen 


Es geht dabei um einen Artikel | 
aus dem Jahre 1972, der sich mit der 
Entführung und Erschießung von 
Oberdan Sallustro, Direktor der italie- 
nischen FIAT-Fillale, durch Kämpfer 
der ERP beschäftigte. „Lotta Conti- 
mus” hatte dazu geschrieben, daß 
ebenso die italienischen Kapitalisten 
wie die Proletarier diesen Vorgang im 
Zusammenhang der italienischen Klas- 
sensituation schen und interpretieren. 
„Lotta Continua“ hatte dazu ein Ge 
Spräch mit einem FIAT-Arbeiter ver- 
ffentlicht; ferner ein Foto, auf dem 
ein Plakat der FIAT-Direktion zur Er- 
schießung Sallustros zu schen war; 
auf diesem Plakat hatten die FIAT- 


para el Dialogo"”- christdemokratisch) 
allein für Nahrungsmittel in Madrid 
am Anfang 1974 6.600 Peseten (der 
Gesamthaushalt beläuft sich mindes- 
tens auf das Doppelte !). 


Die spanische Arbeiterklasse setzt 
sich gegen die zunehmende Verelen- 
dung mit Streiks, Demonstrationen 
und Fabrikbesetzungen zur Wehr 


Aus Anlaß der Neufestlegung der 


‚Chinas Außenpolitik wird mehr und 
mehr zum Rätsel für seine Freunde. 
Das gilt gerade auch für das Verhal. 
en der VR China gegenüber den im- 
Perialistischen Ländern Westeuropa 
und speziell gegenüber dem BRD- 
Imperialismus. 

Da erfreut z.B. Tschu En-lai den 
Krupp-Manager Beitz mit der Be- 
merkung, „daß er nur Königsberg 
kenne, kein Kaliningrad” (1), d.h. 
anscheinend eine Unterstützung der 
Forderung des deutschen Imperialis- 
mus und Revanchismus nach „Rück. 
gabe der geraubten deutschen Ost- 
gebiete”. Und beim gleichen Anlaß 
wergißt Tschu En-ai nicht, seinem 
„alten Freund” Gerhard Schröder 
(CDU) durch Beitz Grüße ausrich 


Tarifverträge Anfang dieses Jahres 
kam es zu zahlreichen Arbeitsnieder- 
legungen und militanten Auseinander- 
seizungen mit der Polizei, die bei 
Streiks immer eingreift (Streiks sind 
in Spanien generell verboten!). So, 
meldete die Zeitung „Nuevo Diario” 
(Barcelona) vom 27.3.74 für den 
Monat Januar „Arbeitskonflikte” in 
126 Betrieben "allein in Katalonien, 
an denen 50.000 Arbeiter beteiligt 
waren, mit insgesamt 225.000 Streik- 
stunden, 11 Fällen von Aussperrun- 
gen, 455 Entlassungen und 30 Ver- 
hatungen. Katalonien und das Bas - 
kenland haben in der Regel als die 
am meisten industrialisierten Regio - 
Spaniens auch die kämpferischte Ar- 


Vielerorts konnten die Arbeiter 
in ihren Streiks geringfügige Ver- 
besserungen ihrer Löhne erreichen. 
Neben Forderungen nach besseren 
Löhnen und Arbeitsbedingungen, 
standen jedoch politische Forde: 
rungen, für _Versammlungsfreiheit, 
Streikrecht im Mittelpunkt. Hier“ 
gegen gingen die Faschisten mit den 
bekannten Mitteln des brutalen Poli- 
zeiterrors der Aussperrungen und in 
verstärkten Maße der politischen 
Entlassungen und _betriebsinternen 
Disziplinierung ( sogenannte „Be- 

sstrafen”, wie Lohnkürzungen 
und Lohnstreichungen) vor. 

Das Ziel der Entlassungen ist die 
„Säuberung” der Betriebe von be- 
Wußten und _kampfentschlossenen 
Arbeitern und zugleich die Ein- 
schüchterung aller Kollegen. Die 
zunehmende Kampfkraft und Ko- 
ordination der Aktionen der Ar- 
beiter außerhalb des Rahmens der 
faschistischen Einheitsgewerkschaften 
(hier haben insbesonders die „ille- 
galen” _Arbeiterkommissionen” Be- 
deutung) soll von vornherein be- 
schränkt und eingedämmt und die 
wachsende Solidarität durch ein Kli 
ma der Angst verhindert werden. 

Von besonderer Bedeutung wa 
in den letzten Monaten der Streik 
bei ‘Standard Electrica” im Januar 
und Febrwar — cin Unternehmen, 
das zum ITTK« gehört, dem 

n von Ch 
begann Mi 
forderten 


; d0-Stun 
30 Tage 


wen wurden auc 
rungen gestellt wi 

wählenden 
Kommission an den Verhandlungen 
mit der Unternchmensleitung und 
Versammlungsrecht (die Arbeiter 
haben faschistischen Spanien 


* Ünternehmensleitung und 
rsammlungsrecht (die Arbeiter 
haben im _ faschistischen Spanien 
keine derartigen Rechte), 
Gegen die Streikenden rief die 
iernehmensleitung Ende März 
die Polizei zur Hilfe, die die Stres 
kenden aus den Betrieben prügelte. 
Es wurden Arbeiter entlassen und 
Verhaftungen vorgenommen. Diese 
‚Repression konnte den Streik jedoch 


Da wird auch ein reaktionärer Ideo- 
loge des _Springer-Konzerns zum 
‚weitsichtigen Freund”, weil er gegen 
die Sowjetunion hetzt. Sogar eine 
‚berühmte Persönlichkeit aus der 
Westdeutschen Politik‘” (gemeint war 


Natürlich gibt es Genossen, für die 
‚Chinas Außenpolitik unbesehen im- 
mer „revolutionäre Auflenpolitik” 
ist und bleiben wird, was auch pas- 
sioren mag. Das ist nichts Neues: 
diesen Weg sind schon die reision- 
tischen Parteien gegenüber der Sow- 
jetunion gegangen. Insgesamt Ist es 


Der Kampfwille der spanischen 
Arbeiterklasse ist ungebrochen 


zunächst nicht brechen. Anfang Ja- 
muar verfügte die Unternehmensiei- 
tung die Entalssung aller 4.000 Ar- 
beiter im Werk Villaverde, dem Zen- 
trum des Streiks. Die Arbeiter wur- 
den, soweit sie sich „arbeitswillig” er- 


ig blieb. 
Dieser Streik brach schließlich zu- 
sammen. Die Kapitalisten konnten 
den Arbeitern sogar neue Arbeits 
verträge aufzwingen, die eine Lohn- 
senkung bedeuteten. 

‚Aber jeder vorübergehende Si 
der Kapitalisten und Faschisten 
lehrt die Arbeiter weitere Kampf- 
erfahrungen, ‚stärkt ihren Klassen- 
haß zum Sturz der faschistischen 
Diktatur. Heute Caetano in Porti 
gal, morgen Franco in Spanien! MM 


Spanien-Kommission 
KB-Gruppe Hamburg 


Um sich ein ungefähres Bild 
über die Ausmaße dieser Dis- 
ziplinierung zu machen, druk- 
ken wir im folgenden die Zu- 
‚sammenstellung eines Genossen, 
die er der spanischen Tages- 
presse entnahm, ab. Der Zeit- 
raum: 1. bis 31. Januar. (Die 
Zahlen in Klammern bedeuten 
Sanktionen” oder „Betriebs- 
Strafen” wie Lohnkürzungen 
oder Lohnstreichungen; die Zah- 
len ohne Klammern Entlassun- 
gen.) 
” 
Fleonex 5 
Eisewönien Industrial 20 
Gassol 4 
Inter 37 + a0) 
Vu, Ei 
‚Juan Domingo Casanovas, 7 
Arıse de Arcos 
Indusria Gun 


Ibiricn det Frio 
Zubpray Ingenieros 
Laminactones de Leuscn 


Corterera det Norte 
Ai 
Ay 
Rumosm 
hzon 
Astlieros Espanoles 
Montajes Nernön 
Bazön, 
GALIZIEN: 
Antano 
Consoreio de 


Anans- 
Consareio do 
ASTURIEN; 


Ouro-Feiguers (tngreo) 
Duro-Feiguera (Glen) 
Montajes Rubin 


aber wohl »0. daß Unsicherheit über 
‚die chinesische Außenpolitik besteht. 
Diese Broschüre soll einige Aspekte 
‚der Außenpolitik der VAR China zu 
beleuchten vermuchen. Neben dem 
Nachdruck unmerer Artikelerie aus 
dem ARBEITERKAMPF sind zahl- 
reiche Dokumente aus wetdeut- 
schen Zeitungen und der „Peking 
Rundschau” beigefügt. 

52 Seiten Preis DM 2,- 
zuzüglich. Porto 
zu bestellen über 

Verlag ARBEITERKAMPF 

J. Reents 

2 Hamburg 13, 

Rutschbahn 35 
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Forts. Irland 


Damit wurden die alten Strukturen 
des Clan-Systems durch den Feudalis- 
mus zerschlagen, der mit dem Privat- 
besitz des Landes die Basis der engli 
schen Herrschaft bildete. 

Um die Macht der englischen Kro- 
ne in Irland zu festigen, ließen die 
englischen Kolonialherren das irische 
Land enteignen und verteilten es an 
protestantische Siedler aus Schott- 
land, was dazu führte, daß es noch 
heute in Ulster (Nordirland) eine pro- 
testantische Mehrheit gibt. Damit er- 
reichte die englische Krone zwei Zie- 
le: Erstens begann sie mit der „teile 
und herrsche”-Politik, die sie heute 
‚noch erfolgreich durchführt, und sie 
schuf sich Leute, auf die sie sich noch 
heute stützen kann und die sich im- 

als Diener der Briten erwiesen, 
Diese Politik wurde von den imperia- 
listischen Staaten auch in vielen Län- 
dern der „Dritten Welt” betrieben. 

Um 1700 wurde dann durch eine 
Reihe von Gesetzen den Katholiken 
das Wahlrecht aberkannt, sie durften 
keine Universitäten besuchen, nicht 
an Schulen lehren, und nicht In pro- 
testantischen Betrieben in die Lehre 
gehen. Die revolutionäre nationale Be- 
wegung, die gegen diese Gesetze und 
gegen die englische Unterdrückung 
insgesamt kämpfte, wurde von der na- 
tionakirischen Oberschicht sabotiert, 
die damit bei der Unterdrückung des. 
irischen Volkes mithalf. 

Da die Bildung einer nationalen 
Industrie — und damit verbunden 
einer Industrie-Arbeiterschaft — in Ir- 
land von England durch Restriktio- 
nen und Schutzzölle verhindert wur- 
de, bildeten die Bauern auch im 18. 
Jahrhundert die zahlenmäßig stärkste 
und am meisten ausgebeutete Schicht. 
Die Bauern waren den meist in Eng- 
land lebenden Landlords völlig ausge- 
liefert. Das führte dazu, daß sich die 
Bauern seit 1761 zu meist sektiere- 
Fisch organisierten Geheimbünden zu- 
sammenschlossen. Nur in Ulster orga- 
nisierten sich Katholiken und prote- 
stantische Bauern gemeinsam in den 
„Oakboys”, die militärisch gegen die 
Landbesitzer vorgingen und die von 
der Bauernschaft insgesamt unter- 
stützt wurden. Es gelang den katholi- 
schen und protestantischen Landbe- 
sitzern nur mit Hilfe der Armee, den 
Aufstand der Bauern niederzuschla- 


gen, 
Unter dem Einfluß der französi- 
‚schen Revolution versuchte die irische 
Bourgeoisie — katholische und prote- 
stantische zusammen — noch 1790 die 
nationale Unabhängigkeit Irlands zu 
erlangen, Das Bündnis, das sie dazu 
mit den revolutionären 
einging, fand seıne Organisation in den 
United Irishmen” unter Führung des 
protestantischen Wolfe Tone. Die Or- 
ganisation stellte demokratische For- 
derungen wie z. B. Wahlrecht für alle 
Der Aufstand der „United Irishmen’ 
1798 wurde mit Hilfe der Armee und 
reaktionärer protestantischer Organi 
sationen blutig niedergeschlagen, hin- 
terließ aber einen Eindruck auf alle 
folgenden revolutionären Bewegun- 
gen. Auch das folgende Jahrhundert 
war erfüllt durch den Kampf der Iren 
gegen die britischen Unterdrücker. 
‚Aber auch diese Kämpfe standen un- 


Revolutionären zerschlagen und ihre 
Anführer — darunter auch Connally — 
ermordet, 

Während des Osteraufstandes eı 
stand die „Irish Republican Army" 
(IRA). An’die Spitze der Sinn Fein 
rat 1917 de Valera. Bei den Wahlen 
1919 erlangte die Sinn Fein die abso- 
Iute Mehrheit, bildete ein unabhängi- 
ges irisches Parlament mit einer Un- 
ergrundregierung und proklamierte 
die unabhängige irische Republik. Die 
blutigen Unruhen zwischen den reak- 
üonären und den revolutionären Kräf- 
ten in Irland nahmen wieder zu. 

1920 verabschiedete das englische 
Parlament ein Gesetz, das Irland in das 
26 Grafschaften umfassende Südir- 
land (später in Eire umbenannt) mit 
überwiegend katholischer Bevölke- 
rung und das sechs Grafschaften um- 
fassende industriell weiterentwickelte 
Nordirland mit überwiegend prote- 
stantischer Bevölkerung spaltete. 

Von 1920 - 22 führte die IRA in 
Irland und England einen Kampf ge- 
gen die dem irischen Volk aufgezwun- 
gene Teilung, an dem sich große Teile 
der Arbeiter: und Bauernschaft betei- 

Frage der „Friedensver- 
handlungen” mit den englischen Im- 
perialisten spaltete sich die Sinn Fein, 
wobei die Mehrheit der Abgeordneten 
des irischen Parlaments einem Frie- 
densvertrag zustimmte, 

Im Frühjahr 1922 kam cs zum of- 
fenen Bürgerkrieg zwischen den bei- 
den Strömungen der Sinn Fein, in dem 
die revolutionären Kräfte unterlagen, 
Diese Niederlage zerstörte das politi- 
sche und organisatorische Gerüst der 
republikanischen Bewegung für meh- 
rere Jahrzehnte. 

Die Spaltung Irlandsin einen Agrar- 
staat (Rep. Irland) und ein weiter in- 
dustrialisiertes Gebiet. (Nordirland), 
in dem die protestantische Mehrheit 
fest zu den Briten hielt, fesigte die 
englische Herrschaft über ganz Irland. 
Die Rep. Irland lieferte damals über 
90 & ihres Exports nach England, 
hauptsächlich Lebensmittel, und be: 
20g von dort 80% ihres Imports, bl- 
dete also einensicheren Absatzmarkt. 

Durch Überfälle auf Waffenlager 
und Waffenkäufe bewaffnete und or- 
ganisierte,sich nach dem 2. Weltkrieg 
die IRA hau und begann 1956 mit 
einer Bombenkampagne, die bis 1962 
Andauerte. Während die IRA anfangs 
‚noch große Unterstützung in der Be- 
völkerung fand, so führte diese Kam- 
pagne durch sektiererisches Vorgehen 
(2. B. Bombenlegen in Kinos, Geschäf- 
ten, Kneipen, Autentate auf unschul- 

en) zur weiteren Spak 

jonsgruppen und 

zur toalen Isolation der erschöpften. 
serien IRA. 


Die Bürgerrechtsbewegung 
in Nordirland 


Mitte der sechziger Jahre begann 
sich die katholische Bevölkerung in 
Nordirland wieder gegen ihre miserab- 
le Lage zu erheben. 40 % der katholi 
schen Bevölkerung sind arbeitslos (in 
den katholischen Arbeiterviertein in 
Belfast und Derry beträgt die Arbeits- 
losigkeit über 50 &). Viele Kathol 
ken haben keine Wohnung oder hau- 
sen in menschenunwürdigen Unter- 
künften. Wählen darf nur, wer ein 


war erfüllt durch den Kampf der Iren 
gegen die. britischen Unterdrücker 
Aber auch diese Kämpfe standen un 
ter der Führung bürgerlicher Politiker 
‚die den Kampf dort verrieten, wo er 
revolutionäre Inhalte annahm. 

Das 18. Jahrhundert war weiterhin 
gekennzeichnet von einer großen Hun- 
gersnot, die 1,3 Mill. Iren das Leben 
kostete, und 'durch den langsamen 
Aufbau einer nationalen Industrie. 


den Bauern, den Aubeitern und der 
Bourgeoisie. Versuche, die „Home 
Rule” im englischen Parlament durch- 
usetzen, scheiterten. 

1907 wurde die „Sinn-Fein"-Partei 
gegründet, in der sich zunehmend Bau- 
ern und Kleinbürger zum Kampf für 
die Unabhängigkeit Irlands organisier- 
ten. 1913 wurde von der protestanti- 
schen Bourgeoisie die „Ulster Volun- 

gerründet, die, falls die 

* verabschiedet werden 
sollte, in Irland einen Bürgerkrieg be- 
ginnen sollte 

Die Widersprüche in Irland ver- 
schärften sich 

1905 war es. Larkin, einem engli 


schen Gewerkschaftsfunktionär, erst 
mals gelungen, einen Streik von Ärbei- | 
tern beider Konfessionen zu organisie- | 
ren. 1909 gründete er mit dem Revo 
utionär 3. Connally die „Irish Trans- 
‚port and General Workers Union”, | 
Diese Gewerkschaft führte 1913 einen | 
erfolgreichen Generalstreik durch. der | 
schließlich von der Bourgeoisie blutig 
niedergeschlagen wurde. Daraufhin | 
gründete Connally eine eigene Armee, | 
die „Irish Citizen Army”, Diese unter. | 
nahm mit Teilen des „Irish Volun 
sers" 1916 in Dublin den Osterauf 
stand und proklamierte eine unabhän. 
gize Irische Republik. Dieser Aufstand 
wurde aber in einer Woche wegen 
mangelnder Organisation, zu wenigen 
Waffen und Unklarheiten unter den 


ken haben keine Wohnung oder hau- 
sen in menschenunwürdigen Unter 
künften. Wählen darf n 
Haus oder eine Wohnung 
dessen werden die Katholiken durch 
den von Protestanten besetzten Ver- 
waltungsapparat (von 332 leitenden 
Beamten waren 1969 nur 49 katho- 


wer ein 
Infolge: 


lisch) bei der Wohnungsvergabe be- 
nachteiligt. In gleicher Richtung wi 

das sogenannte „Gerrymanderin; 

Es sicht die wilkürliche Festsetzung 
der Wahlkreisgrenzen zum Nachteil 
der katholischen Bevölkerung vor, So 
ist z. B. Derry, eine Stadt mit über- 
wiegend katholischer Bevölkerung, in 


faschistischer Protestanten am Mor- 
gen auf die Bogside stürmten,hal - 
fen alle Bewohner der Bogside bei 
der Verteidigung ihres Stadt 

mit 

und die Kinder stellten hunderte 
von Molotowcocktails her. Drei Tage 


drei Wahlkreise aufgeteilt: Ein großer 
für Katholiken und zwei kleine für 
Protestanten, so daß, obwohl von 
30.000 Stimmen 20.000 auf katholi- 
sche Abgeordnete fielen, das Verhält- 
nis im Stadtrat 12 : 8 für die Prote- 
stanten ausfiel. 

Um den Protest der katholi 
Bevölkerung gegen solche Unterdri 
kungsmaßnahmen zu organisieren, 
wurde 1967 die NICRA (North Ire- 
land Civil Right Association) gegri 
det, die in ihrer Plattform die Auflö- 
sung der künstlich konstruierten Wahl- 
kreise, pro Person eine Wählerstimme, 
‚Auflösung der Hilfspolizei, B-Specials, 
Zurücknahme der Notständsgesetze 
und gerechtere Zuteilung von Woh- 
nungen forderte. 

Zu Anfang verfolgt die Bürger- 
rechtsbewegung eine gemäßigte Linie 
eine Linie des Legalismus und der G 

Itlosigkeit. Am 5.10.68 will die 
NICRA in Derry eine Demonstration 
veranstalten, die von W. Craig — da- 
mals nordirischer Innenminister ver- 
boten wird, weil dieser Verbindungen 

der IRA und der NICRA 
Die IRA, die noch nicht 
ieder an die Öffentlichkeit getreten 
ist, nimmt an der Bürgerrechtsbewe- 
gung zu diesem Zeitpunkt allerdings 
nur auf individueller Ebene teil. Die 
rotz des Verbots durchgeführte De- 
monstration wird von der Polizei bru- 
tal zusammengeknüppelt. Bilanz: 91 
Verletzte. Seit 1962 sind dies die er- 
sten größeren Zusammenstöße zwi- 
schen der Polizei und der Bevölkerung 
Sie signalisieren den Beginn eines neu- 
en Kapitels in dem 800 Jahre währen- 
den Kampf des irischen Volkes. 


Free Derry 


schen unter der Parole der NICRA 
„Ein Mann — eine Stimme, ein Mann 
"eine Arbeit, ein Mann eine Woh- 
nung" durch Derry. Die militanten 
Auseinanderseizungen zwischen der 
Polizei und faschistischen, protes 

tantischen Organisationen auf der 
einen Seite und katholischen Repu- 
blikanern und Kommunisten auf der 
anderen Seite, nehmen zu. Die Span- 
‚nungen führen am 12. August 1969. 
zu einem Überfall auf die Bogside, 
ein katholisches Arbeiterviertel in 
Derry, Als die Polizei und Banden 
faschistischer Protestanten am Mor 
gen auf die Bogside stürmten.hal 

fen alle, Bewohner der Bogside bei 


iertels 
Die Älteren bauten Barrikaden 


Nächte wird die Bogside 
und Faschisten auf den 
Barrikaden von der Bevölkerung ver- 
teidiet, Dann werden vom Stormont 
{nordirisches Provinzparlament) die 
B-Specials — eine bis zu den Zähnen 
bewaffnete, faschistische Reserve- 
polizei, herbeigerufen. Aber auch sie 
scheitern, trotz Tonnen vom ver- 


sprühtern CS-Gas (das die US-Impe- 
rialisten auch in Vietnam einsetzten) 
Am Abend des 14. August erscheinen 
die britischen Soldaten, die von der 
Bevölkerung applaudierend empfan- 


‚gen werden. Die Soldaten sagen, sie 
seien als Befreier gekommen. Noch 
ist 
britischen Soldaten 'eine Macht im 
Dienste der Unterdrücker darstek- 
len — noch brutaler und noch ge- 
walttätiger — nicht weit verbreitet, 
Wegen der in der Folgezeit immer 
wieder vorkommenden Überfälle auf 
die katholischen Arbeiterviertel ver- 
sperrte die Bevölkerung des Stadt- 
Cregxo und Bogside die Zu- 
hrisstraßen mit Barrikaden und 
‚nannte ihr Viertel „Free Derry”. 
In ihr lebten ca. 30.000 Menschen. 
Durch das Viertel patroullierten Wa- 
hen der IRA, es wurden co-op-Läden 
und ein eigener Sender eingerichtet. 
Nahezu alle Bewohner zahlten keine 
Miete mehr an die Stadt. Im August 
1971 wurde „Free Derry” von der 
britischen Armee mit einem riesigen 
Aufgebot von Soldaten und Waffen 
(das Truppenkontingent wurde extra 
für diesen Überfall von 17.000 auf 
24.000 aufgestockt) besetzt und die 


Zumindest seit „The battle of 
” wurde der Ruf nach der 
itante Verteidigungsarmee 


„The battle of 

jer Ruf nach der 

ante Verteidigungsarmee 

wieder laut. Es hat sich gezeigt, daß 

die Bürgerrechtsbewegung, trotz ihres. 

nunmehr „militanten” Charakters. 

(Steinwürfe "bei Demonstrationen ) 

nicht in der Lage war, die Bewölke- 
fung zu schützen. 


Die Spaltung der IRA 


Auf einem Kongress der IRA in 
Dublin im Dezember 1969 brachen 
‚die schon vorher aufgetretenen Dif- 


Die friedliche Bürgerrechtsbewegung wird mit Gewalt von britischen Truppen angegriffen. 


das Bewußtsein, daß auch die 


ferenzen innerhalb der IRA offen 
auf. Während die eine Gruppe eine 
sofortige Wiederaufnahme der 
Kampfinitiative forderte, wollte die 
andere an einer defensiven Politik 


und der Notwendigkeit einer po- 
litischen Vorbereitung festhalten. Da 
man sich nicht einigen konnte, spa. 
tete sich die IRA auf diesem Kon- 
greß in die IRA-Provisionals (die 
Gruppe, die für die sofortige Wieder- 
aufnahme der Kampfaktivität stimm- 
te. Sie erhielten Unterstützung von 
mittelständischen Politikern und von 
in Amerika lebenden reichen Iren) 
und die IRA-Official. 

Bis August 1971, als die Barrika- 
den geräumt wurden, wuchs der 
Einfluß der IRA (0) ständig. Während 
die IRA (0) die Arbeiterviertel vertei- 
digte, wurden die Mitglieder der IRA 
(p) teilweise von den Barrikaden ver- 
jagt, da sie durch das Einsetzen von 
‚Gewehren oft Schußwechsel mit der 
Armee provozierten, deren Opfer 
meist Zivilisten waren. Doch mit dem 
Verschwinden der Barrikaden wuch- 
sen auch die Aktivitäten der Pro- 
visionals, da sie jetzt durch die Be- 
dingungen des Kampfes im Vorteil 
waren. Auch die Führung des Kamp- 
fes lag jetzt in den Händen der Pro- 
visionals. Die Kampagnen hatten 
immer mehr Erfolg. Die katholische 
Bevölkerung kümmerte sich damals 
Yisionals. Die Kampagnen hatten 
immer mehr Erfolg. Die katholische 
Bevölkerung kümmerte sich damals. 
weniger um die Ziele der Gruppen, 
sondern maß sie nach der Aktiität, 
die sie gegen den britischen Impe- 
rialismus und gegen die Protestanten 
entwickelten. Politische Aspekte 
spielten kaum eine Rolle, der Kampf 
bewegte sich mehr auf emotionaler 
Ebene. 


Durch die größere Aktiviilt wa- 
ren jetzt auch die Prorisionals die 
am meisten von der Internierung be- 
wroffene Grup 

Doch genauso schnell, wie. der 
Einfluß der Provisionals gestiegen 
war, fiel er auch wieder. Dadurch, 
daß ihre Führer z.B. Anfang 1973 
und 1973 verkündeien, es werde 
jeweils das Jahr des Sieges über die 
Briten sein, was sich dann als Ill- 
sion erwies, wurden viele Kämpfer 
der IRA-P enttäuscht und demora- 
iiiert. Viele ihrer Führer wurden 
gefangengenommen, sı z.B. MeStio- 
fain und Gerry Adams. 

Die Aktivitäten gingen zurück 
Während es im Juli 72 noch 1.000 
Feuerüberfälle allein in Belfast gab, 
waren es im Juli 73 nur noch 40) 


Der Kampf im Norden 
Der Kampf der IRA und der 
Sinn Fein”, ihres politischen FI6 
gels, unterscheiden sich im Norden 
und Süden erheblich. Wegen der An- 
wesenheit der britischen Armee in 
den sechs Grafschaften liegt hier 
auf dem militanten Kampf (al 
der IRA) ein viel größeres Schwer 
gewicht als im Süden, Die Bevölke 
rung im Norden ist ständigen Re 
pressionen der Armee und faschis- 
tischer protestantischer Gruppen 
ausgesetzt. Hinzu kommen noch die 
nächtlichen Hausdurchsuchungen in 
den katholischen Vierteln, die vor 
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allem auf die Internierung von akti- 
ven IRA-Kämpfern abzielen. 

Durch das 1922 eingeführte „Spe- 
cial Power Act” (Notstandsgesetz) 
können Internierungen, Hausdurch- 
suchungen und Beschlagnahmungen 
‚Ohne richterliche Vollmachten durch- 
geführt werden. Zur Zeit sind in Ir- 
land über 800 Menschen ohne rich- 
terliches Urteil in Gefängnissen wie 
„Crumblin Road”, „Mountjoy 
son” oder dem KZ' „Long Kesh' 
interniert. Weitere 1.000 Menschen 
sitzen wegen ihrer politischen An- 
schauungen in den britischen Ker- 
'kern. Doch trotz oder gerade wegen 
dieser _Unterdröckungsmaßnahmen 
wird die IRA von der katholischen 
Bevölkerung unterstützt. 

Hier leisten vor allem die Frauen 
hervorragende Arbeit. 


sich die britischen Soldaten’ davon 
besser abheben. Und es gibt wohl 
keine katholische Familie, die nicht 
einen IRA-Kämpfer bei sich verstek- 


IRA (p) „antwortet“. Diesen Teufels- 
kreis, der u.a. dadurch entsteht, daß 
bei der Bombenkampagne keine klare 
politische Linie verfolgt wird, daß 
sich die Bomben gegen die Protestan- 
ten und nicht gegen den Klassenfeind 
richten, was zur Folge hat, daß sich 


fessionsgruppen noch vergrößert, die- 
sen Teufelskreis, der im Interesse der 
Imperialisten ist, gilt es zu durchbre- 
chen. 


volutionären Bewegung unternom- 
men, beispielsweise in Mieter- und 
Straßenkomitees, in denen Katholi- 
ken und Protestanten (von den letz- 
teren leider noch sehr wenige) zu- 
‚sammenarbeiten. Diese Komitees or- 
ganisieren Hausbesetzungen und den 
Kampf der Mieter, die aus Protest 
keine Miete bezahlen. In Zusammen- 
arbeit mit anderen fortschrittlichen 
Gruppen und der Bürgerrechtsbewe- 
‚gung kämpft man gegen die Internie- 
fungen, versucht den Charakter der 
Armee und faschistischen Terroror- 
ganisation zu erläutern und das nord- 


schen Mittelstandspolitiker zu ent- 
larven. 


Nohnungen für Denunzistionen ausge- 
setzt sind. Aber 

mich welt 
IRA-Kämpfer verraten”, wie uns vo 
riges Jahr cin junges Mädchen in Ir- 
land erzählte. 

Aber die republikanische Bewe- 
‚gung beschränkt sich auch im Norden 
nicht nur auf die militärische Vertei- 
digung, sondern sie hat auch politi- 


sche Aufgaben. Die wichtigste Aufga- 
be überhaupt ist, die Spaltung zwi 
schen katholischen und protestantı 
schen Arbeitern aufzuheben. „Wir 
'hegen aber keine Illusionen,” wie 
‚schwer es sein wird, katholische und 
protestantische Arbeiter zu vereini- 
‚gen. Wir glauben, daß das möglich ist, 
wenn wir ihnen die gemeinsamen In 
teressen der katholischen und prote- 
ätantischen Arbeiter zeigen. Wenn 
wir ihnen zeigen, daß ihre Interessen 
nicht in der Aufrechterhaltung der 
Verbindung mit Großbritannien lie- 
gen; nicht darin — wie es im Augen- 
blick ist — in einem Zustand ständi 
‚ger Unsicherheit zu leben. Wenn wir 
ihnen zeigen, daß eine gesamtirische 


ihnen zeigen, daß eine gesamtirische 
sozialistische Republik in Ihrem In- 


Der Kampf im Sikten 

Im Gegensatz zum Norden liegt 
hier das Hauptgewicht auf dem polı- 
tischen Kampf und damit bei der 
Sinn Fein. Auch im Süden gibt ex seit 
1922 Notstandsgesetze, die „Olfen 
against the State Amendent‘“. 
ihnen kann jeder fe 


Rolle der IRA ist die der Untermüt 
zung der Sinn Fein. So werden Ak 
‚nen gegen Hausbesitzer unterno 
men, die arme Familien aus den Woh 
nungen werfen wollten. Oder es wur. 
de ein großes amerikanisches Fische- 
reischifl ‚versenkt, das vor Irlands K0- 
ste Fisch wegfing. Ausländische Kapi- 
talisten, die Land für ihre Ferienhäi 
ser kauften und so die Bodenpreise 
künstlich hochtrieben, wurden ver- 
trieben, indem man die Häuser 
niederbrannte. Aber auch die Streiks 
der Arbeiter wurden von der IRA 


niederbrannte. Aber auch die Streiks 
der Arbeiter wurden von der IRA 
militärisch unterstützt. So wurden 


der Haß zwischen den beiden Kon- 


Ansätze dazu werden von der re- 


irische Parlament und die nordiri- 


in der Gewerkschaft. Die gewerk- 
schaftliche Organisierung in Irland 
ist die höchste in Europa, doch wird 
ihre politische Rolle durch die Ge- 
werkschaftsführung sehr begrenzt. 
Die Gewerkschafter sollen ihre 
Aufgabe nur im ökonomischen, nie 
im politischen Kampf schen — nach 
Meinung dieser Führer. Der Kampf 
der Republikaner innerhalb der Ge- 
werkschaft hat zwei Stoßrichtungen: 
Erstens ist man bemüht, das politi- 
sche Nivezu in den Gewerkschaften 
Zu heben, d.h, daß man auf Veran- 
staltungen und durch Flugblätter 
die politischen Hintergründe in- 
formiert. Zweitens organisiert man 
die Opposition gegen das nationale 
Lohnabkommen. Es ist bisher so, 
daß für eine prozentuale Lohner- 
höhung die Gewerkschaft ein Ab- 
kommen mit der Regierung schließt, 
in dem sie sich verpflichtet, für 
zwei - drei Jahre keine Kampfak- 
tionen durchzuführen. Auf diesem 
Gebiet konnte ein gewisser Erfolg 
erzielt werden. Das letzte, im Sep- 
tember  ausgelaufene „Nationale 
Lohnabkommen” konnte uf Druck 
der Basis von der Gewerkschaftsfüh- 
rung nicht verlängert werden bzw. 
erneuert werden. 


Ein anderer Punkt in der Gewerk- 
schaftsarbeit ist der Kampf gegen 
Betriebsstillegungen. So konnten 
Arbeiter mit Hilfe der Sinn Fein 
zB. eine Möbelfabrik in Novon 
übernehmen und genossenschaftlich, 
weiterführen, die vom Besitzer ge- 
schlossen werden sollte. Allgemein 
wird aber auch geschen, wie be- 
grenzt die Möglichkeiten solcher 
Genossenschaften sind. Wie fast in 
allen Ländern ist auch in Irland 
die Gewerkschaftsführung — die enge 
Beziehungen zur irischen Labour 
Party unterhält — (weiche wiederum 
den Republikanern sehr feindlich 
gesonnen ist) ein grußes Problem 
für die revolutionäre Bewegung . 
Die Gewerkschaftsführung versucht 
die Mitglieder der Sinn Fein ın den 
Betrieben von den Kollegen abzu- 
schneiden und zu isolieren. „Unser 
Einfiuß (in den Gewerkschaflen) ist 
‚noch zu begrenzt, eiwaı, das noch in 
der Entwicklung seht”. „Er wire 
falsch, ein Bild einer in den Gewerk- 
schafien sehr mächtigen Sinn Fein 
zu entwerfen. 1. Meffernan, di 1). 
In einigen Industriezweigen (Maschi 
nenbauindustrie) und vor allem im 


größeren Städten ist der Einfluß 
stärker. 
Wohnungskampf 


weiten 
der we 


interniert, werden begt auf dem Wohnungskampf 

vor „Sondergench In Du "000 Fami 
aus ‚hohen Offi using list” stehen. 
zen) seine Uns dh. diese Familien werden offiziell 


als wohn. 
auf 

ie dann bis zu 
ben, bis ihnen eine Wohnung gegeben 


neslos eingestuft, kommen 
Dringlichkeitsliste”, wo 
: Jahren (1) blei- 


wird. Auf diese Liste aber kommt 
man erst gar nicht, wenn man nicht 
verheiratet ist und mindestens zwei 
Kinder hat. Die wirkliche Zahl der 
Menschen ohne Wohnung legt alt 
viel höher. So wird das Wohnungs 
problem zum größten sozialen P 
| blem der Menschen in Irland. 
dem Lande sicht on noch 


| schlimmer 


dem Lande sieht die Situation noch 
schlimmer aus. Die Familien leben 
in _strohbedeckten, einstöckigen 


Akanı (I. Meifernan, IRA (0), | Busse gesprengt, die Streikbrecher | Häusern, die nur ein Zimmer haben, 

von außerhalb in die Fabriken brin- | Steinfußboden und Kamin. Die Ar- 

re be wird durch die Lrz gen sollten. mut ist unbeschreiblich: oft gibt es 

tiererischen Organisationen von ei kein fließend Wasser und keinen 
den Seiten erschwert. Die Provisios Auf dem politischen Kampf der Strom. 


werfen eine Bombe in eine protestan- 
tische Kneipe; als Racheakt unter- 
nimmt dann die protestantische Or- 
ganisation einen Anschlag auf ein ka- 
tholisches Viertel, worauf wieder die 


Der 


‚traditionelles 
‚Symbol der Republikanischen 
Bewegung Irlands. 


Sinn Fein in Gewerkschaft, Betrieb 
und Wohnviertel liegt also eindeutig 
das Hauptgewicht 

Bedingung für die Mitgliedschaft 
in der Sinn Fein ist die aktive Arbeit 


Irland - Solidaritäts- 
veranstaltungen 


Die im Vorwort zu obigem Arti- 
kel erwähnten Veranstaltungen 
finden voraussichtlich nach fol- 
‚gendem Zeltplan statt: 


20.5: Oldenburg 

21.5: Flensburg 

225.: Lübeck 

23.5: Bemerhaven 

245: Hamburg 

Zu diesen Veranstaltungen 


kommt aus Irland der Genosse 
Malachy McGurran, Vizepräsident 
der Sinn Fein, um über den 
‚Kampf des irischen Volkes und 


‚Wie auch bei uns, müssen die Fa- 
milien ihre Wohnung verlassen und 
an den Stadtrand ziehen, da anstelle 
der Wohnhäuser Büropaläste gebaut 
werden. Oder die Familien werden 
aus der Wohnung geworfen, da sie 
die Miete nicht mehr zahlen können. 
Die Arbeitslosen unterstützung” be- 
trägt Pfund 8.00 (ca. DM 48,-) bei 
der höchsten Arbeitslosigkeit in West- 
europa: 6 %. Um diese Ziffer richtig. 
einzuschätzen, muß man wissen, daß 
die Arbeitslosigkeit in Italien’ sich 
„Rur” mit einer Zahl von 3 % aus 
drückt. 

Im letzten Herbst wurde ein Fall 
bekannt, wo drei Familien mit ihrem 
ganzen Hausrat auf der Straße hau 
sen mußten, da sie keine Wohnung 
fanden. Durch die Bodenspekulation 

die durch den Eintritt in die EWG 
noch verstärkt wurde — stiegen die 
Preise von 1960 - 1969 um 600 ® 

Obwohl nach einer Hausbeset- 
zungskampagne der Sinn Fein 69/70 
die Besetzung von Land und Häusern 
verboten ist, führt die 8.F. einen er- 
folgreichen Kampf gegen die Woh- 
nungsnot. Zusammen mit der 
N.A.T.O. (Nationale Mietervereini- 
nung), die 85.000 Familien in öffent 


die Poik der IRA/Sinn Fein | chen Wohnungen. vertritt, orzan- 
Official zu sprechen und Fra; siert die Sinn Fein Mieterstreiks 
a beantworten. #*" | und  Hausbesetzungen. Es werden 


aber keine öffentlichen Wohnungen 
desetzt, weil dies nur dazu führen 
würde, daß die Familien auf den 


Provokateur ihrer Majestät 


Vor einigen Monaten machten 
in Großbritannien die Brüder 
Littlejohn von sich reden. Die 
beiden, die von Großbritannien 
an die Republik Irland ausge- 
liefert wurden (u. a. wegen 
Banküberfällen), erklärten, daß 
sie für diese und andere Tätig- 
keiten vom britischen Geheim- 
dienst angeheuert worden wa- 
ren. Sie gehörten zu einer offen- 
bar größeren Zahl von agents 
rovocateurs, die durch Überfäl- 
ie, Bombenanschläge eic. Vor- 
wände zu Schlägen gegen die 
irische Befreiungsbewegung lie- 
fern sollen. 

Ende März gelang einem der 
Brüder, Kenneth L.. die Flucht 
aus dem irischen Gefängnis. Er 
trat im britischen Fernsehen auf 
(L. befand sich zu dieser Zeit 
schon im Ausland und wurde 
dort. interviewt) und enthüllte 
weitere Einzelheiten. „Ich hatte 
vom britischen Geheimdienst die 
Genehmigung, wenn nötig, auf 
englische Soldaten zu schießen." 

Er sei auch beauftragt wor- 


den, Sean McStiofan (damals 
Chef der IRA-promsionals) zu 
ermorden. 

Der britische Geheimdienst 
habe mehrere Banküberfälle in 
der Republik Irland organisiert. 
um die IRA zu diskreditieren, 
und um der inschen Regierung 
Vorwände zur Unterdrückung 
der IRA zu liefern. (Nach einem 
dieser Überfälle wurden die 
Littlejohns erwischt.) 

Kenneth L. kündigte an, er 


werde die Siraßburger „Men- 
schenrechtskommission” "anru- 
fen und dann weitere Einzel- 
heiten aufdecken, 


‚Offensichtlich handelt es sich 
bei der öffentlichen Darstellung 
dieser Dinge im britischen Fern- 
schen darum, im Interesse der 
Labour-Partei' den jetzt in der 
Opposition stehenden Konserva- 
tiven — die unmittelbar für die 
„Littiejohn-Affäre” verantwort- 
lich waren — eins auszuwischen. 
Dieser politische Clinch zwi- 
schen den bürgerlichen Parteien 
wirft aber ein klares Licht auf 
die Methoden des bürgerlichen 
Staates allgemein. 


| „Housing List” zurückgestellt wür. 
en. Die Woh ld der Sinn 
„Housing List” zurückgestellt wür- 


den. Die Wohnungspolitik der Sinn 
Fein findet vor allem in den Städten 
die volle Unterstützung der Arbeiter. 
Es werden übrigens auch co-op-Läden 
in ganz Irland gegründet, um den 
hohen Lebensmittelpreisen zu begep- 
nen. 

Ein anderer Schwerpunkt der sozi 
alen Arbeit sind die Beratungsstellen, 

die Arbeiter im Umgang mit dem 
Verwaltungsapparat beraten. Auch zu 
ihnen kommen immer mehr Men- 
schen. Diese Erfolge dürfen aber 
nicht. darüber hinwegtäuschen, daß 
die Sozialdemokraten (Irish Labour 
Party) und die Konservative Partek- 
die letztere vor allem auf dem Land- 
noch den entscheiaenden Einfluß 
haben, 

Bei 


der letzten Parlamentswahl 


BEITRÄGE ZUR 


gab jeder 20. Wähler ($ %) der Sinn 


jeder 20, Wähler ($ #) der Sinn 
Fein seine Stimme (was sicherlich ein 
großer Erfolg für die irischen Genos- 
sen ist), was andererseits aber auch 
zeigt, daß sich die revolutionäre Be- 
wegung in Irland erst im Anfangs- 
stadium befindet. Weiterhin darf der 
starke reaktionäre Einfluß der Kirche 
nicht vergessen werden. Sie stand 
immer auf der Seite des Imperialis- 
mus. Zwar geht der Einfluß der 
Kirche zurück, aber er ist vor allem 
auf dem Lande noch schr stark, was 
seinen Ausdruck in der immer voll 
besetzten Kirche, dem Kruzifix in 
fast allen Wohnungen und den Sam. 
melbüchsen in vielen Geschäften und 
Kneipen findet zÄ 


2. Teil folgt 
nzeige 


REVOLUTIONSTHEORIE 
DER SINN FEIN/ IRA (0) 
INFO ua: BAINABSTEBENTN 
SONDERNR.2 FEHENEN ARD 


BÜCHER und SCHALLPLATTEN aus IRLAND 


im linkenBuchhandel oder * 
Westgt.Irland-Solidaritätskom. 


“erkenne 
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ENGLAND: MIT LABOUR — NICHTS NEUES 


Die englischen Unterhauswahlen im Februar haben eine schwache sozialiemo- 
kratische Labour-Regierung mit 301 Sitzen (37,2% der Stimmen) hervorge- 


bracht. Ihr 


(38,1% der Stimmen), die Liberalen 


steht eine stakre Opposit 


iion: Die Tories mit 296 Sitzen 
mit 14 Sitzen (19,3%) 


At te kleiner Splitterparteien. 
Ai er plitierparleien, Das politisch Interessantes an dieser 


ist das Abschneiden der Labour 


Party. Man hätte annehmen können, daß 


die offen reaktionäre Politik der Tories in den letzten Jahren einerseits und 


die Position der Labour Party als 

+ Konto von Lzbour hätte zu Buch 
den Tories auch die Labour Party an 
Liberalen Partei zugute kamen. Und 


„linke'; Opposition andererseits auf dem 

‚müssen. Tatsächlich aber hat neben 
Stimmen verloren, die in erster Linie der 
die Liberalen siedeln sich eher rechts an 


als links — so rief Jeremy Thorpe, Chef der Liberalen, gleich nach der Wahl 


dazu auf, eine „Ri 
in England eind 
Partei 


der natioı 
ein Schwund de 


nalen Einheit” zu bilden. Es ist demnach 


ies Vertrauens in die Sozialdemokratische 


festzustellen. Die Bewegungsrichtung der Teile der Arbeiterklasse und 


een 
= == 
fließt in erster Linie reaktionären Kräften auf die Mühlen. 


nau wie 


abwenden, ist also — ge-, 
links gerichtet, sondern 


Das ist eine Entwicklung, die es der Kapitalistenklasse über kurz oder lang 


relativ leicht machen wird, wieder zu 


zu einem härteren Kurs gegen die Arbeiterklasse überzugehen. 
Parlamentarischen Ebene ist die Labour Party so schwach, daß sie st 


die Zustimmung kleinster Parteien 


einer konservativen Rı und damit 
in auf der 
aut 

us 


angewiesen ist. Man kann sich 


vorstellen, daß so ein Regierungswechsel leicht auf „kaltem Weg“ vorbereitet 


und durchgeführt werden kann. Der Vergleich 


und de 


mit den Abgeordnetenkäufen 


Mißtrauensvotum hier in der BRD dürfte durchaus angebracht sein. 


Unserer Einschätzung nach dürfte es sich bei der Wilson-Regierung ein 
nur um 


kurzes, 


tisches Zwischenspiel handeln. Es schien der Kapitalisten- 
klasse notwendig zu sein, dem Widerstand von Te 


der Arbeiterklasse gegen 


die Tory-Politik (Bergarbeiterstreik) durch einige kleine Zugeständnisse und 


Scheinreformen seitens der Labour Party entgegen zu kommeı 


etwas Dampf aus dem Topf abzulassen, um danach den Deckel wieder um so 


fester zu schließen. 


In diesem Zusammenhang ist auch die relativ weitgehende Erfüllung der For- 


derungen der Be iter durch die 
rerseits auch die 

In dere gegenwärtig voreg 
bare Eingehen auf 

nicht, 


rungen 
‚die Labour Regierung den Prozess der Faschisierung der englischen 


Gesellschaft — den verstärkten Angriff der englischen Imperialisten auf die 
‚politische Bewegungsfreiheit der Arbeiter also — stoppen, oder auch nur 
‚spürbar abbremsen würde. Im Gegenteil. Das Regierungsprogramm der Labour 
Re „brutale Urteile der Klassenjustiz gegen Streikposten und Farbige in 


England (s. Kästen) zeigen deutlich, 
war: Handlanger der englischen 
„Wer gehofft hatte, mit der Macht. 


Übernahme von Labour werde nun in 


England die Umwandlung zum sozia 


istuchen Paradies beginnen, sah sich 


getäuscht, Wer befürchtete, Labow 


würde sich daran machen, den Kapi- 


alismus auszurotten, atmete erleich 
tert auf“ kommentierte die „Fran] 


turter Rundschau" am 13.3.74 das 


vorgelegte 
gramm. 


Labour Regierungspro- 


Nicht nur, daß das Regierun, 
‚gramm nicht hielt, was das Wahlpr 


von der 


amın versprach 
Fabnur Regierung sogar angekündig! 


worden, in bestimmten Fragendirekt 


die Tory-Politik fortzusetzen. 
Zunächst zum Regierungspro- 


gramm, das in fast allen Punkten das 


hert 

Das Wahlprogramm basierte auf 
den Beschlüssen des Labour-Partei- 
tages vom Oktober letzten Jahres in 
Blackpool und sah u.a. Verstaatli- 
chung großen Stils vor: „Bauland 
und Baufirmen, der gesamte Schiffs- 
und Flugzeugbau, Häfen und Spedi- 
tionsfirmen mit über fünf Fahrzeu 
gen sollen unter einer Labour Re- 
ierung sofort versisarlicht werden, 
‚Banken, Versicherungen, Baufirmen 
und die Ölvorhaben in der Nordsee 

„Spiegel“ 10/74) 
diesen Verstaatlichungen 
im 


erscheint Rsgisrungsprogramm 
kein Wort mehr, außer der Ankün- 


digung der Verstaatlichung von 
Grundstücken, auf denen Wohnungs- 
bau geplant ist. 

Während im Wahlprogramm noch 
groß von „grundsätzlichen Neuver- 
handlungen‘” über die Bedingungen 
des EG-Beitritts gesprochen wurde, 
und im Falle keiner befriedigenden 
Lösung mit Rückzug aus der EG 
gedroht wird, findet man im Rey 
Tungsprogramm zwar noch den Hin- 
weis auf die „grundsätzlichen Neu- 
verhandlunge: 


pezkehunet. wird von der Eibe 
'enierung gar nicht ernsthaft 


wägung gezogen, aus der EG auszu- 
treten, weil die Mitgliedschaft Eng: 
lands Iebensnotwendig für die eng- 
lischen Imperialisten ist, Sie muß nur 
der starken Abneigung der Bewölke- 
rung gegen die EG propagandistisch 
Rechnung tragen. 

Während im Wahlprogamm eine 
Volksabstimmung _ (Referendum) 
zum Eintritt in die EG versprochen 
wurde, 

Rede; stattdessen von einer Parla 
mentsabstimmung! 

Während im  Wahlprogramm die 
Entfernung der amerikanischen Po- 
larisstützpunkte aus England gefor 
dert wurde, 


‘Vor den Wahlen hatte Labour 
einen Finanzplan angekündigt, von 
dem sie versprachen: „Die Reichen 
werden aufheulen vor Wut.” Der 
Ende März im Unterhaus vorgetrage- 
ne Haushaltsplan sieht zwar einer 
seits Subventionen für Grundnah- 


daß die neue Regierung ist, was die alte 


- [’erst einmal abzuwarten, wie sich das 
auswirkt, Vor allem Subventionen 
| für Nahrungmittel kommen erst ein - 
mal dem Handel zu gute. Ob dieser 
7 | die Vergünstigungen weiter gibt, sicht 
auf einem anderen Blatt. 
‚Andererseits wurden aber gleich- 
zeitig „drastische Preiserhöhungen“ 
für Ström, Post, Eisenbahn angekün- 
| digt. Außerdem’ Preiserhöhungen für 
Benzin, Alkohol und Zigaretten von 
über 10%! (aus: „Frankfurter Rund- 
schau‘ vom 27.3.74) 
Die vor der Wahl versprochene 
Reichtumssteuer‘ wurdevon Schatz- 
ler Denis Healy „auf später" ver- 
schoben — unter laute 
- | Labour-Linken, versteht sich! 
Im Wahlprogramm war die Ab- 


n 


den Tories geschaffenen Institution? | 


die die-Löhne und Gehälter im Rah- 
men des Lohndiktats staatlich kon 
rollierte, Weiterhin die Abschaffung 
der „Phase 3° (die dritte Phase der 
Lohnpolitik der Tories, die Lohner- 
"höhungen von höchstens 7% vorsah). 

Von beidem rückte Arbeitsmini- 
ster Michael Foot (ein Führer der 
Labour-Linken!)in seiner ersten Rede 


Kämpfe der englischen Arbeiterklas- 
se halten müssen: die Abschaffung 
des Antistreikgesetzes, Ein anderes 
hat sie bereits erfüllen müssen: die 
‚Forderungen der Bergarbeiter. 


1.) Abschaffung des 
‚Antistreikgesetzes 


Trotz 


faktischer Illegalisierung 
Streiks, hat die Gewerk 
insgesamt noch nic 
r der „Friedenspflicht 
in der Arbeiterklasse durchsetzen 
können. Zwar kommt es immer 
häufiger zu n gegen Streik- 
posten, aber andererseits haben 
die Bergarbeiter zum Teil zwei Tage 
vor offiziellm Streikbeginn bereits 
angefangen zu kämpfen. Auch die 
im Gesetz vorgesehene obligatorische 
Registrierung der Gewerkschaften bei 
einer staatlichen Behörde konnte 
nicht durchgesetzt werden. Noch im 
letzten Jahr mußte sich die Gewerk- 
schaftsführung aufgrund des Drucks 
der Basis gegen die Registrierung 
aussprechen. 

Allgemein ist die bürgerliche Pres- 
se der Ansicht, daß die Abschaffung 
des Gesetzes kein Streitpunkt zwi- 
schen Konservativen und Liberalen 
einerseits und Labour andererseits 
sein wird, Darüber hinaus hat bereits 
einer der Chefs der „Confederation 
of British Industry" (CBI), zu ver- 
gleichen mit dem BDI, bereits vor 
einigen Wochen ebenfalls die Mei- 
nung gelußert, daß das „Gesetz über 
die industriellen Bezichungen” durch 
andere Vereinbarungen abgelöst wer- 
den sollte. 

Kapitalistenklasse und bürgerliche 
Parteien scheinen sich also einig zu 
sein, daß die Abschaffung des Ge- 
setzes klüger wäre, 

Die Frage für die Arbeiterklasse 
Englands ist, was statl dessen ein 
geführt werden soll. Denn daß die 
Kapitalisten keine ersatzlose Strei- 
‚chung vorhaben, ist klar. Vieleg deu- 
et darauf hin, daß man hier von der 
Methode des harten „„Durchgreifens“ 
mehr zur Methode des Betrugs und 
der Verschleierung übergehen will, 
Wilson sprach im Regierungsprogramm 
von einem freiwilligen „Sozialkon- 
trakı“ zwischen Unternehmern und 
Gewerkschaften. 

Neuerdings erscheinen in der Pres 
se häufiger Artikel, die sich mit dem 
westdeutschen Modell der Mitbestim- 
mung und dem Beiriebsverfassungsge- 
setz auseinandersetzen und Überle- 
gungen über die Verwendbarkeit sol- 


2.) Sieg der Bergarbeiter 


Der Streik der Bergarbeiter wurde 
am 11.3., nach dreieinhalbmonatigem 
Kampf, erfolgreich beendet. Wollte 
die Heath-Regierung nur 7% rausrük- 
ken, so mußte Labour ihnen jetzt im 
Durchschnitt 30% zugestehen. (s. Ka 
sten) Zwar hatten die Kumpel zum 


bisheriger Lohnfor- Ergebnis Lohnerhöhung Lohnerhö- 

Verdienst derung in Pfund hung ın % 
Untertagearbeiter 1) 36,79 450 45.0 su 22% 
Untertagearbeiter 2) 27,29 40.0 36.0 sn „2% 
Nachtschicht 369? 230 1551 42% 
Tagebau 25.29 350 320 6,7 21% 


im Parlament sb. Auf de 
eines Tory-Abgeordneten (!), wann 
denn die „Phax 3 halt wer- 
den sollte, „ meinte 

„Demnächst“. 

Foot (Repräsentant des „linken”“ 
Labour-Flügels, s.AK 40) sagte wei- 
ter im Parlament: „Wir wollen einen 
weichen (? ) Übergung zu freiwilligen 
Methoden (sprich zur Tarif 
mie,AK), die der Notwendigkeit, die 
Inflation aufzuhalten, Rechnung ıra- 
gen und ein angemessenes (?) 
Wachstum der Einkommen saran- 
tieren. Ohne dies würden übermäßi- 
ge (!!) Lohnerhöhungen unsere ganze 
Politik der Mieten, Lebensmittelsub- 
wentionen, Renten und den Rest über 
‚den Haufen werfen.“ 

Mit unglaublicher Frechheit ver- 
brät Foot hier wieder das Märchen 
von den Löhnen, die Schuld an der 
Inflation sind. Weiter sagt er, daß 
er erst in dem Moment das staa 
Lohndiktat aufheben wird, wenn sic 
die Arbeiter „freiwillig“ dem Lohn- 
diktat unterwerfen. Oder, feiner 
gedrückt: „der Notwendigkeit Rech- 
‚gen, die Inflation aufzuhal- 


ZWEI ERFOLGE DER 
ARBEITERKLASSE 


Ein Wahlversprechen wird Labour 


rungsmittel und Renten in Millio- 
‚nenhöhe vor. (Dabei ist allerdings 


wohl aufgrund der hartnäckigen 


Auf die Frage | Teil noch mehr gefordert, aberinsge: 


samt kann man das Ergebnis wohl als 
Erfolg ansehen. Nur eins wurde nicht 
durchgesetzt: die Arbeiter hatten die- 
se Erhöhungen ab |. November gefor- 
dert, bekommen sie aber erst ab. | 
Mürz, 

Der Streik der Kumpel wurde von 
anderen Teilen der englischen Arbei- 
terklasse mit großer Solidarität und 
Kampfgeist unterstützt: Die Docker 
löschten keine Schiffe mit ausländi- 
scher Kohle, vor sämtlichen Kraftwer- 
ken standen Streikposten, „Streikbre- 
‚cher-Kohle” wurde in Fabriken und 
Kraftwerken nicht verfeuert usw. 

Ohne diese Solidarität und die 
Kampfbereitschaft der Bergarbeiter 
selbst hätte dieser Sieg nicht errungen 
werden können. 

Die Kapitalisten erhoffen sich 
lerdings einen Vorteil davon, daß sie 
und ihre sozialdemokratische Regie- 
rung hier einen der militantesten Tei- 
le der Arbeiterklasse zumindest für 
eine gewisse Zeit „beiriedet” haben 
und wieder einmal neu die Illusion ei- 
ner arbeiterfreundlichen Labour Par- 
ty genährt haben könnten. Beide Sie- 
ge, die Abschaffung des Antistreikge- 
seizes und die hohe Erfi der 
Forderung der Bergarbeiter, sind kurz- 
fristige Siege — Siege, die jedoch nur 

werden können, wenn die 
‚Arbeiterklasse sich von den 
sozialdemokratischen Rattenfängern 
löst. Dazu allerdings wäre eine starke 
‚Kommunistische Partei notwendig. ® 


rewsbury ... 


Bereits in AK 41 berichteten wir 
über die Prozesse gegen 24 engli- 
sche Bauarbeiter, denen „unge- 
setzliche 

„Verschwörung" 
Spontanen Bauarbeiterstreiks im 
September 72 zur Last gelegt 
werden. 


Versammlung“ ” und 
läßlich des 


Im ersten Aufwasch verurteil- 


te das Gericht in Shrewsbury oh- 
ne den Schatten eines Beweises 
und mit offensichtlich falschen 
Zeugenaussagen im Dezember 73 
drei Bauarbeiter zu Gefängnis- 
strafen zwischen neun Monaten 
und drei Jahren ohne Bewäh- 
rung! (s. AK 41) 


In der zweiten Runde standen 


im Januar und Februar dieses 
Jahres acht weitere Bauarbeiter 
vor Gericht, Drei von ihnen plä- 


dierten auf „ 
Sinne der Anklage“, 


„schuldig”. Entsprechend fielen 
üie Urteile aus: Dreimal Gefäng- 


nis ohne_Bewähru 
Länge konnten wii 


(über die 
ichts in Er- 


fahrung bringen) für Arthur Mur- 


na 
Jahre und Brian Williams, 34 Jah 


39 Jahre; Michael Pierce, 29. 


. Fünfmal — nicht etwa Frei- 


spruch — sondern Strafen, die auf 
Bewährung ausgesetzt wurden, 
für John Malcolm Clee, 32; John 
‚Gary Davies, 23; Derrick Hughes, 
26; Alfred James, 40 und Samuel 
‚Roy Warburton, 43. 


tung der 


Der „Socialist Worker“ (Zei: 
ruppe „International 


Socialists“) schildert in seiner 
Ausgabe vom 6.4.74 die Taktik 
des Gerichts: „Keiner der 24 
von Shrewsbury steht wegen spe- 
zifischer Gewaltakte, Zerstörung 
von fremden Eigentum oder Ein- 
schüchterung vor Gericht. Zuerst 
wurden die Männer wegen spezi- 
Jischer Anklagepunkte belangt. 
‚Dann aber reduzierte die Staais- 


waltschaft die Anklagepunkte 


auf drei — Verschwörung mit dem 
Ziel, andere Menschen einzu- 


schüchtern, 


ungeseizliche Ver 


zemmlung und Aufruhr. 


Der Vorzug der Anklage auf 


„Verschwörung, ‚mit dem Ziel, 
inzuschüchtern“, ist zweifach. 


Kay 


erstens ist die Höchststrafe für 


chüchterung‘“ sechs Monate 
Verschwörung, mit dem 


Ziel, "einzuschüchtern“ gibt es 
keine Höchsigrenze, 


‚Zweitens verpflichtet die An- 


ler: Die Brutalität der englischen Klassenjusti 


auf „Verschwörung ...“ die 
EN 


Staatsanwaltschaft nicht, zu be: 
yelaen, daß die Angeklagten in- 

in konkrete Aktionen 
zur Einschüchterung verwickelt 
wuren. 

Denn diese Anklage erlaubt es, 
‚eine Fülle von sonst unstatthaf: 
tem Material als Beweis gegen ei- 
‚nen Angeklagten einzubringen. 
Hörensagen, Gerüchte, völlig un- 
bewiesene Fakten, kurz alles und 
jedes." 

Wie richtig diese Interpretati- 
on des „Soclalist Worker“ ist, 
zeigt die Tatsache, daß zwei der 
sechs Bauarbeiter, die zu Strafen 
‚Ohne Bewährung verurteilt wur- 
den, an der Streikversammlung 
nachweislich gar nicht teilgenom- 
men hatten, auf der die „Ver- 
schwörung” stattgefunden Rüben 
soll! 

Besonders offen zeigte sich 
die Fratze der Klassenjustiz auch 
an Folgendem: Hauptzeuge ge- 
‚gen die Arbeiter ist der Bauun- 
ternehmerssohn Terence Parry. 
Parry führte am 6. September 73 
auf der Baustelle Kingswood in 
Shrewsbury einen Trupp Schwarz- 
arbeiter an, die für 10 Pfund in 
der Woche Streikbrecherarbeiten 
machten, (Die streikenden Arbei- 
ter kämpften damals für 35 Pfund 
in der Woche!!) Als diese Streik- 
brecherkolonne auf die Streikpo- 
sten stieß, kam es zu Auseinan- 
dersetzungen. Parry trat vor, ein 
geladenes Gewehr in der Hand, 
und drohte den Arbeitern, auf sie 
zu schießen! Die Bauarbeiter 
konnten ihn ohne Blutvergießen 
entwaffnen und zerschmetterten 
sein Gewehr, 

Dieser Faschist, 


der wahr- 
scheinlich, wäre er nicht daran 
gehindert worden, auf die Arbei- 
ter geschossen hätte, stellt nun 
den Kronzeugen der Staatsan- 
waltschaft dar, der das „ein- 
schüchternde Verhalten“ "der 
streikenden Arbeiter bezeugt! 
Ein Hohn! 

Das Schönste ist, duß einer 
der Arbeiter, der Parıy das Ge- 
wehr abnahm, wegen „Zerstö- 
rung fremden Eigentums" ange- 
klagt wurde! 

Gegenwärtig luft der Prozeß 
geren die Bauarbeiter Terry Ren- 
ahaw, Lennie Williams und John 
Seaburg. Alle drei plädieren auf 
„nicht schuldig". Die Urteile 
‚werden entsprechend brutal aus- 
fallen. ® 


Urei Jugenancne Scnwarze verurtent 


Merry Old England — das fröhli 
‚che alte England _ verliert immer 
mehr sein freundliches Gesicht 
Für die ausländische Bevölkerung 
in England hat es dies Gesicht 
vermutlich nie gegeben. Genau 
wie in der BRD die ausländischen 
Arbeiter, gehören die indischen, 
pakistanischen und afrikanischen 
Arbeiterfamilien zu den am mei 
sten ausgebeuteten und unter- 
drückten Schichten in England 
Wurden die Menschen aus den 
Commonwealth-Ländern — den 
chemaligen englischen Kolonien 
— noch in den SOiger Jahren als 
billige Arbeitskräfte sehr ge- 
braucht und massenweise nach 
England gekartt, so versuchen die 
englischen Imperialisten — genau 
wie die westdeutschen — in den 
letzten Jahren den Zustrom abzu- 
bremsen. Die Einwanderungsquo- 
ten wurden drastisch reduziert, 
die Aufenthaltsgenehmigungen 
verkürzt, das Nachholen von Fa- 
milienangehörigen erschwert. Vor 
allem aber wurde die Kontrolle 
und Unterdrückung der Auslän- 
der ungeheuer verschärft. Ebenso 
die rassistische Hetze gegen die 
ausländischen Arbeiter in Presse, 
‚Rundfunk und Fernsehen. 
Folgende Vorfälle werfen ein 
Sch auf die Unterdrük- 
kung der Schwarzen durch die 
englische Klassenjustiz und ihre 
faschistoiden Polizeibüttel 
Am 9. Juni 73 gingen dreiju- 
gendliche Farbige auf ein Volks- 
fest in Süd-Lohdon,in einem vor- 
wiegend von Schwarzen bewohr- 
ten Gebiet. Rund 60.000 Men- 
schen aus West-Indien wohnen 
dort, 
Auf dem Markt entwickelte 
sich eine Schlägerei. Die Polizei 
iff ein, schlug wahllos in die 
lenge und griff sich ziellos Men- 
schen heraus, die sie verhaftete 
und mit zur Wache schleppte, 
Unter anderem auch die drei 
Jungens: Lioyd James, 18; Robin 
Sterling, 14; Horace Parkinson. 
Sie hatten nicht das Geringste 


mit der Schlägerei zu tun gehabt 
Die Ergreifung des I4-Jährigen 
Robin beschreibt der „Socialist 
Worker” so: „Robin Sterling sah 
dem Kampf zu. Er saß mit seinen 
beiden jüngeren Schwestern vor 
sich an der Wand. Dann griff ihn 
sich ein Polizist. Ein Polizist war 
von einer Flasche verletzt wor- 
den. „Das ist er nicht‘, sagte ein 
Polizist. „Er tur’s auch‘, war die 
Antwort.” (SW, 6.4.74) 

Auf der Wache wurde Horace 
schlagen, daß er am Kopf 

. daß er am 

werden mußte. Diese „ärztliche 
Y . cha 
in einer Art und Weise, daß man 
ie ohne weiteres als gezielte Fok- 
bezeichnen kann: Horace er- 
hielt keine örtliche Betäubung. 
‚Außerdem wurden nicht rings um 
die Wunde die Haare geschoren, 
sondern einfach mit eingenäht 
so daß sich alles entzänden muß- 
Er hat heute noch Schwindel- 
anfälle. fi Asair 

Den Jungen wurde, Angril 
und Verletzung von Polizisten 


zur Last gelegt. Tatsache aber ist, 
daß die angebliche „Angriffswaf- 
fe” — ein Wagenheber - nie ge- 


funden wurde. Tatsache ist wei- 
terhin, daß der Bulle, der von 
Robin Sterling mit einer Flasche 
geschlagen worden sein soll, es 
abichnte, Anzeige zu erstatten. 

Ale tue wurden ma ui heb- 
ren Gefängnis ohne Bewährung 
verurteilt. 


Mit einer Demagogie sonder- 
gleichen bekam der Richter es 
fertig, zu sagen: „Das Problem 
ist, daß es in jeder Gemeinschaft 
— wie auch immer die Natur des 
Individuums, wie auch immer 
Rasse, Religion oder Überzeu- 
gung - Gut und Schlecht gibt. 
Wir müssen versuchen, die Guten 
von den Schlechten zu trennen.” 
(Nach „Daily Express", 19.3.74) 

Die” drei jungen Schwarzen 
sitzen seit dem Sommer im Ge- 


fängnis, das Berufungsverfahren 
hat die Urteile bestätigt. @ 
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Ein sozialistisches Chile kann nur 
aus der Diktatur des Proletariats entstehen 


Die italienische kommunistische Wochenz« 


ben von der gleichnamigen Organisa 


Interview mit zwei führenden Genossen 
sich als politische Flächtlin; 
stärkste Partei der Unidad Popular 
eine zunehmende Linksbewegung, die u 
nachhaltig die Illusion vom „parlamentar 
legte, offenbar noch stärker geworden ist. 
Wir geben hier das Interview in volls 


be 


Die Sozialistische Partei ist im We- 
sentlichen in Italien wenig bekannt. 
Und es herrschte bei den revolutio- 
nären Organisationen zunächst eine 
Identifizierung (der Sozialistischen 
Partei) mit dem Reformismus vor. 
Diese Einschätzungen sind von Ele- 
menten widerlegt, die inzwischen be- 
kannt wurden, wie z.B. die Aktivität 
der SP in den cordones (Anm.1) 
Könnt ihr uns einige weitere Er 
klärungen über eure politische, ide- 
'ologische Charakteristik und über 
eure Geschichte geben? 

Zuerst muß man sagen, daß die 
Sozialistische Partei eine marxistise 
ieninistische Partei ist, die als Aus- 
‚gangspunkt, ihrer politischen Orien- 
Hierung die Überzeugung hat, daß man 
um zu einer sozialistischen Gesell- 
schaft zu gelangen, zuerst eine Klas- 
sendiktatur, die Diktatur des Pro- 
ietariats, errichten muß. Das ist keine 
Position, die erst jetzt von der Par 
te} eingenommen wird, es ist € 
fester Punkt schon seit vielen Jal 
von, sodaß es auch im Parteistatut 
erwähnt wird. Zu diesen Positionen 
ist die Partei nach langen inneren 
Diskussionen gekommen, von ihr 

ng bis in die jüngste Zeit 


Vom Kongreß vi 
gingen die „Ihesen” aus, die die 
grundsätzlichen Vorstellungen der Pur 
tei ausdrücken. Sie sagen sehr klar 
daß man alle (aktischen Kampffo 
men anwenden muß, gerade weil man 
nur mit der Anwendung der parla- 
mentarischen Form nicht zur Macht 
kommen kann. Also ist es nötig, 
eine andere Kampflorm zu entwik 
kein, parallel zu der parlamentarı 
schen und legalen; das ist der bewaff 
nete revolutionäre Kay 

Nur so, mit einem Klassenzusam- 
menstoß, kann man das Problem 
der Staatsmacht lösen und einen 
Staat in einen anderen verwandeln. 

Nach dem Regierungsantritt der 
Unidad Popular hat die Partei einen 
weiteren Kongreß durchgeführt, im 
Januar 1971, um die neue Situa- 
tion zu analysieren und das neue 
Element zu diskutieren, das von der 
Teilnahme an der Regierung darge 
stellt wurde. Die Partei bestätigte die 
Thesen von Chillan und erklärte, daß 
die Tatsache des Regierungsaniritts 
im Front-Bündnis mit Sektoren der 
Kleinbourgeoisie, im taktischen Sinn 
zu verstehen sel, um die proletari 
schen Organisationsformen zu festi- 
‚gen und vorwärtszuschreiten zur Er- 
fichtung der Diktatur des Proletariats. 
und zum Aufbau einer sozialistischen 
Gesellschaft 

Alle Darstellungen unserer Par- 
tei als. sozialdemokratische Partei, 
ohne klare politische Orientierung, 
entspringen nur einer ungenögenden 
Kenntnis unserer politischen Positio- 
nen 

Daß die Thesen von Chillan, mit 
der Bekräftigung des bewaffneten 
Kampfes als einziges Mittel, um zur 
Macht zu gelangen, nicht bloß Worte 
geblieben sind, beweist die Tatsache, 
daß nach ihrer Annahme viele sozia 
listische Genosen in andere lateı 
amerikanische Länder gegangen sind, 
um diese Theorie in die Praxis umzu- 
setzen. Und viele Kämpfer der Sozia 
listischen Partei sind gefallen, wie 
Elmo Catalna, Tirso Montiel' und 
andere sozialistische Genossen 

‚Auch in Chile waren viele Ge 
nossen der zentralen Parteiführung 
für ein Jahr oder auch mehr während 
der Regierung Frei (Anm. 2) im 
„Untergrund“: 1.B. der Genusse Ro 
lando Calderon, der zu jener Zeit 
Bauernführer war, der Genosse Her- 
inan Colona und andere Genossen 
wie Renalo Moreau. 

Werden die Standpunkte, die ihr 
ausgedrückt habı, von allen Genossen 
der Partei geteilt? 

Die Partei entstand 1933 aus der 
Vereinigung mehrerer Gruppen, und 
der innere politische Klärungsprozeß 
war lang und schwierig. Nicht-marxi 
stische politische Vorstellungen konn- 
ten in der Partei überleben, in dem 
Maß, in dem der Kampf sehr sch 


Chillanı. 1967, 


in Italien aufhalten. In der Sozialistischen 


iger Übersetzung wieder, um nach den 
in ARBEITERKAMPF und INTERNATIONALE ver 
setzungen von Interviews und Erklärungen des MIR und der MAPU (zwei 
Organisationen der revolutionären Linken) die Information über das poliisch- 
ideologische Spektrum des chilenischen Widerstands zu erweitern. 


| litische Form finden, um jede Mög- 


Interview mit Genossen der Sozialistischen Partei Chiles: 


;eitung „avanguardia operaia”, heraus- 
n, veröffentlichte in Nr. 9/74 ein 
der Sozialistischen Partei Chiles, die 


-s schon vor dem faschistischen 
ınter dem Eindruck des Putsches, der 
rischen Weg zum Sozialismus” wide 


fentlichten _Über- 


und die Diskussion sehr gründlich 
war. Heute muß unsere Partei, die 
eine Massenpartei ist, eine klarere po- 


lichkeit auszuschließen, daß Sektoren 
der Sozialdemokratie oder Sektoren 
‚ohne eine klare marxistisch-leninist 
sche Vorstellung von der 

vom Kampf, in der Partei verbleiben. 

Wir glauben, daß die Diskussion 
zwischen uns heute mit dem mög- 
lichsten einheitlichen Geist geführt 
wird — das wollen wir vor allem un- 
terstreichen. Aber wir meinen auch 
daß die Ergebnisse dieser einheitli 
chen Diskussion von vielen nicht ge- 
teilt werden können, die gegenwär- 
ig in der Partei sind und diese sollten 
daher gehen, ohne daß dies eine Spal- 
tung der Parlei bedeuten muß. Unse- 
re Führung jedoch ist einig auf den 
Positionen des Genossen Altamirano 
(Anm. 3), die sehr klar sind, und wir 
glauben, daß seine Führung den ein 
heitlichen Charakter der Diskussion 
garantieren könnte, 

Bekanntlich wird\in Chile eine 
enge Aktionseinheil_ zwischen den 
revolutionären Kräften hergestellt 
Die Botschaft Altamiranos hat, wegen 
der allgemeinen Aussagen, mit denen 

ir Speku: 


sie formuliert war, Raum für Speku 
lationen der „Unita" gegeben, die sie 
als eine Lobrede auf die breite antifa 
schistische Front und eine Verurtei 
lung der Front der revolutionären 
Kräfte interpretierte. Erklärt uns bit- 
te, welchen Verhältnis bestcht zwi. 
| schen dieser Front und der breiteren 
äntifaschitischen? Und darüber hin 
aus, welche Position nimmt die DÜ 
im Zusammenhang dieser Probleme 
A kann nur in 
| einem Sinn verstanden werden, näm- 
lich als Aufruf zur Einheit. Die Ein- 

t in Chile ist keine leichte Sache, 
und daher war die Rede Altamiranos 
etwas allgemein; um eine einheitliche 

Rede an alle Kräfte zu halten, muß 
| man die Rede am Anfang etwas allge 
mein machen, weil die Positionen, 
2.B. der kommunistischen Genossen 
| (Anm. 5) und der Genossen des 
| MIR sehr weit auseinandergehen kön 
nen. Das bedeutet nicht, daß unsere 
Partei keine klare politische Position 
hätte. 

Wir meinen, daß der Kampf in Chi 
le heute drei grundsätzliche Wesens 
züge hat. Vor allem ist es notwendig, 
eine breite Front für einen starken 
antifaschistischen Kampf zu formi 
ten, aber die politische Führung die 
ser Front müßte eine politische Klas 
senführung sein, sie muß von der Ar 
beiterklasse geführt werden 

Sonst hätte sie keinen Sinn; denn 
der Kampf in Chile ist heute & 

pf für den Sozialismus und nicht 

Kampf für die Wiedererrichtung 
der Institutionen der bürgerlichen De 
mokratie, die von der Bourgeoiie 
selbst zerstört worden sind. Deshalb 
ist die Klassenführung dieser Front 
das wichtigste; wenn diese fehlt, kann 
man das strafegische Ziel, den So 
zialismus, nicht erreichen. 

Zweitens ist es klar, daß man zu 
diesem Ziel nicht vorwärtskommen 
kann, wenn man nur den Kampf 
durch die breite Front entwickelt; es 
muß auch eine politisch-militärische 
Organisation geben, die in einer kla- 
| ren Verbindung mit dieser Massen 

front arbeitet. Anders ausgedrückt 

gibt zwei Kampftaktiken, die man 
in Chile befolgen muß: die militärk 


inn mit allen Kräften. 

‚Wir meinen, daß ein bewaffneter 
Widerstandskampf gegen die faschr 
stische Militärjunta in Chile nötig 
ist — und das wird heute in Chi 
getan. 

Dri 
die Christidemokratie. Wir meinen, 
daß die DC als Partei in Chile nicht 
mehr existiert; heute gibt es eine bür- 

liche Führung, die sich Christde 
mokratie nennt, aber keinerlei orka 

ische Verbindung zur Masse, ihrer 
Mitglieder hat. Und das aus klaren 
politischen Gründen. Die DC ist ihrer 


sche und die politische, im breitesten | 


iens kommt der Kampf gegen 


Natur nach eine Partei, die Personen 
einschließt, die aus verschiedenen 
Klassen kommen, von Sektoren der 
Arbeiterklasse zu Sektoren der Mit- 
telschichten und der Bourgeoisie. 
Jetzt, in der aktuellen Situation, wo 
sich "die Klassenunterdrückung der 
Bourgeoisie gegen das Proletariat in 
‚offener und direkter Weise entfaltet, 
‚ohne ideologische Verschleierungen, 
in dieser Situation kann eine Partei 
wie die DC nicht existieren. Es fei 
len in Chile heute die wirtschaft 
chen, gesellschaftlichen und politi- 
schen Bedingungen für die Existenz 
der DC. Daher halten wir es für falsch, 
gegenwärtig von der DC als orgas 
sche Organisation zu sprechen. Heute 
"können Sektoren der ex-DC bestehen, 
die Positionen eingenommen haben, 
die denen der faschistischen Junta 
widerspre 
DC als solche. Die Form und die po- 
litisch-organische Charakteristik die- 
ser Sektoren zu def 
Problem, das die Diskus ihrem 
Inneren betrifft, Was jedoch unser 
Verhältnis zu diesen Sckloren angeht, 
handelt es sich darum, zu ihnen eine 
Beziehung zu haben, wie man cs mit 
den demokratischen Sektoren hat 
Wir glauben jedoch nicht, daß das zu 

iner Teilnahme der Exponenten die- 
ser Sektoren an der Führung der brei- 
Front führen muß, für die, 
vorhin dargelegt haben, 
führung gewährleistet sein n 
den alten Fehler zu wiederholen, die 
Macht, oder heute die I 
Kampf um die Macht 

Es hat bei unz viele 
über Existenz oder Nichtexiste 
bewafn fer ın Chile gege- 
ben. Die PCI vor allem hat darauf be 
standen, daß keine Organisation in 
Chile Anweisungen zum bewaffneten 


Kampf gegeben habe und daß jede 
Nachricht zu diesem Thema in jedem 
Fall provokatorisch und falsch sei. 
Inr nabı schon vorhin eure Position 

| dazu angedeuter. Könnt ihr das wel 
ter entwickeln und auch erklären, 
was es für Kämpfe gibt und weiche 
Organisatorschen Formen heute 

| nrklen uf der Tagesordnung ste 
| hen? 

Zu sagen, daß man heute in Chile 
keinen bewaffneten Kampf führt, 
heißst die Formen der Unterdrückung 
zu verkennen, die es in Chile gibt 
Der bewafneie Kampf ist heute im 
wesentlichen kein offensiver Kampf, 
heute muß man kämpfen, um die re- 
volutionären politischen Örganisatio- 
nen zu verteidigen, und dazu muß 
man eine Waffe in der Hand haben, 
um die Führer zu verteidigen, um die 
Genossen zu verteidigen, um das eig 
ne Leben zu verteidigen. 

In diesem Sinn arbeitet unsere Par- 
| tei und auch alle anderen Parteien 
der Linken in Chile; es werden viele 
| mitärische Aktionen auf regionaler 
Ebene durchgeführt. Heute müssen 
| auch die Mitglieder der Kommunisti 


schen Partei das eigene Leben mit der 
Waffe in der Faust verteidigen, 

Es ist jedoch nötig, eine wissen- 
schaftliche Analyse der Situation zu 
machen, damit der Verteidigungs- 
kampf sich in einen offensiven revo- | 
Iutionären Kampf verwandeln kann. 

Die Kampfaktionen, nach fünf Mo- 
naten faschistischer Junta in Chile, 
entsprechen im wesentlichen dem 
Ziel, alle Kräfte des Widerstandes zu 
koordinieren. Es ist möglich, daß vie- 
Ie Aktionen unabhängig durchgeführt 
werden, yon Gruppen von Kämpfern, 
die sich in einer Region oder einem 
Sektor organisiert haben; aber im Alk 
gemeinen drücken alle Aktionen, die 
gemacht werden, die ersten Formen 
der Koordinierung aus, sowohl der 
Aktivitäten militärischer wie auch po- 
itischer Art — wie die Teilstreiks der 
Arbeiter, Boykott und _bewußtes | 
Fernbleiben von der Arbeit, das in | 
wenigen Tagen zum Fernbleiben von | 
65 % der Arbeiter von der Arbeit ge- | 
führt hat! All das entsteht nicht spon- 
tan, es ist das Ergebnis einer schwieri- 
gen Arbeit innerhalb des Widerstands. 
in Chile, 

In den Gesprächen, die wir mit | 
dem MIR hatten, haben die Genos- | 
sen dieser Organisation hervorgeho- | 
ben, daß es in den chilenischen re- 
volutionären — und Linkskräften eine 
Debatte um die Erfahrungen der 
Unidad Popular gibt. Diese Genos- 
sen haben jedoch angemerkt, daß 
sie diese Debatte in der aktuellen 
Phase für zweitrangig halten. Wir 
akzeptieren dieses Urteil, aber mei 
'nen, daß diese Reflexion in jeder 
Weise notwendig ist. Was ist eure | 
Meinung dazu ? 

Wir meinen dasselbe wie die G: 
inossen des MIR. Wir glauben, daß 
man heute die Diskussion über die 
Einschätzung der Regierung des Ge- 
nossen Allende nicht der Diskussion 
über all die Probleme voranstellen | 
kann, vor denen wir stehen. Wir 
meinen, daß die Führungen aller Par- 
teien, nicht nur der Unidad Popular 
sondern auch des MIR, der die wich: | 
tigste Kraft außerhalb der Unidad | 
Popular ist, falsche Entscheidungen 
getroffen haben. Zum Beispiel sag- | 
ten die Genossen des MIR, daß man 
während der Entwicklung der Regie- 
rung der Unidad Popular zur Ent. 
wicklung einer wirklichen Arbeiter“ | 


regierung hätte übergehen müssen. 
Wir meinen, daß diese Parole falsch 
gewesen wäre, weil sie die Arbeiler 
nassen in ihrer Haltung zur Regierung 
‚des Genossen Allende verwirrt hätte 
Unseres Erachtens reicht die Tatsa- 
che, daß innerhalb der Unidad Po- 
pular falsche Entscheidungen getrof. 
Ten wurden, nicht aus, um zu sa 
gen, daß sie keine Arbeiterregierung 
gewesen sei 

Die faschistische Junta hat mit ih 
ter wilden Repression auf sehr klare 
Weise bewiesen, daß es eine Arbeiter 
regierung war. 

Die Selbstkritik innerhalb der Par. 
teien muß mit großer Härte und 
Klarheit geführt werden, und es ist 
sehr wichtig, daß sie geführt wird, 
aber wir meinen, daß dies nicht der 
beste Moment dafür ist 

Das Hauptproblem ist heute, die 
‚organische Einheit zwischen den ver 
schiedenen Organisationen zu finden, 
um zu einem wirklich einheitliche‘ 
Kampf zu kommen. Das halten wii 
für sehr wichtig, weil der Kampf 
lang und kompliziert sein wird, we 
‚gen der engen Verbindungen der fa- 


| mi 
| trägt 743,2 % 


schistischen Junta zum Imperialis- 
mus, wegen der Stellung Lateiname- 
rikas im Schema der Einflußzonen 
auf internationaler Ebene. Es han- 
delt sich nicht nur um den Kampf 
Chiles, sondern um den Kampf des 
gesamten Lateinamerika — das ist 
ein kontinentaler Kampf. 

Wir meinen, daß der Imperialis- 
mus in Lateinamerika seine Einfluß- 
zonen verteidigt. Es geht um das 
letzte Bollwerk des Imperialismus 
und dort wendet er dieselben For- 
men der Repression wie in Vietnam 
an. 


Daher meinen wir, daß man die 
Diskussion über die Erfahrung der 
Unidad Popular nicht überstürzen soll 
te: das ist ein Problem, das man mit 
kühlern Kopf behandeln sollte, auf 
äußerst klare und einheitliche Art, 

Die heutige Diskussion muß sich 
u.E. anderen brennenden Problemen 
zu einer wissenschaftlichen Einschät- 
zung der Situation und Festlegung ci- 
ner einheitlichen Linie des Eingreifens 
stellen. Besonders ist die aktuelle wirt- 
schaftliche Lage in Chile zu analysic- 
ren. Einige Zahlen, um eine Vorstel- 
lung vom Ernst der Lage zu geben 
Vorm Staatsstreich gab es in Chile ei- 
wa 50-60,000 Arbeitslose; heute sind 
es — aufgrund von Maßnahmen der 
faschistischen Junta — 634.100, da- 
von 102.259 Arbeiter, 106.587 An- 
gestellte und 24.554 Techniker und 
freie Berufe" 

Eindrucksvoll ist weiterhin die Stei- 
gerung der Lebenshaltungskosten: ein 
Kilo Brot kostete 11 scudi, heute ko- 
stet es 40 scudi — die prozentuale 
Kostensteigerung ist 263 %. Ein Kilo 
Zucker stieg von 25 auf 280 scudi 
(eine Verteuerung von 1020 %) ein 
Kilo Butter von 88 scudi auf 1360 
scudi (eine Steigerung um 1457 %): 
ein Kilo Fleisch von 70 scudi auf 860 
scudi (eine Steigerung um 1128 %): 
ein Kilo Reis von 16 scudi auf 350 
scudi (eine Steigerung um 2087 %) 

ein Kilo Fisch von 4 auf 120 scu 

(eine Steigerung um 2900 %). 

Der Durchschnitt der allgemeinen 
Teuerung, wie Kleidung, Wohnung, 

ien, Vergnügungen usw. usf. be- 

Was jedoch die Löhne 
angeht, so liegt die durchschnittliche 
Steigerung bei 212 %, mit eineı 
Kaufkraftverlust von 5-600 #1 
Wir meinen, daß auch di 
schichten in Chile Kaufkr 
schichten in Chile Kaufkı 
haben und dies wird politische Rück 
wirkungen auf die DC selbst habeı 
die nach Definition und Aufgabe 
Partei ist, die sich auf di 
ten stützi, 
Gibt es Probleme, die Ihr noch her- 
vorheben wollt? 
hten ein 
Organisa al 
heute befinden sich in der 
‚chen Botschaft in Santiago 
chilen sen, die dort 
ht wegkönnen, weil die faschi 
stische Junta ihnen kein „freies Ge- 
it” gegeben hat. Wir halten es für 
erforderlich, jede Art von Druck und 
Massenmobilisierung zu entwickeln, 
daß die Genossen die Botschaft ver- 
lassen können. 

Eine andere Forderung, die wir 
erheben, ist, organische Formen für 
die Unterstützung der Kämpfe des 
chilenischen Volkes und der anderen 
Iateinamerikanischen Völker und der 
Welt zu finden, die gegen den Fa- 
schismus kämpfen. 

Wir fordern auch dazu auf, ma 
terielle, politische und Massen Hilfe 
für das Funktionieren der Komitees 
der politischen Flüchtlinge zu leisten, 
wie jenes, das sich vor kurzem in Mai- 
land gebildet hat . 


‚Anmerkungen: 
0) 


Mittek 


nA 


Die cordones sind „Basis-On 
nisationen”, in der Art von Ar 
beiterräten, die in den Monaten 
vor dem faschistischen Putsch, 
entstanden, und in denen ver 
schiedene linke Organisatione: 
innerhalb und außerhalb. der 
Unidad Popular politisch arbei 
ten. 

rei, rechter Führer der Christ- 
demokratischen Partei (DC) 
war vor Allende Präsident. Frei 
hat den faschistischen Putsch 
gefördert und unterstützt. 
Altamirano, Führer der Soziali 
stischen Partei, dem es nach 
dem faschistischen Putsch ge- 
lang. den Verfolgungen der Jun- 
ta zu entgehen und Chile zu 
verlassen. 

Die „Unidad” ist die Tages- 
zeitung der revisionistischen 
„KP” Italiens (PCI), die mehr- 
Tach den bewaffneten antiim- 
perialistischen Kampf in Chile 
zu verleumden versuchte 
Gemeint sind die Mitglieder 
der revisionistischen KP, die 
innerhalb der Unidad Popular 
den rechten Flügel bildete und 
der faschistischen Gefahr durch 
Zugeständnisse an die Bourge- 
öisie, Umwerben der mi 
schen Führung, Eindämmus 
der Massenbewegung und Dit- 
famierung der revolutionären 
Linken zu begegnen versuchte, 
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Kommunisten und "deutsche Wiedervereinigung” 


Das „ZK” der provokatorischen Grup- 
pe „KPD/ML’ hat im Dezember 1973 
eine „Erklärung zur nationalen Frage’ 
abgegeben, in ‚die „Wiedervereini 
‚gung unseres Vaterlandes” als Kampf- 
ziel aller „wahren deutschen Patrio- 

„unabhängig von ihrem religiö- 


nis, 'rganisations- oder Partei- 
zugehörigkeit”” propagiert wird. In- 
dem in dieser Erklärung versucht wird, 


eindeutig rechtsgerichtete Positionen 
unter dem Titel des „Kommunismus” 
und „Marxismus-Leninismus” zu ver- 
breiten, stellt sie eine weitere klare 
Provokation dieser Gruppe gegen die 
kommunistische Bewegung der BRD 
dar. 

In nicht so provokatorischer Form 
spielt die Frage der „Wiedervereini- 
in Frieden und Freiheit” („Ar- 
iterbund für den Wiederaufbau der 
KPD", Bayern _ vormals ABG) oder 
der „Wiedervereinigung Deutscl 

auf ” revolutionärer _ Grundlage 
(„KPD"-„Rote Fahne”) auch bei an- 
deren Organisationen eine Rolle. 

In diesem Artikel soll zunächst allge- 
‚mein unser Standpunkt zur „Wieder. 
vereini eilt werden. 
Tach sel uf Einzelheiten in den Vor- 
stellungen der „KPD/ML” eingegan- 
‚gen werden. 


Haben wir eine „nationale Frage”? 


Der deutsche Nationalstaat entstand 
aufgrund der inneren und äußeren Be- 
dingungen erst vor etwa 100 Jahren, 
nämlich 1871, nachdem es die Bour: 
geoisie Preußens geschafft hatte, die 
herrschenden Klassen der meisten 
deutschen Teilstaaten zunächst über 
ökonomische Zusammenschlüsse 
(„Deutscher Bund”, „Deutscher Zoll- 
verein”) an sich heranzuziehen und 
schließlich im gemeinsamen Erobe- 
rungskrieg 1870/71 gegen Frankreich 
zusammenzuschmieden. 

Auf dem, durch die Folgen zweier 
vom deutschen Imperialismus ausge- 
hender Kriege stark verkleinerten Bo- 
‚den des deutschen Nationalstaates von 
1871 bestehen heute zw ei deut- 
sche Staaten, mit unterschiedlichen 
Gesellschaftssystemen, eingebunden 
in unterschiedliche wirtschaftliche, 
politische und militärische Bündnis- 
iysteme, Diese Spaltung ergab ich aus 
lem Bestreben des US-Imperialismus, 
nach der Niederlage des Faschismus 
‚den deutschen Imperialismus im We- 
‚sten Deutschlands als Teil der US-Glo- 
balstrategie gegen die sozialistischen 
Länder wieder aufzurichten und die- 
sen Teil Deutschlands in den Einfluß- 
bereich des US-Imperialismus fest ei 
zubauen, 


Am 11. April hat eine Gruppe palä- 
stinensischer Befreiungskämpfer in 
der israelischen Stadt Kirjat Schmo- 
nch zwei Gebäude besetzt, Geiseln ge- 
nommen und diese, nachdem die For. 
‚derung der Kämpfer auf Befreiung von 
100 politischen Gefangenen in Israel 


abgelehnt worden war, erschossen. 
Die Kämpfer gehörten offenbar der 
Organisation PFLP-Allgemeine Füh- 
rung an, die sich vor einigen Jahren 
von der PFLP abspaltete, 

Die vielen bewußten Entstellungen 
der tatsächlichen Ereignisse in Kinjat 
Schmoneh durch die zionistische Be 
richterstattung werden sich nicht 
mehr alle widerlegen lassen. weil die 
palästinensischen Kämpfer sich selbst 
das Leben genommen haben. 

chen wir ein.nal ab von allen sol 
chen Propagandalügen, so wollen wir 
doch einiges berichten, was die Zioni- 
sten „vergessen”” haben, ohne daß wir 
‚deshalb gleich die ganze Aktion recht. 
fertigen 

Die Aktion fand statt am ersten 

Jahrestag eines zionistischen Ter- 
rorunternehmens: Am 10.4.1973 hat- 
ten israelische Kommandos in einem 
Überfall auf Büros und Wohnungen 
palästinensischer Widerstandsorgani- 
sationen in Beirut, der Hauptstadt von 


Die Forderung der deutschen Kom- 
munisten nach Überwindung dieser 
Spaltung hatte damals eine klar fort- 
schrittliche Funktion, weil sie sich ge- 
‚gen die Globalstrategie des US-Impe- 
rialismus, gegen die Wicederaufrich- 
tung des deutschen Imperialismus 
richtete, und weil sie einen Staat als 
Hinterland hatte, in dem bereits mit 
‚dem Aufbau des Sozialismus begon- 
nen worden war. 

Die politische Bewußtheit des ar- 
beitenden Volkes im westdeutschen 
Staat war jedoch, begründet in der 
Zeit faschistischer Verhetzung und 
der nun einsetzenden neuen antikom- 
munistischen Welle, sowie in Rück- 
schlägen und Fehlentwicklungen in 
der DDR und anderen sozialistischen. 
Staaten, nicht so, daß die revolutionä- 
ten Parolen der KPD zur „sozialen 
und nationalen Befreiung des deut- 
schen Volkes” von den Massen aktiv 
aufgenommen worden wären. Stalt- 
dessen fanden die reaktionären Paro- 
len der CDU und SPD Gehör, die den 
vorhandenen Wunsch nach ‚‚Wieder- 
vereinigung” umfälschten in! Erobe- 
rung der DDR für den deutschen Im- 
perialismus, Liquidierung des soziali- 
stischen Aufbaus auf deutschem Bo- 
den, 

Das Bestehen zweier deutscher 
Staaten hat die gemeinsame Sprache 
zwar nicht aufgehoben (unbeschadet 
kleiner Verschiedenheiten, die. sich 
aus der unterschiedlichen” Entwick- 
lung der beiden Staaten in den letzten 
25 Jahren ergeben haben), sie kann 
erst recht die Geschichte Deutsch- 
lands und seine traditionelle Kı 
natürlich nicht aufheben, im G; 
wie im Schlechten; wohl gibt es aber 
in den beiden Staaten ein unterschied. 
liches Verhältnis zu dieser Geschichte 
und Tradition. 

Entscheidend ist, daß mit de 
dung der BRD (und nachziehend der 
DDR) ein Entwicklungsprozeß einge: 
leitet war, in dem die zuvor ein- 
heitliche deutsche Arbeiterklas- 
se sich Mehr und mehr in zwei Ar- 
beiterklassen mit immer unterschied 
licheren Kampfaufgaben und Kampf- 
bedingungen spaltete, Heute ist ande. 
rerseits klar, daß sich die Arbeiterklas- 
se der BRD von den zwei bis drei Mil- 
Hionen ausländischer Kollegen, die vom 
Imperialismus ins Land gezogen wur- 
den, zwar in „nationaler” Hinsicht 
(Sprache, Tradition, Kultur) unter- 
scheidet, aber hinsichtlich ihres Klas- 
senkampfes die allerengste Gemei 
samkeit hat, Im Rahmen der „Europä- 
ischen Gemeinschaft” entwickelt sich, 
zwischen den Klassenkämpfen in den 
imperialistischen Staaten Westeuropas 
ein immer engerer Parallelismus und 


Libanon, drei Führer des Widerstands 


Zusammenhang. Dies gilt entspre- 


und weitere Kämpfer ermordet 
Die Aktion fand statt am 26. Jah. 
restag des zionistischen Verbre- 
‚chens von Deir Jassin: Am 9./10.4 
1948 hatten zionistische Terrorgrup- 
pen dieses friedliche palästinensische 
Dorf überfallen und alle 254 Bewoh- 
ner, die sie finden konnten, bestia- 
isch abgeschlachtet. Dieses Unterneh. 
men war bewußt geplant und durch. 
‚geführt worden, um hunderttausende 
Palästinenser zur Flucht aus ihrem 
Land zu veranlassen, 
Kirjat Schmoneh ist nicht irgend- 
‚eine israelische Stadt. Sie liegt im 
Nordzipfel des Landes in einer milit 
risch wichtigen Position. Sie ist dort 
bewußt angelegt worden als Vorpo 
sten gegen die angrenzenden Gebiete 
Libanons und Syriens. 
Kirjat Schmoneh liegt im palästi- 
nensischen Bezirk Safad. Von den 
vor 1948 bestehenden 75 palästinen 
sischen Dörfern dieses Distriktes ha- 
ben die Zionisten 68 dem Erdboden 
gleichgemacht. Kirjat Schmonch wur- 
de, wie die meisten anderen isracli 
schen Städte, bildlich gesprochen, auf 
den Trümmern arabischer Dörfer er 
richtet, um die Vertreibung der arabi 
schen Einwohner, die Zerstörung ihres 
Besitzes und die zionistische Besat 
zung für alle Zeiten zu garantieren. 
Die palästinensischen Kämpfer h. 
ten die Freilassung von 100 politi- 
schen Gefangenen zur Bedingung ge 
macht, „Die Weltöffentlichkeit weiß‘ 


chend für die Arbeiterklasse der DDR. 
im Rahmen der sogenannten „sozial 
stischen Staatengemeinschaft”‘, d. h. 
der ökonomischen, politischen und 
militärischen Bindungen der revisioni- 
stischen Länder, mit der Sowjetunion 
als Zentrum. Dies bedeutet nicht, daß 
nicht auch zwischen den Klassenkämp- 
fen in den beiden „Blöcken” — „so- 
zialistische Staatengemeinschaft” nd 
„Europäische Gemeinschaft” (+ USA) 
Wechselbezichungen vorhanden sind, 
aber diese Wechselbeziehungen sind 
nicht so eng wie die innerhalb 
des jeweiligen „Blocks”. 

AlsKommunisten kämpfen wir für 
das Interesse aller Arbeiter, alle 

‚nationalen” Schranken zwischen 
ınen zu überwinden, wobei das wert 
volle „kulturelle Erbe” der verschiede- 
nen Völker nicht aufgegeben, sondern 
im Gegenteil zum Besitz aller wird, 

Als Kommunisten der BRD kämp- 
fen wir vor allem darum, eine gemein- 
same Kampffront der westdeutschen 
Arbeiterklasse mit den 2 - 3 Millionen. 
ausländischer Kollegen in der BRD zu 
schaffen, und zwar nicht im Sinn einer 
Anpassung der auslindischen 
Kollegen (wobei diese dann einfach 
„deutsche Arbeiter” werden, wie es 
in einem früheren Zeitraum 2. B. die 
Polnischen Arbeiter im Ruhrgebiet 
wurden, wovon heute nur noch die 
slavischen Nachnamen künden), son- 
dern im Sinn einer Respektierung und 
Durchdringung nationaler Besonder- 
heiten. 

Dies ist tatsächlich die „natio- 
nale Frage”, die die Arbeiterklasse der 
BRD zu lösen hat, gemeinsam mit den 
ausfindischen _Klassenbrüdern und 
‚schwestern. 

Die „deutsche Wiedervereinigung” 
stellt sich uns dagegen nicht als ein 
besonderes programmatisches 
Ziel. Natürlich sind wir prinzi 
pie ll fürdie Überwindung der Na- 
tionalstaaten, Die erste Voraussetzung 
dafür ist die sozialistische Revolution, 
wobei das Proletariat eines jeden Lan. 
des „natürlich zuerst mit der eigenen 
Bourgeoiste fertig werden” muß. 
(Marx-Engels, Manifest der Kommu- 
nistischen Partei). Wenn erstein- 
mal in beiden deutschen Staaten das 
Proletariat zur herrschenden Klasse 
geworden ist, so wird es — aufgrund 
‚gemeinsamer Sprache und Geschich- 
te — relativ günstige Bedingungen für 
eine rasche Überwindung der entstan- 
denen nationalen Schranken zwischen 
ihnen geben. 

Ex gibt aber, wie gesagt, gegenwär- 
tig, keine besondere Gemeinsamkeit 
und Parallelität zwischen den Klassen- 
kämpfen in BRD und DDR, demnach 
auch keine besondere Wahrscheinlic 


keit einer gleichzeitigen revolution. 


nicht, daß von 200.000 Palästinensern 
ungefähr 3.500 Kämpfer und Zivil 
sten in Gefängnissen sind. Das ist die 
höchste Quote von Gefangenen in der 
Welt.” (Aussage eines Kämpfers von 
AI Fatah in dem Buch „Palästina, In- 
terviews ..”) 

Zwischen dem_palästinensischen 

Volk und den Zionisten herrscht 
seit fast 30 Jahren Krieg. Dieser Krieg 
war nicht mit der Errichtung des zio- 
nistischen Staates auf palästinensi 

hem Boden beendet, er dauert nach 
wie vor an. Dies ist auch der wahre 
Standpunki der Zionisten, wenn sie 
z. B. Immer wieder libanesische Dör- 
fer und palästinensische Flüchtlings- 
lager angreifen (mit weit mehr Toten 
unter der Zivilbevölkerung als in Kir- 
jat Schmonch). Die Aktion von Kirjat 
Schmonch war ein Gefecht in diesem 
Krieg. 

Die Zionisten haben das palästinen- 

sische Volk aus seinem Land ver. 
trieben und sprechen auf dieser 
Grundlage davon, daß sie „Frieden” 
schließen wollen. Den Widerstand des 
palästinensischen Volkes gegen diese 
„Lösung” nennen sie Terror. 

Es ist wahr, daß das palästinensi 
Voik zur Zeit nicht in der Lage ist 
die Herrschaft der zionistischen Be 
satzer in seinem Land zu beenden 
Wenn es aber nicht auf Ewigkeit in 
Flöchtlingslagern dahinvegetieren will 
und wenn die zionistische Bedrohung 


und die imperialistische Ausbeutung 


ren Entwicklung (obwohl eine revo- 
lutionäre Entwicklung in BRD oder 
DDR natürlich auf den anderen Staat 
zurückwirken würde). 


Die „Wiedervereinigung” als be- 
sondere programmatische Forde- 
rung, aufgebauscht zur „nationalen 
Frage”, gegenüber allgemeinen 
Interessen wie z. B. Schaffung einer 
gemeinsamen Kampffront zwischen 
westdeutschen und ausländischen Ar- 
der BRD und im Rahmen 
„EG”, ist daher in jedem Falleine 
Absurdität, und je mehr diese Frage 
„programmatisch” ausgewalzt wird, 
umso schlimmer. Die „KPD/ML” geht 
diesen Weg bis zur äußersten Konse- 
quenz, indem sie in ihrer 44scitigen 
„Erklärung zur nationalen Frage” 
nicht nur rechtsopportunistische, son- 
dern auch glatt rechte Positionen be- 
zieht, 


Warum dann nicht auch Österreich? .... 


Untersucht man die „Argumente” 
KPD/ML” für die "Wiederverei- 
nigung”, so ergibt sich die Frage, wa- 
rum bloß die DDR und nicht auch 
Österreich mit der BRD „wiederver- 
einigt” werden soll, 
icht man die Sache zunächst un- 
jem historischen Gesichtspunkt, 
auf dem die „KPD/ML" schr herum. 
reitet, so ergibt sich, daß Österreich 
über 200 Jahre länger zum deutschen 
Siedlungs- und Sprachraum gehört als 
der größere Teil des Territoriums der 
DDR. Als um 950 der erste deutsche 
Einheitsstaat entstand, gehörte Öster- 
reich zu seinen Kerngebieten, wäh- 
rend das Land östlich der Elbe von 
Slaven besiedelt war. Die Eroberung 
dieses Landes wurde formal Ende des 
12. Jahrhunderts abgeschlossen, tat- 
sichlich sind die meisten Städte der 
nördlichen Bezirke der DDR jedoch 
erst im 13. Jahrhundert gegründet 
worden, 

Österreich blieb auch im Weiteren 
stets ein Teil dessen, was unter dem 
Namen „Heiliges Römisches Reich 
deutscher Nation“ schließlich völlig 
zu einer leeren Hülle wurde, der erst 
das Frankreich Napoleons den Todes- 
stoß versetzte. Das deutschsprachige 
Österreich war auch Mitglied des 
„Deutschen Bundes“, in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts, Daß Ös- 
terreich schließlich 1871 nicht Teil 
des Deutschen Reiches wurde, war 
allein von den Widersprüchen zwi 
schen den herrschenden Klassen Preu- 
Bens und Österreich bestimmt, 


Wenn wir nun die weiteren von 
der „KPD/ML" genannten „Kriteri 
en" nehmen: gemeinsame Sprache? 


Zweifellos, in Österreich wird deutsch 


‚dem palästinensischen Volk und dem zionistischen Staat Israel herrscht Krieg 


des arabischen Raums nicht hinge 
nommen werden soll, dann muß es 
sich wehren, muß es versuchen, die 
Herstellung einer „friedlichen Lö- 
sung” zu verhindern, die Unterwer- 
fung unter die zionistische Herrschaft 
bedeutet 


Die Summe der fortwährenden zio- 
nistischen Verbrechen würde selbst 
durch hundertfach stärkere Wider 
standsaktionen nicht aufgewogen. 
‚Das palästinensische Volk befindet 
sich im Volkskrieg gegen die Zioni- 


Palästina 


Der Kampf geht weiter 
bis zum Sieg 


Die Massen sind die € 
Triebkraft der Revolution 


gesprochen, wenn auch Dialekt (der 
2.B. dem bayerischen ähnlicher ist 
als das Platt). — Gemeinsame Ge- 
schichte und Kultur? Sowieso! 


ML*ern tatsächlich schon seit Jahren 
im Kopf herumspukt, die Absurdität 
der „Wiedervereinigung”-Parole vom 
kommunistischen Standpunkt allzu 
deutlich machen würde. 


Bündnis „aller deutschen Patrioten“"? 


Die „Erklärung des ZK der KPD/ 
ML zur nationalen Frage“ gipfelt in 
den Forderungen „Das Nationalbe- 
wußtzein des deutschen Volkes ent- 
wickeln!“ und „Vereinigen wir uns 
{m revolutionären Kampf mit allen 
deutschen Patrioten! 

Die „Erklärung" schließt mit dem 
Satz; „Vereinigen wir uns mit allen 
Kräften des deutschen Volkes in Ost 
und West, die bereit sind, diesen 
Kampf aufzunehmen, unabhängig 
von ihrem religiösen oder weltan- 
schaulichen Bekenntnis, ihrer O) 
sations- oder Parteizugehörigkeit in 
einer nationalen, revolutionären 
Front für ein vereinigtes und unab- 
hängiges, _sozilistisches  Deutsch- 


Die einzeinen Teile dieses Satzes 
widersprechen sich selbst, Die Welt. 
anschauung des Proletariats ist der 
dinlektische Materialismus, der wis- 
senschaftliche Sozialismus, der Mar- 
xismus-Leninismus. Wenn die „‚KPD/ 
ML“ jedoch dazu aufruft, una b- 
hängig von der Weltänschauung 
für ein sozialistisches 
„Deutschland“ zu kämpfen, so meint 
Sie es folglich entweder mit der Unal 
hängigkeit oder mit dem Sozialismus. 
nicht schr ernst. Denn der,Kampf für 
‚den Sozialismus kann nicht unabhän- 
gig davon sein, daß er auf dem Boden 
und mit der Waffe der proletarischen. 
Weltanschauung, des Marxismus-Le- 
ninismus, geführt wird, 


Die revolutionäre Arbeiterbewe- 
‚gung kann zur Erreichung von Teil- 
zielen Bündnisse mit Menschen einge- 
hen, mit denen sie nur dieses Teilziel 
(.B. Abwehr eines Angriffs auf bür 
erich.demokratiche Rechte, Ein- 
stellung der US-Aggression gegen Indo- 
Shina), nicht aber die sozialistische 
Weltanschauung gemeinsam hat; wo- 
bei es natürlich möglich und erstre- 
benswert ist, wenn möglichst viele 
dieser Menschen in solchen Teilkämp- 
fen an die sozialistische Weltanschau- 
ung herangeführt werden. 


Die „nationale, revolutionäre 
Front“ unabhängig vonder 
Weltanschauung im Kampf für ein so- 
zialisisches Deutschland ist jedoch 


Gespräche mit Kämpfern der PLO, Fatah, PFLP-Aligemeine 


eine Absurdität. Es sei denn. man 


sten und für ein freies, unabhängiges 
“demokratisches Palästina, in dem Ju- 
den und Araber friedlich zusammen 
leben können. Die Zionisten ind auch 
der Feind der Masse des israelischen 
Volkes 

Die Lüge und die Hetze gegen die 

palästinensische Befrelungsbewe- 
gung kommen aus derselben Richtung 
wie die Lügen und Hetze gegen die 
westdeutsche Arbeiterbewegung und 
allgemein die internationale revolutio- 
näre Bewegung. 

Wir müssen der prozionistischen. 
Propaganda entschieden enigegentrg, 
ten. 


bir 


PRDENT | 


Durch Interviews und Gespräche mit Kämpfern verschiedener palästi- 
‚nensischer Widerstandsorganisationen in Libanon haben wir versucht, 
ein Bild der Praxis des revolutionären Kampfes zu erhalten, den das 
Palästinensische Volk für seine Befreiung führt. Von größter Wichtig- 


‚schen Genossen über 


keit sind dabei die Ausführungen der palästinensischen 
die aktuelle Lage des palästinensischen Volkes, über die Massenarbeit, 
die Einschätzung von Aktionen im Ausland und die Schaffung einer 


vereinigten Front der 


Wir hatten insbeson- 
Flücht- 


Widerstandsorganisationen. 
dere die Möglichkeit, eine Sanitätsstation der PFLP in 


lingslager zu besuchen und die Praxis und Theorie 


kennenzulernen. 
120 Seiten 


der Massenarbeit 
DM&- 
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meint in Wahrheit gar nicht Sozialis- 
mus, sondern einen Pseudo-, Sozialis- 
mus“, wie er von allerlei „national- 
revolitionären“ und ähnlichen revo- 
Iutionär kostümierten faschistischen 
Gruppen, angepriesen wird. (vl. AK 
‚40, Faschisten mit „Jinker"Masche) 
ings genau in d 

der „KPD/ML" 
sich mit Appellen un däs „gesunde 
Volksempfinden“ und an den Anti- 
kommunismus bei rückständigen 
Volksschichten anzubiedern und dort 
ihre „Bündnispartner‘“ zu suchen; es 
paßt auch zur reaktionären Haltung 
der „KPD/ML“ gegenüber den „n 
tionalen“ Regimes in Libyen und 
Ägypten. (vgl. AK 42, Die „KPD/ 
ML® steht fest an der Seite der arabi- 
schen Bourgeoisie) 

Dies geht soweit, daß die „KPD/ 
ML“ in der „Erklärung zur nationa- 
en Frage“ dazu aufruft, „das Natlonak 
bewußtzein des deutschen Volkes zu 
entwickeln“ und sich gleichzeitig über 
„sonst fortschrittliche Menschen‘ be- 
klagt, die dieser Frage nicht die ge- 
bührende Aufmerksamkeit schenken; 
und die „KPD/ML“ wirft sogar der 
alten KPD vor, sie habe die „Bedeu- 
tung der nationalen Frage“ unter- 
schätzt und ihr nur „ungenägende 
Aufmerksamkeit“ geschenkt, „nicht 
rechtzeitig ihre Aufgabe gegenüber 
der Nation erkannt". 

Um „das Nationalbewußtsein zu 
entwickeln“ preist die „KPD/ML“ 
nicht nur wortreich „unsere schöne 
deutsche Sprache", „unsere schöne 
deutsche Heimat“, sondern schließ- 
ich gar die „psychische Wesensart 
des deutschen Volkes“, an der sic 
„hüben wie drüben wenig geändert‘ 
habe, Als besonders schöne Züge der 
„psychischen, deutschen Wesensart” 
ennt die „KPD/ML': „Arbeitsfleiß“ 
und „Ordı " sowie „wissen- 
schaffiches und. künsterisches Ge- 


Indem hier der „Arbeitsfleiß“ und 
„Ordnungssinn“ als besondere 
Züge behauptet werden, die gerade 
für die deutsche „psychische 
Wesensart” bezeichnend seien, wird 
an eines der geläufigsten Vorurteile 
angeknüpft (deutsch = fleißig usw.) 
Dabei liegt zugleich die chauvinist 
‚sche Unterstellung nahe, daß andere 
Völker weniger Neißin, weniger 
1", womöglich 
sabuer" sind eic 
es absurd, d 


Wäre 
Arbeitsfleiß als eiwas besönderes her- 
vorzuheben. 


Im Wirklichkeit ist z.B. Arbeitsfl 


eiß 
keine speziell „deutsche“ Eigenschaft, 
die in geheimen Tiefen der „deut 
Wesensart" begründet liegt 

11 auf der Welt ist harte Ar 
beit für das „täglich Brot’ das Kenn. 
zeichen der arbeitenden Klassen. Un. 
sere ausländischen Kollegen sind nicht 
weniger fleifig als wir. Andererseits 
gibt es in der BRD, wie anderswo, 
eine Bourgeoisie, die von der Ausbeu- 


Machtkampf im Verband Deutscher Studentenschaften? 


‘Vom 7. bis 11. März fand in Bonn 
die 26. Mitgliederversammlung des 
Verbandes Deutscher Studentenschaf- 
ten (VDS) statt — oder vielmehr, sie 
sollte stattfinden. Denn erst 
brauchte man zwei Tage, um über- 


haupt ein Versammlungspräsidium zu 
best und die Stimmberechti- 
gung der Delegierten der Frankfur- 
ter zu diskutieren, dann 


kam man in der Tagesordnung nicht 
vom Fleck und schließlich vertagte 
man die ganze Angelegenheit, ohne 
ein Ergebnis erzielt zu haben. 

Die Jungsozialisten der SPD hatten 
schon vorher durch ihr Vorst 
mitglied Otmar “Schreiner der 
gerichen Prese angekündigt, dab sc 

die VDS-Versammlung eine Pro- 
vokation beabsichtigten. 


„Vor 


schrieb die „Frankfurter Rundschau’ 
am 7. März! „Die bisherige Vorherr- 
‚schaft des Kommunistischen MSB- 
Spetakur und des . Soriituchen 

lochschulbundes [SHB) im Bundes- 
vorstand des VDS dürfte während 


der bevorstehenden viertägigen VDS- 
‚Mitgliederversammlung . . . beendet 
werden . . . Falls es zum Schluß 


der Mitgliederversammlung nicht si- 

hergestellt sei. daß MSB und SHB 

ihre Politik der Majorisierung auf- 

‚güben, wollen die Juso-Hochschul- | 

gruppen mit ihrer "20’prozentigen 

Sperrminorität eine ‚Denkpause’ des 
'erbandes durchsetzen.” 

(Wobei man die elegante Formu- 
herung „Denkpause”" wohl durch den 
»rutaleren, aber klareren Ausdruck 
politische Lähmung’ ersetzen kann!) 

Die bürgerlichen Zeitungen stellten 
Hie Auseinandersetzung im VDS als 

" zwischen linken Stu- 


tung der arbeitenden Klassen schma- 
rotzt. „Arbeitsfleiß" kommt also 
nicht aüs der psychischen Wesens- 
art“ eines bestimmten Volkes, son- 
dern aus der Situation der arbeiten- 
den Klassen. Ähnlich haften „Ord- 
nungssin“ und „wissenschaftliches 
Genie“ nicht dem "'deutschen Wese 
an wie dem Dackel die Schlappohren, 
sondern ergeben sich aus einer be- 
stimmten historisch-gesellschaftlichen. 
Entwicklung. 

Es ist sicher gut, wie die „KPD/ 
ML“ schreibt, beim arbeitenden 
Volk den Stolz auf das zu wecken, 
was es geschichtlich geleistet hat, auf 
‚dem Gebiet der materiellen Produk- 
tion, der Kultur-Stolz auf Fleiß und 
Phantasie, Zähigkeit und Mut der ar- 
beitenden Klassen. 

Wir tun dies aber als Kommuni- 

icht im Sinn des „Nationalbe- 
wußtseins“, sondern des Klassenbe- 
wußtseins, Wir erklären, daß ü ber - 
all auf der Welt in den’ Volksmassen. 
eine große Schöpferkraft liegt, die 
erst durch die sozialistische Revolu- 
tion zur vollen Entfaltung gelangen 
kann. Wir schwärmen nicht von „den 
'hochaufstrebenden, in ihrer Schön- 
heit und Linienstrenge unvergleich- 
lichen Domen von Köln und Meißen“ 
(zu soviel verlogenem Pathos läßt sich 
die „KPD/ML" tatsächlich in ihrer 
„Erklärung“ hinreißen) im Sinne 
äines zu entwickelnden „Nationalbe- 
wußtseins”, sondern wir erklären, daß 
überall auf der Welt z.B, großar- 
tige Bauwerke die Schaffenskraft und 
Phantasie des arbeitenden Volkes be- 
kunden, und zeigen, wie diese Kraft 
in den Ausbeuterordnungen dazu ver- 
geudet wurde, äußerlich großartige, 
aber für das arbeitende Volk nutzlose. 
Bauten wie Dome, Pyramiden, Tem- 
pe, Adelspaläste aufzutürmen. 

im übrigen halten wir, aufgrund 
der erwähnten engsten Gemeinsam- 
keit mit 23 Millionen ausländischen 
Kollegen in der BRD und aufgrund 
des immer engeren Zusammenhangs 
und Parallelismus zwischen den Klas- 
senkämpfen im Rahmen der „Euro- 
psischen Gemeinschaft“, es für be- 
sonders wichtig, die Arbeiterklas- 

der BRD wicht nur mit den Tradi- 
ionen des deutschen Volkes, sondern 
ebenso mit den Traditionen anderer 
Völker bekannt Zu machen, zu denen 


wir im Rahmen der „E ıd beson. 
des Imports ausländischer Ar 
afı in die RD, schon in einem 
immer enger werdenden Klassen 
kampf-Zusammenhang stehen. Im 
weiteren Sinn gilt das auch für die 


Völker der „Dritten Welt“ 
Araber. 


z.B. die 


Verbeugung vorm Antikommunismus 


Als vorgeblich „Kommunistische 
Partei” grenzt die „KPD/ML" sich 
natürlich mit großem Pathos vom bür 
gerlichen Nationalismus und vom An- 
tikommunismus ab. Dies hinderte sie 


freilich noch nie, vorm Antikommu- 


* dentengruppen dar, und leider wußte 

auch die KBW-Fraktion auf der VDS- 
Versammlung nichts besseres zu tun, 
als in ihrer Presseerklärung voll in die 
selbe Kerbe zu hauen: bei dem Strei 
handle es sich um ein „taktische 
‚Kalkül bürgerlicher Karrierepolitikeg 
deren wesentliche Auseinanderser, 
zung um die Verteilung von Vor- 
‚standsposten und Machipositionen 
im Verband geht.” Konsequenter- 
weise mischte die KBW-Fraktion bei 
diesem „Machtpoker" mit und stimm- 
te mit den Jusos gegen den SHB. 
MSB-Block, der 45% der Stimmen 
auf der Versammlung hatte. 


Der hauptsächlich von der Juso- 
Offensive betroffene DKP-nahe Stu- 
‚dentenverband MSB verlegte sich aufs 
Lamentieren: „, ... Dabei dürfen alle 
beteiligten Verbände organısations- 
bornierte,gruppenegoistische Vorsiel- 
lungen nicht zulassen“, und beklagte 
den „Anschein (? 7 1) der Zersplitie- 
rung der Studentenbewegung”, (aus 
MSB-Presseinfo |). 


Zweifellos haben die Jusos auf der 
VDS-Mitgliederversammiung brutal 
die Tatsache genutzt, daß sie mit 
20% der Stimmen eine Sperrminon 

it besitzen. Und es ist nur als Frech. 
heit zu bezeichnen, wenn sie SR 
der Sitze im neuen VDS-Vorstand 
fordern, obwohl MSB und SHB mehr 
als doppelt soviel Stimmen auf der 
VDS-Versammlung haben. (Die VDS- 
Versammlung setzt sich aus Delegier- 
ten der einzelnen Universitäten zu- 
sammen; die ASten werden ihrerseits 
von den Studenten gewählt) 

Hinter solcher „Anmaßung“ der 
Jusos aber nur „persönliche Machtpo- 
litik“ einiger sozialdemokratischer 
Studentenfunktionäre zu sehen, ist 


sicher falsch. 


nismuszurückzuweichen und ihm Re- 
veredz zu erweisen. 

In der „Erklärung des ZK der 
KPD/ML“ wird ein feiner Unterschied 
gemacht in der Bewertung des BRD- 
Imperialismus einerseits und der „neu- 
en Bourgeoisie” in der DDR anderer- 
seits, Während der BRD-Bourgeoisie 
immerhin politische Selbständigkeit 
zuerkannt wird, wird die „neue Bour- 
geoisie” der DDR nur als „Hasallen- 
clique“ der Sowjetunion hingestellt. 
Wörtlich identisch mit den Angriffen 
der BRD-Reaktion finden sich in der 
„Erklärung zur nationalen Frage“ Be- 
fe wie „treuer Lakal ihrer Herren 
‚ostberliner Stiefellecker 
der neuen Zaren", „Statthalter der 
‚Herren in Moskau“. Es fehlt auch 
nicht die berüchtigte Behauptung, die 
Herrschaft der „ostberliner Stiefel- 
lecker der neuen Zaren“ stütze sich 
nur „auf die sowjetischen Bajonerte". 
Man, ist vol auf dem Boden jener re- 
aktionären, antikommunistischen An- 
güiffe, die gegen die DDR seit ihrer 
Gründung gerichtet wurden und 
spricht an anderer Stelle auch davon, 
die DDR sei „mit Mauer, Stacheldraht 
und Schießbefehl „. in ein finsteres 
Gefängnis verwandeit" worden (,„Ro- 
ter Morgen“, Nr. 5/74, 8.6). 

Fehlen darf in dieser „Erklärung 
zur nationalen Frage” auch nicht der 
Hinweis auf die angebliche militär- 
sche Bedrohung durch die Sowjetun 
on, wobei diese Super-,‚Revolutionä- 
re“ sich ausschließlich auf die Phan- 
tasiezahlen der NATO-Militaristen 
stützen (z.B. „daß heute den 28.000 
Panzern des Warschauer Paktes in 
Europa 6.600 der NATO gegenüber- 
stehen“); Phantasiezahlen, _ deren 
Funktion es ist, Stimmung für eine 
weitere Aufrüstung der NATO zu ma- 
chen und von der Faschisierung und 
Mültarisierung im eigenen Land abzu- 
lenken. 

Der Unterschied zwischen einer 
kommunistischen Kritik am Revisio- 
nismus der DDR (bzw. der Sowjet 
union etc.) und andererseits antikom- 
munistischen Unterstellungen (die 
sich natürlich nicht gegen den Revi- 
sionismus, sondern gegen in der DDR 
noch vorhandene Reste sozialistischer 
Errungenschaften richten) wird von 
diesen Super-,„Revolulionären” völlig 
verwischt. Die besonderen Kampfbe- 
dingungen der Arbeiterklasse in einem 

1, das bereits die ersten Schritte 

es Sozı 

on „neue Hnungeoisie 
deologisch gerade auf 
s zu stützen vorgibt, 
werden überhaupt nicht gesehen. son: 
dern auf Formeln der Springer-resie 
versimpelt („finsteres _ Gefängni 
„sowjetische Bajonette“ etc.). 
Dieses plumpe Anbiedern an anti- 
kommunistische Stimmungen, an re- 
aktionäre Lügen und Fälschungen 
macht plastisch deutlich, was wohl 
mit dem Aufruf an die „wahren 
deutschen Patrioten“ gemeint 
sich „unabhängig von ihrem welt 
schaulichen Bekenntnis“ zusamm. 
zuschließen, 


Jusos: „Wir betrachten uns als 
Speerspitze der SPD“ 


Das Vorgehen der Jusos kommt 

nicht von ungefähr und hat eine län- 

re Vorgeschichte. 

Feen Orerue vum 2 
11.72, das dem SHB auf Antrag des 
SPD-Parteivorstandes die Benutzung 
des Namens „sozialdemokratisch“ 
verbot, beendeie die SPD-Führung 
auch formal eine eifjährige Zusam 
menarbeit mit dieser Studentenorgani 
sation (vgl. AK 24). ß 

Bereits im Sommer 72 „überlegte“ 
der stellvertretende SPD-Vorsitzende 
Kühn öffentlich, wie man das SHB- 
Potential an den Hochschulen enger 
an die SPD binden könne, Er schlug 
den Aufbau von neuen soziakdemo- 
kratischen Hochschulgruppen vor. Es 
hat ganz den Anschein, daß die Jusos 
mit ‚dieser Dreckarbeit beauftragt 
wurden, 

Während bis 1972 der SHB die 
SPD an den Hochschulen vertrat, 
wuchs Ende 72/Anfung 73 „zuneh 
mend die Bereitschaft unter den 
Jungsozialisten, mit eigenen Grup- 
pen Hochschulpolitik zu betreiben“ 

weich ein Zufall. Und Juso-Chef 
Wolfgang Roth gab sich scheinheilig 
liberal: „Wenn sich die Jusos von der 
Einseitigkeit im SHB nicht mehr ver- 
treten fühlen, dann überlassen (? ') 
wiresderSpontaneität (? !) dieser Ju- 
on. 0b ie sine eigene Hochschul, 
gruppe gründen wollen oder nicht. 
Eile As SER" 143.79) 

Tatsächlich überließen die Juso- 
Führer es natürlich nicht der „Spon- 
taneität“, für die SPD verlorenes Ter- 
rain an den Universitäten zurückzu- 
erobern, sondern gingen planmäßig 
vor. 


Ben 


DKP denunziert linke Lehrer 


Das größte Schwein im Land 


(Alte Arbeiterweisheit) 


Die DKP, obwohl selbst von Be- 
rufsverboten und (wahrscheinlich un- 
verdient) von antikommunistischer 
Hetze betroffen, betätigt sich zu- 
‚nehmend als Zutreiber und Denun- 
2iant für die Bourgeoisie. Und dies 
offensichtlich nicht nur aus Oppor- 
tunismus, um sich durch solche Dien- 
ste bei der Bourgeoisie zu empfeh- 
len und selbst von Schlägen verschont 
zu bleiben, sondern in der Jagd auf 
„Chaoten”” von Staats wegen schen 
die Revisionisten zugleich eine gün- 
stige Gelegenheit, sich diese „lästige 
Konkurrenz”, der sie po lilisch 
nichts entgegenzusetzen haben, auf 
Bequemste Weise vom Hals zu schaf- 
fen. 


Ein besonderes Schweine-Stück 
leistete sich kürzlich die Oldenbur- 
iger DKP, indem sie sich in einer 
Zeitung, die ausgerechnet „Der Kom- 


‚munist” heißt, darüber beschwerte, 
(daß zwei namentlich yon ihr 


& 


‚nommen worden seien. (April 1974) 


Die Oldenburger Revisionisten 
schreiben da über die Lehrerinnen 
HL. und A.B. (in der DKP-Zei 
tung sind die Namen voll ausge- 
schrieben!!): „In ihrem Anhörungs- 
verfahren beim Oldenburger Verwal- 
tungspräsidenten begruben sie 
schlicht ihre Zugehörigkeit zur 
„KHG” und’ distanzierten sich von 
[den Flugblättern und Zeitungen die- 
ser Sektierergruppe. So einfach ist 
jes also, wenn man nur das nötige 
Maß an Charakterlosigkeit (1?) und 
politischem _Opportunismus _auf- 
bring.” 


‚Nun, wenn die Schulbehörde sich 


ıch „betrügen” ließ, sie hat ja zum 
Glück die Spitzel von der DKP, die 
(vermutlich sogar kostenlos) mit Na 


men. und Organisationszugehörigkeit 
der. beiden „charakterlosen" Lehre- 
rinnen zu Diensten sind. 

Dazu ist erstens zu sagen, daß es 
zweifellos die persönliche Anpelegen- 
heit der beiden Lehrerinnen st, sich 
zu irgendeiner Organisationszugehö- 


tigkeit zu „bekennen", und daß es |bei der Arbeit Aim Betrich un 4 
ine Schwelnerel I. in der Manier Schulen etc. gegenüber DKPiern ein 
nes petzenden Schülers („Herr Leh- |gesundes Mißtrauen angebr 
ich weiß was... .") de beiden [hebotemit. mug 


Bereits vier Monate nach dem Ge- 
richtsurteil gegen den SHB forderten 
und erhielten die Jusos auf der 25 
Mitgliederversammiung des VDS im 
März 73 einen von fünf Sitzen im 
Vorstand (neben je zwei Vertretern 
von SHB und MSB), obwohl sie nur 
12% der Stimmen vertraten 


Während der revisionistische MSB 
dies als „Verbreiterung der, pol 
schen Basis der VDS-Politik“ über. 
schwenglich feierte, war die Juso- 
„Spontaneität“ weiterhin sysiema- 
Üisch am Wirken: wenige Wochen 
nach der VDS-Vorsammlung wurden 


in 14 Städten Juso-Hochschulgruppen 
gegründet („FR", 8.5.73), mittler- 


Wele gibt € mindestens 32 solche 
Gruppen — der SHB kann alo zer 
Shen _ werden, die polschen 
Leichenfiedderer stehen schon bereit! 
Ihren Einuit im den VDS:vor- 
stand benutzten die Jusos sogleich, 
um zunichst mit „Abgrenzungen“. 
Begen die anderen Vorstandamitgie- 
3er die bürgerliche Prewe zu beplük- 
ken, schließlich den VDS-Vorstand 
raktisch zu lähmen und die, mehr- 
Reitiche Übernahme des Vorstands 
vorzubereiten. Als Bündaispariner da- 
zu der FDP-mahe LUV (Liberaler 
Hochschulverband) vorgesehen. 


Wäre die Übernahme des VDS- 
Vorstands dann geglückt, so wäre 
der nächste Schritt wahrscheinlich 
eine konsequente Anwendung der 
berüchtigten „Münchener Beschlüsse“ 
der SPD gegen die Zusammenarbeit 
mit „Kommunisten“. Angesichts der 
politischen Kräfteverhältnisse an den 
Universitäten war es den Jusos (wie 
früher auch dem SHB, solange er an- 
erkannte Hochschulorganisation der 
SPD war) ausdrücklich gestattet, ent- 
gegen den „Münchner Beschlüssen“ 
auch mit „Kommunisten“ (d.h. dem 
MSB) zusammenzuarbeiten, um tak- 
tischen Spielraum zu behalten. Die- 
se Rücksichtsnahme wäre nach der 
Übernahme des VDS-Vorstand durch 


das ist und bleibt der Denunziant! 


bei der Schulbehörde als Mitglieder 
der KHG zu denunzieren, 

Zweitens ist es auch eine prinzi 
pielle Frage, ob man — wie die DKI 
(und neuerdings tatsächlich auch deı 
KBW) — „seine” Lehrer mit Nameı 
und Anschrift groß raushängt, u 
nur ja eine möglichst große Zahl vor 
„Märtyrern” zu produzieren. Der Ar- 
beiterklasse ist sicher nicht mit fort. 
schrittlichen Lehrern gedient, die vor! 
der Schulbehörde eine große Schau] 
abziehen („Jawohl, ich bekenne mich 
feierlich zur DKP”), und dann — weil 
sie nicht in den Schuldienst aufge- 
‚nommen werden — sich einen „Job" 
suchen müssen, der ihrer Ausbildung 
nicht entspricht. 

In dieser Frage schwankt die DKP 

im makaberen Gegensatz zu ihrer 
ganzen sonstigen Praxis! — tatsäch- 
lich zum „linken” _ Sektierertum) 
(während sonst eher das rechte) 
Scktierertum ihr Fall ist), Lenin be- 
tonte in seiner bekannten Schrift 
gegen den „Linken Radikalismus”, 

inderkrankheit im Kommu 

„Man muß . . . zu jedwe- 
dem Opfer entschlossen sein und s0- 
gar — wenn es sein muß - alle mög- 
lichen Schliche, Listen und illegalen 
Methoden anwenden, die Wahrheit 
verschweigen und verheimlichen (1), 
nur um in die Gewerkschaften hin 
einzukommen, in ihnen zu bleibe 
und in ihnen um jeden Preis kom. 
munistische Arbeit zu leisten.” - Dies 
gilt sicher erst recht für die Arbeit 

bürgerlichen Staatsapparat, z.B. 
im Schuldiens 

Nachdem die Bremerhavener DKP 
entdeckt hat, daß Lenin ein „Chaot” 
war (vgl. AK 42, $. 22), hat’nun die 
Oldenburger DKP anscheinend heraus- 
gefunden, daß Lenin auch „charak- 
1erlos” wär. Denn er riet — pfui Teu- 
fell zum „Verschweigen der Wahr 
heit” in bestimmten Fällen 

Die Schlußfolgerung kann für uns 
nur sein, daß es in der DKP solche 
traurigen Figuren gibt, die es mit 
ihrem kommunistischen” Anspruch 
für durchaus vereinbar halten, dem 
bürgerlichen Staat als Spitzel und 
Denunziant_ zu dienen. Ohne dies 
für alle Mitglieder der DKP zu ver- 
allgemeinern, ergibt sich daraus, daß 


‚die Jusos und nach Zurückdrängung 


von MSB/SIB im universitätspolltt- 
schen Bereich überflüssig. 


Es geht bei dieser Auseinandersei- 
zung wahrhaftig nicht bloß um „tak- 
tisches Kalkül bürgerlicher Karriere- 
politiker“ und Verteilung von Pöst- 
chen, sondern um ein planmäßiges 
Vorgehen zur Rückgewinnung des 
von den bürgerlichen Parteien in der 
Folge der Studentenrevolte von 1967/ 
‚68 eingebüßten Terrains. Die SPD mit 
ihrer „linken“ Filiale, den Jusos, 
acht "dabei wieder einmal den Vor- 
iter, hinter dem aber auch schon 
wieder der bereits tolgesagte CDU- 
Studentenverband RCDS an die Uni- 
versitäten trabt. Bereits in diesem Jahr 
hatten RCDS und ähnliches rechtes 
Gesochs auf der VDS-Versammlung 
ebensoviel Stimmen wie im letzten 
Jahr die Jusos, und bei der Fortset- 
zung der Mitgliederversammlung am 
25.4, werden sie noch 3% mehr ha- 
ben, dann also 15%. 


Die Revisionisten von MSB/SHB 
haben dieser Entwicklung konsequent 
den Weg geebnet, indem sie Illusionen. 
über die „linke“ Sozialdemokratie 
geweckt haben, statt sich mit deren 
Auffassungen und Zielen auseinander- 
Zuseizen, indem sie den Kampf gegen 
den RCDS sabottierten und indeı 
sie einen wichtigen Part im bürger! 
chen Chor gegen die „Chaoten“ über- 
nahmen, Diesen Leuten, die dem- 
nächst den verdienten Fußtritt von 
ihren sozialdemokratischen „Bünd- 
nispartnern” erhalten dürtten, brau- 
chen die sozialistischen Studenten 
keine Träne nachzuweinen. 


Es wird aber in Zukunft darauf 
ankommen, gegen die bürgerliche 
„Rückeroberung‘“ an den Universitä- 
ten verstärkt alle demokratischen 
Studenten zu mobilisieren und den 
Platz dieser „Rückeroberung“ im 
Rahmen der Faschisierung von Staat 
und Gesellschaft aufzuzeigen. ° 


Genossen des SSB und AK-Redaktion 
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’Reform’ der beruflichen Bildung 


Im Februar73braohtedie SPDim Rah- 
beruflichen 


men der Reform der 


en 
en 
‚arbeits-Schutzbest in den 


‚Bundestag ein. Schon seit Mitte 73 
meldeten sowohl Handwerk als auch, 
Industrie „harte Kritik“ an, der Bil- 
inister von Dohnanyi wortra- 
(gegnete, man werde sich 


ent 
ebenfalls „hart jeder 


Blockade der Reformen entgegenstel- 
en 

der Tam-Tam also — wie um jedes 
„Reform-Ei", daß die SPD gelegt hat. 
Bislang jedoch hat sich noch jedes 
dieser Eier als faul erwiesen und 
‚schon nach kurzer Zeit zu stinken 
begonnen. Betrachten wir zunächst 
„Reform, 

paket” und dann die „Argumente“ 


len“ („8: 


3.3.74). Vie 


das Sozialdemokratische 


Ende 73 gingen dem jetzigen Ent- 
seizes(BBG) 
die sogenannten „Markierungspunkte | D 
zur Reform der beruflichen Bildung“ 
voraus, anhand derer sich bereits die 


wurf desBerufsbildungs 


‚neue Plätze in derartigen Einrichtun- 
gen schaffen. (Alle Angaben nach 
Verlagsbeilage „Jugend und Berufs- 
wahl” der „SZ“ vom 20.2.74) 
Last_nöt least wird das BBG den 
Handwerksbereich künftig voll in 
ner Wirkung mit einschließen. Sämt- 
liche derzeit geltenden Sonderrei 
lungen (z.B. teilweise lingere Ausbil- 
dungsverträge etc.) sind abgeschafft. 
Schließlich erbarmten sich die So- 
zialdemokraten, auch die mittlerweile 
13 Jahre alten Bestimmungen des 
Jugendarbeitsschutzes zu verbessern. 
Hier konnte man dann getrost einige 
„Bonsches“ verteilen, da — abgesehen 
von der Urlaubsregelung - die Indu- 
strie ohnehin nicht getroffen wird: 
> 40Stunden-Woche für alle 
Auszubildenden. Ausnahmen 
nur noch für die Landwirtschaft wäh- 
tend der Erntezeit. Zudem S-Tage- 
Woche — falls nicht im vollen Umfan- 


und Sonntage frei bleiben und die 
ausfallenden zwei durch freie Tage in 
der Woche ersetzt werden. 

Neue Urlaubsregelung nach Le- 


bensalter gestaffelt; bis zur Voll- 
‚endung des 16. Lebensjahres 30 Tage, 


heapmittun nr wor Watt vo #092) 


„heftige Diskussion“ entzündete. Die 
‚Kernpunkte daraus sind dann trotz 
allem in die Novellierung des BBG | $ 


eingegangen, nämlich: 
> die 


der Auchiltune 
Vörzuschreiben, (nach „Spiegel”, 
113.74). 


P _ einzurichtende„Bildungsämter“ 
sollen die Funktionen der In- 
dustrie- und Handelskammern weit- 
'hend übernehmen - so werden 
Prüfungen vor ihren Vertretern sat 
finden, werden sie für die Qualitäts. 
kontroie der, Ausbildung zuständig 
sein und letztlich auch für die Ent- 
scheidung darüber, welche Betriebe 
ausbilden dürfen (Akkreditierung); 
den Kammern bleibt das „Mitsprache- 
bzw. Vorschlagsrecht’$ („Handels - 
blatt“, 13.3.74) 
> die betrieblichen Ausbilder ha- 
ben künftig den Nachweis ihrer 
„fachlichen und pidagogischen Eig- 
ung" zu erbringen ($ 26V,Spiegel”, 
11.374), die sogenannte „Ausbilder“ 
eignungsverordnung““ schreibt ihnen 
das „bis Mitte 1975“ vor (so Staats- 
sekreiär F. Zander in der „SZ" vom 
20.27) 

Die weiteren Schritte der „‚Refor- 
mierung“ laufenunter demTitel „Aus- 
Dann ana Planeten 
und werden wie folgt angegeben: 
Bbesere Verbindung von Theorie. 
und Prax, 
> Anteil der Fachtheorie an der Ge- 
samtausbildung soll steigen 
D Abschaffung des Lehrermangels 
und Verbesserung der räumlichen und 
sachlichen Ausstattung der Berufs- 
schulen 
® Einführung eines „Berufsgrundbil- 
dungsjahres“ zur Vermittlung von 
fachlichen Grundkenntnissen insbe: 
sondere bei „geistig Schwachen“ 
(ohne Hauptschülabschluß etc.). Das 


BGB) soll als I. Lehrjahr angerech- 
net werden. 
> Ausbau von „überbetrieblichen 


Ausbildungsstätten" vorwiegend 
„zum Ausgleich regionaler Nachteile 
nd strukturelle Schwächen“. In der 
laufenden Legislaturperiode will die 
SPD/FDP-Regierung mit einer Inve- 
stition von 400 Mio. DM ca. 10.000. 


Lehrlingsausbildung wird 
als „öffentliche Aufgabe” in das 
allgemeine Bildungssystem integriert. 
Wie bisher die Industric- und Han- 
delskammern sollen nun „zuständige 
Fachminister" ermächtigt sein, „In- 


halte, Länge und Prüfungsnormen” 
in den Retriahen 


im 17. Lebensjahr 27. Tage, im 18. 

Lebensjahr 25 Tage. 

Ausdehnung des Bußgeldrah- 

mens bei Verstößen von bisher 

5.000 DM auf 20.000 DM (nach 

„Kölner Stadtanzeiger", 28,2.74). 
All das wird — wie schon die an- 


deren oben aufgeführten Maßnahmen 
— vor allem dem Handwerk den Bo- 


uisen Denreoungen 
seht die sogenannte „Reform der 
Ausbildungsverordnungen”. Seit der 
Einführung des derzeit gültigen BBG 
1969 wurden die Ausbildungsverord- 
nungen für etwa 1/3 aller „Auszu 
bildenden” ( 460.000) 
= (Zander in „SZ". 20.2.74) neu 
festgelegt, Die Zahl der Ausbildungs- 
berufe wurde von 570 im Jahre 72 
auf 463 im Jahre 73 gesenkt und 
soll weiter verringert werden. Im Rah- 
men dieser „Reform” wurde die Aus- 


Bildung an Stufen ‚meist nach der Art 
des nebenstehenden Beispiels einge- 
führt. 
Die 1970 von der Bundesregierung 
eingesetzte sogenannte „‚Edding-Kom- 
mission“ zur Ermittlung von „Kosten 
und Finanzierung der beruflichen 
Bildung“ schlägt zur Finanzierung 
‚einer ‚reformierten" Berufsausbildung 
die Einrichtung eınes „zentralen 
Fonds“ vor, an dem alle” „öffer 
lichen und privaten Arbellgeber" 
(„SZ" 7.3.74) beteiligt sein sollen. 
Bemessungsgrundlage dieser Beteili- 
gung ist nach dem Vorschlag die 
Brutto-Lohn- und Gehaltssumme, wo- 
von 1 % die Höhe des jeweiligen 
Fondbeitrages bestimmen sollen. 


der „jotslen. Versmatlichung“ der 
rufsausbildung sprechen („Spiege‘; 
IR Fe 

Der „Unternehmerbrief des Insti- 
tuts der’ deutschen Wirtschaft” vom 
15.11.73 schreibt zu den Forderun- 
gen des DIHT: 

‚Grundsätzlich fordert der DIHT 
daher, daß die Berufsbildung 
ein eigenständiger Bereich bleibt, in 
dem die Kammern auch weiterhin 


Verantwortung trageı 
Die satliche Konielie ist über- 
haupt ein strittiger Punkt, an dem 


Kapitalisten und ihre Ideölogen in 
den Verbänden die Kritik aufzichen. 
Allerdings ist es nicht so, daß sie 
staatliche Kontrolle überhaupt ab- 
Ichnen, So schreibt die „FAZ" vom 
22.11.73 in Zusammenfassung der 
Stellungnahmen vom „Bundesver- 
band der deutschen Industrie" und 
vom „Bundesverband der deutschen 
Arbeilgeber“ (BDI und BDA) zu den 
Markierungspunkten“ der Regierung 
;on einer insgesamt „recht vorsich- 
tigen“ Kritik, In Punkto staatlicher 
Kontrolle sicht das dann so aus. 

‚Das Vorschlags- und Mitwirkungs- 
techt der Kammern bei der Akkre- 
itierung der Ausbildungsbetriebe und 
die Sicherung ihrer Mitwirkung im 
Prüfungswesen wird als sinnvoll'und 

bezeichnet." 

wern" tun BDI und BDA 
jedöch, „daß die berufliche Bildung 
voll in das allgemeine Bildungswesen 
eingegliedert werden soll, ohne daß 
ein klares Konzept vorliegt und ohne 
daß es ausreichend erprobt ist.” 

Also auch hier grundsätzlich keine 
Ablehnung. 

Jedoch: ‚Heike ist die Mitbe 
stimmungsfräge in diesem Zusammen- 
hang, ünter anderem deshalb, weil 
der Deutsche Industrie und Handels- 
tag in seinen eigenen Markierungs- 
punkten ablehnt, das Berufsausbil- 
dungswesen in allen Bereichen dem 
Prinzip der Mitbestimmung zu unter- 
werfen, 


r ‚Reform‘ 
liegt im In- 
teresse der Kapitalisten und wird dex- 
wegen von diesen selbstverständlich 
nicht bestritten. So Otto Wolf von 
Amerongen in der „Welt“ vom 173. 
74 auf die Frage, wie das „am che- 
sten" geschehen könnte: „Der Staat 
muß vor allem die Berufsschulen aus 
ihrer katastrophalen Lage heraus- 
führen... 

‚Außerdem ist eine bessere Ab- 
stimmung der schulischen Rahmen- 
pläne mit den Ausbildungsordnungen 
dringend erforderlich. 

Wichtig ist, daß die betriebliche 
Ausbildung erhalten bleibt und ihr 
keine schulischen Formen des Ler- 


nen» auıgerwangt weruen, 

‚Auf Grund der Kritik der Industrie 
haben die Sozialdemokraten ihre 
‚Reformvorschläge" ersteinmal zurück- 
gezogen, um sic zu „überdenken”. 
Die Tendenz jedoch "liegt unserer 
Auffassung nach schon jetat klar 


BE SE Sherrschsften sich in den 
strittigen Punkten schon 
noch zusammenraufen werden, wird 
wa. deutlich, wenn die „FR” vom 
6.4.74 beschreibt, daß... „Die neue 
Taktik ‚der Bundesregierüng in der 
Diskussion über die Berufsbildungs- 
reform ‚das Klima eiwas entspannter 
zu machen’ (von Dohnanyı).... in- 
zwischen auf das Verständnis der 
Arbeitgeberseite'stieß. 

„Der Präsident der Bundesverein 
‚gung der deutschen Arbeitgeberver- 
bände, HannsMartin Schleyer, er- 
klärte' dazu, er stelle mit Befrie 
digung fest, daß der Minister für 
die Wünsche der Praxis — die auf 
die Erhaltung des nötigen Spiel- 
raumes in dem betrieblichen Aus- 
bildungsteil hinauslaufen — sehr viel 
Verständnis gezeigt hat und auch 
seine Bereitschaft, hierauf einzuge- 
hen '"* (ebenda) 


„UND IHRE „GEGNER 


Rückzug des Handwerks... 


Scheinbar als Antwort auf die 
Bestrebungen der SPD/FDP-Regie- 
rung senkten Industrie und Hand- 
werk die angebotenen Ausbildungs- 
plätze von 604.300 1971 auf 
269.500 (!)im Jahre 1973 — also um 
<a. 60 % („Stern“ 11/74). Die bür- 
gerliche Presse - insbesondere die 
‚offen raktionäre — ‚begründete die- 
ses Verhalten sofort mit „Ausbil- 


dungsmüdigkeit“, „Verunsicherun; 
etc. 


der Betriebe "durch die groß- 
ige ‚Reform' (s0 „Welt am Sonn. 
tag" 17.3.74). Der „Deutsche Indu- 
sirie und Handelstag (DIHT) läßt 
seinen „Experten“ Dieter Erb von 


Einzig „glaubwürdige“ Stellung- 
nahme in dieser Auseinanderseizung 
gab sicherlich das Handwerk ab. So 

tach Handwerkspräsident Paul 

hnitker auf einer Veranstaltung 
von mehreren 1.000 Handwerkern 
davon, daß der Entwurf zur Novellic- 
rung des BBG „die schlimmsten Be- 
fürchtungen des Handwerks übertrof- 
fen” habe, dadurch wird es dem Hand- 
werk „weitgehend unmöglich, sich 
zur Ausbildung zur Verfügung zu- 
stellen“ usw. („Hb“ 133.74) 

Mit dieser "Feststellung hat der 
gute’ Paul Schnitker sicherlich ins 
Schwarze getroffen - nur, das ist 


kein Schönheitsfehler, sondern Ab- 
ft 


Ds Mischen je: Leinistunn 
die" Lust am Ausbilden verloren, 
die bis dahin Schulabgänger als preis. 
werte Hilfskräfte genutzt hatten, 
sicht Bundesbildungsminister Klaus 
von Dohnanyi freilich ‚nicht als 
Verlust, sondern als einen Gewin: 
für die berufliche Bildung” 
So drückt der „Spi a 

diese Absicht’ mit leicht: ‚linker 
Drapierung’ aus. Von der Industrie 
wird dies auch nicht sonderlich be- 
dauert, da es der im Interesse der 
Bourgeoisie notwendigen Entwick- 
lung der Berufsausbildung ent- 
spricht — wie wir noch schen werden. 


Die CDU/CSU... 


Die CDU/CSU wirft den "Refor- 
mern’ eine „unheilvolle Tendenz 
zur Bürokratisierung der Berufsaus- 
bildung” vor. Für die Lehrstellen- 
verknappung machte der bayerische 
Arbeitsminister Fritz Pirkel (CSU) 
selbstverständlich die „Berufzpolitik 
der Bundesregierung” mit „ihren 
deutlichen Verstaatlichungstenden- 
zen” _ verantwortlich ( Spiegel”, 
1.3.74). Ihr eigener Plan unte‘ 
scheidet sich jedoch nur in Nuancen 
von dem der Regierung — abgesehen 
Yom Prinzip der „Selbstverwaltung 
der Unternehmer”, womit die Kam- 
mern gemeint sind. 

Doch diese Selbstverwaltung 
wird auch von der CDU einge, 
schränkt. So sicht ihr am 29.3.74 
bekanntgemachter Gegenvorschlag 
zur ‘Reform’ staatliche Kontrolle 
bei der Feststellung der Eignung 
der “Ausbilder und zur Sicherung 
der Einhaltung der Ausbildungsver- 
‚ordnungen vor. Die Durchführung 
der Prüfungen und die Akkreditic- 
rung der Ausbildungsbetriebe, sol- 
len jedoch weiterhin von den K; 
mern getragen werden (ARD-T: 
gesschau, 29.3.7). 

Wie immer bei solchen “Anl 
autzt die CDU/CSU natürlich auch 
hier die Gelegenheit, der SPD ‘eins. 
wszuwischen” weidlich aus, wie 
man tagtäglich der Presse eninch- 
men kann. 


Kapitalverwertung und 
Berufsausbildung. 


Was steckt nun tatsächlich hin- 
ter dieser „Wellmeisterschaft im 
Schattenboxen”, die da anläßlich 
der Bestrebungen der Regerung 


— = 


E 
“ > 

wurden dort als billige Arbeitskräf- 
te gegen den — mit wachsender Mo- 
nopolisierung der Industrie - fort- 
schreitenden Ruinierungsprazeß ein- 
gesetzt. 

Entsprechend war der Anteil der 
Lehrlinge an der Gesamtzahl der 
Arbeiter im Handwerk 17,4 % 
in der Industrie jedoch nur 4 %. 

Alle Daten zeigen zudem, da 
mit sinkender Beirichsgröße die 
Lehrlingsquote zunimmt (Zahlen 
nach 
Ökonomie der 
dung”, S. 11), 

Zum Ende der Rekonstruktions- 
periode - Anfang is Mite der 6Dcı 

jahre — hatte sich das Qualifiks- 
tionsreservoir erschöpft, die Quel- 
len der Arbeitskräftezufuhr waren 
versiegt (u.a. Mauerbau in Berlin 
bringt den Zustrom qualifizierter 
Fachkräfte aus der DDR zum Erlie- 
gen). Die Produktion war wieder 
„normal” entwickelt, die inländi- 
schen Märkte erschlössen etc. Die 
Produktionsmittel erreichten ein 
immer höheres technisches Niveau, 
treten den Arbeitern mit immer 
größeren Qualifikationsanforderun- 
gen einerseits, andererseits jedoch 
mit immer einfacher werdenden 
Bedienungsmechanismen für die 
Masse der Arbeiter entgegen. Sicht- 
bar wurde die von Marx so bescl 
bene Tendenz.: 

„Die geistigen Potenzen der Pro- 
duktion erweitern ihren Maßstab. 
auf der einen Seite, weil sie auf 
len Seiten verschwinden. Was d 
Teilarbeiter verlieren, konzentriert 
sich ihnen gegenüber im Kapital“ 
(Kapital, Bd, 1.5. 282) 

Die kapitalistische Konkurrenz 
zur Realisierung von Extraprofiten 
nimmt zum erheblichen Teil die 
Form eines Wettstreites um höhe- 
re Produktivität an. Teilt man nach 
Marx den Arbeitstag des Arbei- 
ters in „bezahlte” und „unbe- 
zahlte” Arbeit - im unbezahl- 

produziert er Mehrwert — 
teigerung der Produktivität 
nichts anderes als die Erhöhung des 
Anteils der unbezahlten Arbeit am 
Arbeitstag insgesamt. Dies geschieht 
in vielerlei Art durch die Erhöhung 
der Arbeitsintensität (Akkordarbei 
„Analytische Arbeitplatzbewerung 
&te.). Entscheidend für die Qualifi- 
kation der Arbeitskraft ist jedoch 
ie Erhöhung der Produktivität 
durch die zunehmende Ersetzung 
von menschlicher Arbeit durch Ma- 
schinen, von variablem durch kon- 
rozeh 
tion der Ar- 
der 


Maas „Zur politischen 
Lehrlingsausbil- 


ah 
ie Mecl 


ausgetragen wird? Der Kapitalis- 
mus hat selbstverständlich kein 
teresse an der Berufsausbildung, 
weil „junge Leute besser gebildei 
werden müssen”, „sich selbständig. 
zurechtfinden sollen" - und was 
man nicht noch alles an jhuma- 
nitären” Absichten der jetzigen "Re- 
form’ untenubeln möchte. Qualifi- 
kation der Arbeitskraft ist nur in- 
soweit erforderlich, wie sie profi: 
tabel für das Kapital ist. Infolgedes 
sen hatte die Industrie in der Re- 
konstruktionsperiode nach der Zer- 
schlagung der Wirtschaft (teilweise) 
im 2. Weltkrieg auch nur geringes In- 
teresse an der Berufsausbildung, ja 
an der Bıldung überhaupt, Während 
dieser Periode entsprach das Quali- 
fikationsniveau_der reichlich vor- 
handenen Arbeitskräfte weitgehend 
der Arbeitsplatzstruktur, die je- 
doch ständig durch Steigerung der 
Produktivität verändert wurde. So 
ist es „verständlich”, daß 1964 
die Industrie (Großbetriebe) nur 
28 % der „gewerblichen” Lehrlinge 
ausbildete, obwohl in diesen Betne- 
ben ca. 40 % aller Industriellen Ar- 
beitskräfte beschäftigt sind. - Ca. 
2/3 aller Lehrlinge wurden vom 
Handwerk „ausgebildet”, d.h. sie 


Produktion erfordert lediglich ein 
geringes Konstruktions-Reparatur- 
und Wartungspersonal, während die 
wroße Masse der Arbeiter zu ein- 
fachen Handlangern herabsinkt, de- 
sen Tätigkeit, ihre Geschwindigkeit, 
ihre Qualifikationsanforderungen usw 
usf. vom Maschinensystem _vorbe- 
stimmt sind. 

Das „IFO-Institut für Wirtschafts 
forschung“ selbst bringt in der ge- 
schraubten Ausdrucksweise bürgerli- 
cher Ökonomen diesen Zussmmen- 
hang auf den Begriff: „Das technische 
Niveau des Faktors Realkapital (nach 
Marx Produktionsmittel — Red.) de- 
{erminiert (*bestimmt) dabei die gus: 


üitativen Anforde: an den Fak- 
Dr Arten Ken u anisierung be- 
deutet dagegen die Substitution (=Er- 
seizung) der körperlichen und geist 
gen Fähigkeiten des Arbeiters durch 
Realkapital.” („Sieben Berichte“, S. 
7073) 

Zu deutsch: Mechanisierung heißt 
im Kapitalismus nichts anderes als 
Zerstörung von Arbeitsplätzen (,„Frei- 
setzung”), Entwertung von Arbeiis. 
vermögen und Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze, in ihrer Masse mit ten- 
denziell sinkenden Qualifikationsan- 
forderungen. Die Bourgeoisie stellt 
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daher an den Bildungsbereich grob 
gesagt zwei Anforderungen“ 
1) An den universitären Bereich eine 
Ausrichtung von Wissenschaft und 
Forschung un den Bedürfnissen der 
Industrie, um Mechanisierung usw., 
usf, voranzutreiben. 
2.) An den Bereich der beruflichen 
Bildungeine „Reformierung“ die eine 
Unter der noch relativ 
‚einheit] 'n Facharbeiterschaft vor- 
nimmt, nach der einige wenige besser 
qualifiziert werden und in den Pro- 
duktionsablauf _ weitgehenden Ei 
blick erhalten sollen, die Masse jedoch 
unter dem jetzigen Niveau — unter- 
schiedlich = ausgebildet 
und damit billiger wird. 


Noch einmal zum 
„Reformpaket”... 


Bleibt uns zu prüfen, inwieweit 
die großartige SPD-„Reform” diesen 
Anforderungen der” Industrie ent- 
spricht. 

Die Polarisierung unter der künf- 
tigen Facharbeiterschaft wirft zu- 
nächst einmal eine untere Stufe ab, 


wo lediglich das Mindestmaß an Fer" 
tigkeit vermittelt wird. Diesem Min- 
N entspricht die erste Stufe 
(„Grundstufe”) der Stufenausbildung 
nach den neuen Ausbildungsverord- 
nungen. Ergänzt werden soll diese 
Stufe mit dem Ausbau der überbe- 
{rieblichen Lehrwerkstätten und dem 
sog. Berufsgrundbildungsjahr. Diese 
„Ausbildung” sollen künftig auch 
breitere Teile der jetzigen ungelernten 
Arbeiter durchlaufen, damit sie „mo- 
biler” werden, sich rascher an neuen 
Arbeitsplätzen einarbeiten können 
etc. 


„Je entwickelter die kapitalisti 
schE Produktion in einem Lande, um 
50 größer die Forderung der Varlabi- 
it an das Arbeitsvermögen, um so 
gleichgültiger ist der Arbeiter gegen 
den besonderen Inhalt seiner Arbeit 
und um so flüssiger die Bewegung 
des Kapitals aus einer Produktions- 
sphäre in die Andere.” (K. Marx, 
esultate des unmitielbaren Pro: 
iktionsprozesses”,S. 40) 
Die zweite Stufe schließt zwar 
mit einer Facharbeiterqualifikation 
ab, bedeutet jedoch gegenüber der 
'herigen Ausbildung eine Ver 
schlechterung, da man nur die Qua 
‚non für einen speziellen Teil 
bemuf seiner Branche erwerben kann 
=" wie aus dem Beispiel ersichtlich 
wird. 


Die weiteren Ausbildungsetappen 
werden — das zeigen die Erfahrungen 


erreichen. In jedem 
sich eine so organisierte Ausbildung 
voll nach den Bedürfnissen der In- 
dustrie aussteuern, da die Kapitalisten 
mit jedem Lehrling zunächst einmal 
nur über eine Stufe einen Vertrag 
abschließen. 

Die derzeitige Lehrstellenverknap- 
pung ist natürlich nicht Folge eines 
„blinden Reformeifers der SPD” 0. 
Sondern der erste Schritt,das bisherige 
Niveau der Ausbildung herabzudrük- 
ken, indem einfach keine Stellen 
mehr angeboten werden. Zum Teil 

mehr angeboten werden. Zum Teil 
ist die Verknappung auch Folge des 
erzwungenen teilweisen Rückzuges. 
des Handwerks von der Ausbildung. 
In dem Maße jedoch, wie sich die 
„Reform” in Wirklichkeit umsetzt, 
wie also gewährleistet ist, daß die 
eingestellten Lehrlinge nicht alle 
Facharbeiter im jetzigen Sinne wer- 
den, in dem Maße wird die Verknap- 
pung zurückgehen. 

Gerade hierbei jedoch hat es 
Schwierigkeiten gegeben. So weiger- 
te sich Hamburgs Industrie laut 
„Welt” vom 8.1.74 zum Februar 74 
ie ersten Absolventen des Berufs, 

indbildungsjahres mit Anrechnung 
desselben al erstes Lehrjahr einzu 
stellen. Von 355 Schülern haben 
„bislang 180 Jugendliche einen Aus- 
Bildungsvertrag mit einem Betrieb 
abgeschlossen... Aber nur in jedem 
ritten Vertrag ist eine Anrechnung 
der Berufsgrundbildung im Sinne der 
Anrechnungsverordnung vom Februar 
73 vorgesehen.” (Ebenda) 

Diese Schwierigkeiten sind indes- 
sen auch den „Reformern” inzwi 
schen bewußt. $0 berichtet die „SZ 
am 13.3.73: „Der Minister kündigte 
an, daß die Regierung alle Reform- 
schritte daraufhin überprüfen weı 
ob sie das Gi 


gewährleisten. Wo nicht 
ausreichend qualifizierte Ausbildungs- 
plätze vorhanden seien oder sic aus 


Qualiäisrinden, ausfallen müßten, 
Eısalz zu schaffen.” 


Man sieht zudem im letzten Teil 
des Zitats deutlich: Hinter dem Ge- 
schrei vom „Ausbau der Berufsschu- 
len” etc sieckt also nichts weiter 
als der Ausbau insoweit, daß der 
Rückzug des Handwerks von der 
Ausbildung im gewünschten Maße 
aufgefangen werden kann. Bleibt nur 
moch zu erwähnen, daß die Inte- 
gration der Berufsausbildung in das 


allgemeine Bildungssystem und die 
verstärkte staatliche Kontrolle not- 
wendig sind, um die Einheitlichkeit 
und den planmäßigen Ablauf der 
künftigen Ausbildung im oben be- 
schriebenen Sinne zu garantieren. 


Zur politischen Funktioı 


Sowohl der Stufenplan im ein- 
zeinen als auch die Integration der 
Berufsbildung in das allgemeine Bil- 
dungssystem haben eine nicht zu 
unterschätzende politische Funktion 
ter Spaltung des Proletariats. Neben 
Ger din polisehem Draskmie 
tel des Abschlusses des Vertrages 
nur über eine Stufe, erschwert das 
integrierte Bildungssystem die Er- 
kenntnis der Klassenzugehörigkeit 
kei der Arbeiterjugend ohnehin ganz 
erheblich. Hier soll eine optimale 
Möglichkeit geschaffen werden, um 
Aufstiegsillusionen etc. in die Ar- 
beiterjugend zu tragen. Obwohl das 
Arbeiterkind in der Regel letzten 
Endes doch im Proletariat landet,te- 
hen ihm ja scheinbar während der 
Ausbildung „alle Türen offen”. In 
Erkenntnis dieser Dinge faßt dann 
der „Unternehmerbrief des Insti- 
tuts der deutschen Wirtschaft” sei 
nen Vorschlag schlicht und ergrei- 
fend so zusammen: „Der Ausbau 
‚der beruflichen Bildung (ist) so zu 
gestalten, daß Jugendliche während 
ihrer Ausbildung auf unterschiedli- 
‚chen Stufen einen berufsquahfizier- 
renden Abschluß finden könnenund 
für Begabte die Möglichkeit besteht, 
auch mit dem Hauptschulabschluß 
den Zugang in die Hochschule zu 
erreichen.) 


Der Staatssekretär im Bundeswis- 
senschaftsministerlum, Fred Zandr 
gab sich laut FAZ gar der Überle- 
gung hin, ob man den Ausbildern 
nicht eine „Sonderstellung” einräu- 
‚men sollte, und ob „Die Auszubil - 
denden - etwa wie die leitenden 
Angestellten (!) — als eine Sonder- 
gruppe angeschen werden können, 
die nicht durch kollektive Organe 
Organisationen vertreten wer- 
(FAZ, 22.11.1973). 
Man siehtalso, die Herren ma- 
chen sich Gedanken auch über die 
politische Seite ihres Reformbeiru- 
gen. 


Schlußwort den „Reformern”! 


Warum nun, könnte man fragen, 
machen die Kapitalisten solch Ge- 
zeter über die wahrlich „tolldres 
ste *„Reform” der Soziallemokra- 
ten? "Zumal andererseits selbst das 
„ Handelsblatt” am 7.3.74 befriedigt 
über den Bericht der Edding.-Kom 
mission schreibt: „Die Kommission 
habe sich davon überzeugt, heißt es in 
dem Bericht, daß die Vorschläge auf 
längere Sichi geeignet seien, die ge 
samtwirtschaftliche Produktivität 
zu verbessern. 

Da ist wieder die alte Methode: 
Die Bourgeoisie läßt die SPD 
von der Entwicklung der kay 
stischen 
„Reform” auf Kosten der Arbei 
machen. mit deren Ersebnissen sie 
„.KeIorm aut Rosten der rdener 
machen, mit deren Ergebnissen sie 
im Großen und Ganzen auch durch- 
aus zufrieden sein kann. Das hinden 
die Kapitalisten natürlich nicht da- 
ran, die negativen Verhältnisse gc- 
rade als Ergebnis dieser „Reform 
hinzustellen (z.B. Verknappung der 
Lehrstellen), um die. Betroffenen 

‚gen die SPD aufzubringen — ihre 
Kritik jedoch im Rahmen des Kapı- 
alismus zu kanalisieren. 

Das Ganze bekommt dann noch 
den „linken” Anstrich, und so hofft 
man dann in der Formierugg der 
reaktionären Kräfte, in der Faschi- 
sierung — die eben u.aauch die Ab- 
lösung der SPD zum kurzfristigen 
Ziel hat — einen kleinen Schritt vor- 
wärts zu kommen. So spricht Peter 
Bache in der „Bams” vom 3.3.74 
als ein Meister der reaktionären Ver- 
hetzung davon, „was in Bonn im 
Reform-Eifer übersehen wurde: die 
Lehrlinge könnten das Nachschen 
haben, weil die ideologische Scheu- 
klappe für die _ Wirklichkeit den 
blick versperrt (1)”. 


Ja, die Lehrlinge werden das 
Nachschen haben, denn. 
Die „Reform der beruflichen 


Bildung” mit verstärkter staatli- 
cher Kontrolle, stufenmäßiger Aus 
bildungsordnung, einheitliches Qua- 
Yitätsniveau durch Eindämmung der 
Ausbildung durch das Handwerk, 
mit den Zusatzeinrichtungen zum 
Ausgleich struktureller Schwächen 


etc. Ist die organisierte und kontrol- 
Berte Folardsrung innerhalb der 
Facharbeiterschaft mit der Konse- 
guenz der Deaunliizigrang ter Mas 
se, bei Wahrung ‚Ausbau der 
Vermittlung der iimäeeifacteigt 
ten und bei Schaffung einer 


Zierten Elite von einigen wenigen. 


Jugendkommission des 
Metall-Bereichs 
KB/ Gruppe Hamburg 


Die Fristenlösung des 8218 ist keine 
Reform, die diesen Namen verdient 


„FÜR DIE ERSATZLOSE 
STREICHUNG DES 5 218” 


Am 25.4. wird im Bundestag in 
zweiter und dritter Lesung über die 
Reform des $ 218 entschieden. Bei 
der Debatte über den & 218 ist 
allerdings nicht an eine ernstge- 
meinte Reform gedacht. Vielmehr 
‚geht cs darum, die Gesetzgebung 
der gesellschaftlichen Realität anzu- 
passen (500 000 bis 1 Mio. Abtrei- 
bungen jährlich !) und damit die 
Abtreibungen zugleich stärker unter 
Kontrolle zu — ohne aber 
den $ 218 völlig zu streichen 
und damit dieses Mittel zur Unter- 
dröckung der Frau abzuschaffen. 


Frau Familienminister Focke 
te zum Sinn der Reform: „Was 
wollen: Die Unterbrechnung aus- 
schließlich in die Hand des Arztes 


und den panzen Vorgang ent 
Kiekinaiieren. P" un 


Die Kriminalisierung fällt bei der 


Existenlösung weg, vorausgesetzt die 
Abtreibung findet innerhalb der (völ- 
sul" Die Krimlalserung rflke 
statt. Die Krimi te 
bisher den Zweck, die staatliche 
Kontrolle über Frau und Familie zu 
gewährleisten. Diese Kontrolle bleibt 
auch bei der Fristenlösung in mo- 
dernisierter Form bestehen. Die 
Frauen müssen sich vor dem geplan- 
ten Eingriff einer peinlichen ‚Be- 
ratung’ durch einen Arzt oder Be- 
ratungsausschuß unterziehen. „Staat 
und Gesellschaft lassen damit das 
werdende Leben nicht schutzlos. 
Seinem Schutz dient die vorgeschene 
Beratung, die übereilte und falsch 
motivierte Schwangerschaftsabbgüche. 
verhindern soll.” (SPD-Parteitag 
1971). An der Unterdrückung der 
diese Lösung nichts. 

Indikationslaung (die vor 

allem von der CDU/CSU vertreten 
wird) bedroht den Schwangerschafts- 
abbruch auch innerhalb der Drei- 
monatsfrist mit Strafe, sofern nicht 
fahr, fr Mutter oder Kind” be- 
ht, eine Vergewaltigung vorliegt, 
‚oder die Gefahr einer „schwerwiegen. 
den sozialen Notlage” gegeben ist 


Zwei andere, von CDU-Abgeord 
neten vorgelegte Entwürfe enthalten 
noch nicht einmal die soziale Ind 
tion und haben bei den gegebenen 
Mehrheitsverhältnissen im Bundestag. 
keine Chance. 


8218 - EIN ALTES PROBLEM 


1871 Aufnahme des $ ins Strafe 


1871 Aufnahme des $ ins Strafge 
setzbuch 

1920 SPD bringt Änderungsantrag 
im Reichstag eln. 


1924 SPD-,Sozialhygieniker' Grotjahn 
tritt für die Beibehaltung der 
Bestrafung ein. 

1926 „Reform” des $ 218: Gefüng- 
Bis statt Zuchthaus, Herab- 
setzung der Mindesstrafe, 
Höchststrafe: nach wie vor $ 
Jahre. 

1943 Die Faschisten ergänzen den 
3 gerade zu dem Zeitpunkt 
wo ganze Armeen auf den 
Schlachtfeldern _ verbluten: 
„Hat der Täter dadurch die 
Lebenskraft des deutschen Vol- 
kes forıgesetzt beeinträchtigt, 
50 int auf Todesstrafe zu er- 
kennen.” 

Nach 

1945 Die Alliierten heben diesen Zu- 
satz wieder auf, Seither ist der 
$_in der Fassung von 1926 


gültig. 

1971 bildet sich im Zuge der Libera- 
lisierung des Strafrechts eine 
Bewegung gegen den & 218 
300 Frauen erstatten Selbst- 
anzeige, in vielen Städten bil- 
den sich Frauengruppen, die 
die Ersatzlose Streichung des $ 
fordern. 

1972 Die neugewählte SPD-FDP-Re- 
gierung legt das heiße Thema 
erstmal auf Eis, 


5218 IM INTERESSE DER 
BOURGEDISIE — 
EIN MITTEL ZUR AUF- 
RECHTERHALTUNG 
DER ABHÄNGIGKEIT 


Dieser $ 218, entstanden im Ka- 
pitalismus, dient dazu, die Macht 
der Bourgeoisie abzusichern. Wie alle 
anderen Gesetze nützt er den Inte- 
ressen der herrschenden Klasse, So 
wie die Bourgeoisie ein Heer von 
Arbeitskräften braucht, so ist sie auf 
eine Armee von Soldaten für ihre 
imperialistischen Pline angewiesen. 
Aber nicht nur zu diesem Zweck 
dient der $ 218, sondern auch zur 
Entrechtung der Frau und zur poli 
schen und ideologischen Unter- 
drückung der gesamten Arbeiterklas- 

Besonders deutlich 


wurde das in 


der NS-Zeit, Es wurden nicht nur 
Orden für Mutterschaft verlichen, 
‚ondern „die Frauen sollen ihrem 


Land und Volk. Kinder schenken, 
Kinder, die Geschlechterfolgen fort. 
setzen und die Unsterblichkeit der 

on verbürgen” (Goebbels). Diese 
Mutterschaftsideologie ging einher 
mit der Lehre von der Minderwer 
tigkeit der Frau in geistigen Dingen, 
sowie Rası 


‚Obwohl die Frauen heule vom 
Grundgesetz einerseits geiche Rechte 
wie die Männer garantiert bekommen, 
werden durch Gesetze andererseits 


den Frauen viele demokratische 
Rechte vorenthalten. Der $ 218 ist 
ein Beispiel, 


DIE AUSWIRKUNGEN DESS 218 
FÜR DIE FRAU 


1) 10 Millionen Frauen in der BRD 
sind berufstätig. Neben der Arbeit 
darf die Frau aber ihre Familien- 
Pflichten nicht vernachlässigen ($ 
1356 BGB). 

Da die Hausarbeit bewußt nicht 
vergesellschaftet wird und die Kinder- 
Srlchung wegen Tchlender Kinder- 
tagesstätten _ ebenfalls, individuelle 
Aufgabe der Familie, d.h, meistens 
der Hausfrau bleibt, hat die berufs- 
tätige Frau zwei Arbeitstage, einen 
bezahlten und einen unbezahlten. 
Dieser im Kapitalismus vorprogram: 
mierte Widerspruch zwischen Fami- 
lie und Beruf führt dazu, daß die 
Frauen nur mit einem Bein im Beruf 
stehen. Sie sind deshalb bevorzugtes 
Ausbeutungsobjekt (Leichtlohngrup- 

en). Bei einer gewerkschaftlichen 

rganisierung von nur 18% fällt es 
‚den Kapitalisten noch leichter, den 
Frauen ihren Arbeitsplatz nach. ei- 
ner Entbindung zu nehmen, 

?) Jedes Kind bedeutet Senkung des 
Lebensstandards. 58 % der verhei- 
rateten Frauen gaben als Motiv für 
die Abtreibung wirtschaftliche Not 
an, 10 & nannten konkret Abzah- 
lungsverpflichtungen. Interessant ist 
in diesem Zusammenhang das Er- 
gebnis einer Befragung in Hamburg- 
Neuwiedenthal: Nach dem Einzug 
wurden über 80 % der Bewohner 
mehr als 10 mal von Vertretern be- 
sucht, 20 % wurden zwischen 20 und 
50 mal heimgesucht, und 7% sogar 
mehr als SO malt Kein Wunder, daß 
15 % der befragten Hausfrauen etwas 
kauften, was ihnen hinterher Jeid 
a 

80 zwingt das kapitalistische Sy- 
stem der werktätigen Frau eine Dop- 
pelrolle auf, die sie kaputtmacht. Es 
ist verantwortlich für die psychische 
und materielle Notlage, aus der her- 
aus hunderttausende von Frauen lie- 
ber die derzeit kriminelle, riskante 
und unangenehme Abtreibung über 
sich ergehen lassen, als ein Kind zu 
bekommen. Gleichzeitig maßt sich 
der kapitalistische Staat an, wann 
und wie abgetrieben werden darf, 

3) Oft bedeutet ein ungewolltes Kind 
die Unterbrechnung der Ausbildung. 
4) Es ist auch eine Gefahr für die Ge- 
sundheit der Mutter, wenn ein Kind 
nach dem anderen kommt. 

5) Eine kinderreiche Familie hat 
noch größere Schwierigkeiten, eine 
Wohnung zu finden. 

6) Wenn ein Kind krank ist, stehen 


6) Wenn ein Kind krank ist, stehen 
der Mutter oder dem Vater 5 be- 
zahlte Urlaubstage zu. Da das nicht 
reicht, müssen die werktätig 


igen Frau- 
en im Krankheitsfall der Kinder 
selbst krank machen. Wegen des 


häufigen „Krankfeierns”, aber auch 
wegen Inanspruchnahme’ des (völlig. 
unzureichenden!) _ Mutterschutzes, 
haben schon viele Frauen ihren Ar- 
beitsplatz verloren, 


Im Kapitalismus wird für die Frau- 
en immer ein Widerspruch bestehen 
zwischen. ihrer Selbstverwirklichung 
und dem Anspruch des kapitalistisch- 
en Staates, durch Kinderkriegen die 
‚Arbeiterklasse zu reproduzieren. 

Immer wenn das Volk an diesem 
Paragrapben rüttelte, hat sich ein 
Heer von bezahlten bürgerlichen Wis- 
senschaftlern und Experten gefun- 
den, die „sachlich“ für den $ 218 ar- 
‚gumentieren und alle politischen und 
sozialen Aspekte als „Propaganda' 
abtun. Sie tun so, als ob diese Tat- 
sachen und Ursachen, die die Frauen 
zu ihrer Entscheidung zwingen, von 
den Gegnern des Paragraphen erfun- 
den werden, 


Die Gegner der Abschaffung des 
5218 


Die Presse wettert gegen „Mord“ 
und „Linksradikalismus"” — der star- 
‚ke Männ muß h 

In der bürgerlichen Presse wurde 
eine Diffamierungskampagne einge 
leitet. Die Argumentation st plump 
wer „ungeborenes Leben” vernichtet, 
wird auch vor dem Mord an Menschen 
nicht zurückschrecken. Auch der 
Schlag gegen links darf dabei nicht zu 
kurz kommen. So weiß die „Büd am 
Sonntag“ vom 24.3.74 über die Medi- 
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ziner zu berichten, die für die Fern- 
schsendung „Panorama“ eine Schwan- 


gerschaftsunferbrechung vornahmen 
"Die bisherigen Ermittlungen hellten 

‚bei einen bemerkenswerten politi- 
schen Hintergrund auf: mindestens 
die Hälfte der 14 Mediziner soll links- 
radikalen Organisationen angehören, 
auf deren Fahnen der Sturz unserer 
Gesellschaftsordnung steht. Dazu ge 
hört beispielsweise die „Rote Hilfe", 
die sich um die Unterstützung der 
BaaderMeinhof-Bande und anderer 
Untergrundcrganisationen _ verdient 
‚gemacht hat“ 

Der Ruf der Reaktionäre nach 
einem starken Mann wird in diesem 
Zusammenhang wieder laut, So wur- 
de z.B. Kardinal Döpfner von „Bild“ 
gefeiert, da er durch sein „Macht- 
wort zum Montag” dem Rundfunk- 
und Fernschrat innerhalb einer Stun- 
de auf Vordermann gegen die Sen- 
dung des Abtreibungsfilmes brachte. 


Die Kirchen als reaktionäre 
Moralprediger 

Die Kirchen, vor allem die katho- 
lische, versuchen durch ihre Kampag- 
ne gegen die Abschaffung des $ 218 
ihren schwindenden Einfluß auf rück- 
ständige Teile der Bevölkerung zu- 
rückzugewinnen. Die kirchliche Pro- 
paganda geht mit den primitivsten, 
aber wirkungsvollen Mitteln vor; Ap- 
pell an mütterliche Gefühle („wir 
schützen die, die sich nicht selbst 
schützen können“) und Abschrek- 
kung mit bluttriefendem und ekelerre- 
gendem Anschauungsmaterial. Auch 
in der Demagogie ist man nicht gerade 
zimperlich: „..größter Massenmord 
der Geschichte, schlimmer als Aus, 
schwitz, neues Euthanasieprogramm“ 
usw. 

Auf Massenkundgebungen mit 
Zehntausenden von Menschen demon- 
strierte die Kirche in diesem Jahr ihre 
vorhandene Macht und ihren An- 
spruch, in der Politik mitzureden. 
Bezeichnend dafür, wie „staatserh 
tend“ die SPD ist, ist, daß niemand 
in der SPD diesem Machtanspruch 
der Kirchen entgegentritt. Im Gegen- 
teil, der Einfluß der Kirchen ist er- 
wünscht, „. ... Um s0 mehr aber ap- 
pelliert die SPD an die Vermittler 
von Wertordnungen (1) unserer Ge- 
sellschaft, vor allem an die Kirchen, 
die Unantastbarkeit des Lebens noch 
deutlicher ins Zentrum ihres Wirkens 
zu stellen.” 

(SPD-Broschüre zum $ 218) 

Bei dieser Einstellung ist <s kein 
Wunder, daß nach wie vor auch in 
SPD-Ländern Religionsunterricht. an 
den Schulen besteht, Der Anteil der 
sozialen Aufgaben, die die Kirchen 
übertragen bekommen (Kindergärten, 
Jugendarbeit) ist eher im Zu- als im 
Abnehmen. 


Die CDU spricht demagogisch 
von kinderfreundlichen Maß- 
nahmen 


des $ 218: „Wenn die Frauen ent- 
scheiden könnten, steht uns schlim- 
mes bevor! Ärzte und Kliniken wer- 
den sich nicht retten können vor ab- 
treibungswütigen Frauen, die in Zu- 
kunft das ‚leidige Problem’ auf dem 
OP-Tisch lösen werden, wie das 
Haarewaschen beim Friseur.“ 


Bei einem Go-in der Aktion 218 
auf der Jahreshauptversammlung des 
Verbandes der niedergelassenen Ärz- 
te (Hartmann-Bund) wurden die Frau- 
en beschimpft: „Kümmert Euch doch 
selbst um Euren Unterleib und behel- 
ligt nicht die Ärzte damit!“ und 
„treibt doch mit dem Feuerhaken 
3b!" Die Stellung der Ärzte zum 
$ 218 sowie ihre: gesellschaftliche 
Stellung werden wir im nächsten AK 
abhandeln. 


Wie stark die Kräfte sind, die den 
Paragraphen in seiner Substanz erhal- 
ten wollen, zeigte die Reaktion auf 
die Selbstbezichtigung der Ärzte und 
den Panorama-Film. 


Gegen einige Ärzte wurden Straf- 
erfahren, eingeleitet, der 

m 1. Programm verbannt. 
die „Reformer“ sind sich mit den Re- 
aktionären einig: Die Einschüchte- 
ung der Frau (und die teure „illega- 
ie" Abtreibung als ärztliche Profit- 
quelle!) muß bleiben! 


SPD — Reformen, die diesen 
Namen gar nicht verdienen 


Die „Reform“ zur Änderung des 
$ 218 ist eine typische sozialdemo- 
kratische Reform. Eine Reform, die 
nichts kostet, die am grundsätzlichen 
nichts verändert, aber im Interesse 
des Kapitals die Abtreibung unter 
staatliche Kontrolle stellt. Unter deı 
SPD-Regierung wurde 1971 die 
beralisierung” des $ 218 unter dem 
Eindruck des Stimmungsumschwungs 
in der Bevölkerung — von Oktober 


bis Ende 1971 nahm die Zahl der | 


Gegner des Paragraphen von 54 auf 
über 70 % laut Meinungsumfrage 
zu = neu diskutiert. 

Da schon jede zweite Frau ent- 
sprechend dem Paragraphen „krimi- 
nell“ geworden ist, bedarf es einer 
Entkriminälisierung, bei gleichzeiti- 
ger Verstärkung der Kontrolle. Denn 
sonst würde ein „beachtlicher Teil 
der Bevölkerung der Paragraphen-Rut- 
ne die Gefolgschaft versagen“ und 
man damit „der Rechtsordnung einen 
schlechten Dienst erweisen.” (FAZ) 
Diese Pseudoreform wird also wesent- 
lich. betrieben, um die Fassade des 


bürgerlichen _„Rechtsstaates"  auf- 
recht zu erhalten. 

Der DGB — 

kleinmütige Interessenvertretung 


der werktätigen Frauen 


Mit. einer Minimobilisierung kurz 
vor Toresschluß setzt sich der DGB für 
Das sah in 
Hamburg so aus: Es blieb der 
ve einiger DGB-Frauen übrig, sich für 
die Fristenlösung einzusetzen. 

Einige DGB-Frauen z.B. eine Grup- 


__Von Liberalisierung kann in den 


‚der ÖTV- 


Von Liberalisierung kann in den 
CDU-Entwürfen überhaupt keine Re- 
de sein. 

AlsPartei der militärischen Expan- 
sion verfolgt sie - wenn auch noch 
micht ganz offen — eine imperialis- 
sche, Bevölkerungspolitik und tritt 
damit das Erbe der NSDAP an. Das 
Lamentieren über den Geburtenrück- 
gang und die Warnung vor „Über- 
Tremdung“ und die damit verbündene 
Ausländerhetze deuten eine verstärk- 

Ikische" Politik an. 

ie Ideologie „für eine gesunde 
Familie“ kommt vor allem von der 
CDU. Die Familie ist nach wie vor 
„die Keimzelle des Staates“. Was ge- 
Wünscht wird, ist natürlich nicht die 
gesunde, sondern die Kleinfamilie, so 
wie sie Ist; Einübung von Gehorsam, 
Nervenkrieg  gepeneinander, statt 
Kampf gegen den wirklichen Feind. 

Besonders ckelig ist die Demago- 
gie der CDU: „Kinderfreundliche 
Maßnahmen (die zig Milliarden ko- 
sten würden) sollen Abtreibungen 
überflüssig machen.” 

Waresdoch die CDU, die das soge- 
nannte „Babyjahr“ (anzurechnende 
Ausfallzeit_ bei der Rentenversiche- 
nung) zu Fall gebracht hat. Dieses 
"Babyjahr“ hat übrigens nicht das 
geringste mit der ursprünglichen For- 
derung der Frauengruppen nach be- 
zahlter Freistellung von der Arbeit 
im 1. Lebensjahr des Kindes zu tun. 


Die Ärzte: 
Herrsche und erniedrige! 


Die ärztlichen Standesorganisatio- 
nen haben sich ebenfalls gegen die 
Fristenlösung ausgesprochen. Daß 
„die Sorge um das ungeborene Le- 
Ben“ nur ein scheinheiliger Vorwand 


ist, sicht man daran, daß es mit ihrer 
Sorge um das einmal geborene Leben 
‚oftmals nicht weit her ist, 

Ein Sprecher des deutschen Gynä- 
kologenverbandes sagte zum Problem 


BRD-Staat organisiert "schleichende Euthanasie” 


Obwohl im, Gesetz jedem „Jungen 
Deutschen das Recht auf eine seiner 
Begabung entsprechende Erziehung 
und Ausbildung” zugesichert wird, 
verkümmern in der BRD. tausende 
junger Menschen geistig. Es handelt 
sich hier um die sogenannten „Be: 
hinderten”, für die der „Sozialstaat" 
BRD nicht mehr als ein paar Trop- 
fen auf dem heißen Stein übrig hat, 

So berichtete der „Stern” Nr. 6] 
74 über den Fall „Thomas Busch aus. 
Baden-Württembeig”: 

Thomas ist Spastiker. Eine Ge- 
hirablutung während oder kurz nach 
der Geburt hat nach Meinung von 
Ärzien dazu geführt, daß seine Arme 
und Beine krampfartig gelähmt sind. 
Der Zehnjährige kann nur mühsam 
schreiben und gehen. Geistig aber ist 
der auf der Höhe. Doch zur Schule 
ist Thomas noch nie gegangen. 

„Ich tät auch gern zur Schule 
‚schen, doch da nimmt man mich 
nicht", sagt Thomas. Aber Sonder- 
schulen für behinderte Kinder gibt es 
viel zu wenig. Von den ca. 642.000 be- 
hinderten Kindern im schulpflichtigen 
Alter in der BRD finden lediglich 
<a. 256.000 einen Schulplatz! Der in 
München ansässige „Bundesverband 
für spastisch Gelähmte und andere 
‚Körperbehinderte eV” schätzt, daß 
es in der BRD ca. 50.000 Spastiker 
im schulpflichtigen Alter gibt. Aber 
nur ein Fünftel, ca. 10.000, finden 
einen Platz an einer Sonderschule. 

Laut, Spiegel” 31/71 gibt cs 
ganze 2.018 Sonderschulen für Be- 
hinderte. Mindestens 6.040 werden 
aber dringend gebraucht! Wer vor 

 Schultür bleibt, hat unter Um- 
ständen noch das „Glück”, Hausun- 
terricht zu bekommen, In Schleswis- 
Holstein beispielsweise bis zu 6 Stun- 
den in der Woche (etwa 1/5 des nor- 
malen Stundenplans an einer Schule). 

In Bayern wird körperbehinderten 
Kindern vom Staat nicht einmal 
Hausunterricht gegeben. 

‚Wenn das Kind nicht noch zusäth- 
lich geistig verkümmern soll, müssen 
die Eltern aus eigener Tasche Privat- 
Ichrer bezahlen. Aber welche Eltern 
können sich schon Lehrer leisten? 
Hinzu kommt, daß cs für behjnderte 
Kinder kaum Ausbildungsstätten 
gibt. Die spärlichen prozentualen 
Steuererleichterungen, die Eltern be- 
hinderter Kinder gewährt werden, 
die großen zeitlichen Opfer, die auf- 
‚gebracht werden müssen, wenn kein 
Geld für einen Lehrer da ist, die 
Röychische Zerstörung, der isolierten 

der, führen häufig gerade bei 
Arbeitereltern zum Zwang, ihr Kind 
in eine Behindertenanstalt zu geben. 

Und hier wird der begonnene Weg 
konsequent fortgesetzt 

Die Isolierung der Behinderten 
hinter Mauern wird vollkommen. 
Hier leben” sie abseits der Gemein: 
schafi der Menschen — wie Ausgestos- 
sene. 

Die spärliche Ausbildung wird zu- 
gunsten der „Beschäftigungstherapie” 


Einige DGB-Frauen z.B. eine Grug 

‚pe von Postierinnen und der ÖTV- 
Arbeitskreis Gesundheitswesen, die 
sich für die ersatzlose Streichung des 
& 218 einsetzten, hatten nichts zu be- 
stellen. Eine „offizielle“ gewerk- 
schaftliche Mobilisierung mit ihren 
Forderungen wurde ihnen untersagt. 
Diese Gewerkschaftskolleginnen so- 
wie auch Frauen, die sich für die er- 
satzlose Streichung dieses Paragra- 
phen einsetzten, wurden den „ge- 
werkschaftstremden Gruppen“ zuge- 
‚ordnet, von denen sich die DGB- 
Führung nicht nur in der Presse, son- 
dern auch im Radio distanzierte. 


FORDERUNGEN: 


Eruatzlose Streichung des $ 218! 

Umfassende medizinische Aufklärung 

für alle! 

Verhätungsmittel und Abtreibung auf 

‚Krankenschein! 

Entwicklung von einfachen, unschäd- 

lichen Verhätungsmittein! 

Gegen die imperialistische Bevölke- 

rungspoliik! 

Für völlige Gleichstellung von Mann 

und Frau am Arbeitsplatz und in der 

Familie! 

Gegen die Doppelbelastung der Frau 

durch Haushalt und Beruf: 
Unbegrenzter bezahlter Urlaub für 
Vater und Mutter bei Krankheit 
der Kinder; 
Kindergärten, -krippen und Kin- 
dertsgesstätien müssen gut, ko- 
stenlos und für alle Kinder aus 
werktätigen Familien da sein; 
Bezahlte Freistellung von der Ar- 
beit für die Mutter drei Monate vor 
und für einen Elternteil 18 Mone- 
te nach der Geburt eines Kinder 

Nicht die Pfaffen, nicht die Ärzte, 

nicht der Staat, die Frauen müssen 

selber entscheiden! Eh 


. 
Genossen der Bezirkszellen St. Georg 
und Harburg 


INHALT 


Betrieb und Gewerkschaft 
Schlichtung im Öffentlichen Dienst 
Aut dem Weg zur „Charta del 
Lavoro‘ r 
Auf dem Weg in Teufels Küche 
Hat die Kölner IGM-Orısverwäl 
tung. eine halbe Million Mark aus. 
den Miigliedsbeiträgen. verun 
treu ? 7 
jent für unsern 


isch vor dem „Wirtschaftsver 

‚ein Harburg: Wilhelmsburg’ “ 
usw» 

dann 


D 
a 
a 
sperte für Betriebsrat s 
Böttcher und Gessner, Hamburg 
Belegschaft wurde geleimt “ 
Birgerliche Parteien 
CDU auf dem Vormarsch — SPD 
schlägt nach links \ 


Die Holzhackerbuben irder bay- & 
Tischen SPD 


Kapitalistische Presepolitik 
Zusammenrücken der bürgerlichen 
Liberale Medien auf 


Sich Springer die Ge- 

N gehrien ER 
ampaene für Kriegweibrec 
ne 


tik im 
Die Fristenlösung des $ 218 st 


eingestellt. Und wenn man sich an- 
sicht, was unter dem Namen „Be- 
schäftigungs- oder Arbeitstherapie” 
firmiert, kann einem speiübel werden. 

Da lassen Kapitalisten in Fließ- 
bandarbeit Behinderte für ein paar 
Pfennige schuften. So knüpfen in 
Königslutter Kranke für das Helm 
stedter Unternehmen Solida zu ei 
‚nem Monatslohn von DM 35,- Haar- 
schleier; 

in Warnstein montieren sie für die 
Medescher Firma Nölle für DM 5,- 
bis DM 60,- im Monat Gardinen- 
leiter; 

in Frankfurt falten sie für die Le- 
bensmittelhersteller Lacroix und 
Nestle für DM 15,- bis DM 20,- in 
der Woche Prospekte. 

Im westfälischen Landeskranken- 
haus Gütersloh, wo die örtliche Miele 
arbeiten läßt, schwanken die Monats- 
löhne zwischen DM 2,- und DM 20,- 
(„Spiegel” 31/71). 

Selbst an den wehrlosen Behin- 
derten profitieren die Kapitalisten 
‚noch. Und diesen bleibt gar keine 
Wahl, sie haben in unserer Gesell- 
schaft nicht einmal die Möglichkeit, 
sich ihren Kapitalisten auszusuchen. 
Ihr Status entspricht dem eines 
Sklaven — mit dem Unterschied, daß 
der Sklavenhalter vergangener Zeiten 
für „seine” Sklaven zu sorgen hatte. 
Heute „sorgt” sich im höchstfall die 


Fürsorge mit Almosen um die Be- 
hinderten, die zuvor den Arbeitern 


Der Presseausschuß des Ringer 
Bündischer Jugend gibt die Zeit- 
schrift KÄMPFENDE JUGEND 
(vormals RBJ-KOMMUNIKATION) 
wus. Die Zeitschrift soll ein kol- 
lektiver Organisator für die demo- 
kratische und antifaschistische Ju- 
gendbewegung sein. Sie soll dazu 
beitragen, die Zersplitterung der 
Jugendbewegung aufzuheben, sie 
soll durch konkrete Analysen, durch 
aktuelle Berichte und durch die Ver- 
mittlung von Zusammenhängen hel- 
fen, daß die demokratische Jugend- 
arbeit im Bündnis mit der Arbeiter- 
bewegung politisch wirksam wird. 
Die Zeitschrift bringt Beiträge zum 
Schulkampf, zur außerschulischen 
Jugendarbeit, zum Antifaschismus 
und zur Internationalen Solidarität 
der werktätigen und lernenden Ju- 
gend. Sie nimmt Stellung auf Seiten 
ier demokratischen Interessen der 
Bevölkerung und der unterdrückten 


‚lem tritt sie der schritt- 
weisen Faschisierung von Staat und 
Gesellschaft in der BRD entgegen 

und versucht, der fortschrittlichen 
‚Jugendbewegung eine Handhabe ge- 


Kämpfende Jugend 


ANTIFASCHISTISCHE JUGENDZEITUNG 
‚FÜR DEN AUFBAU DES BUNDES DEMOKRATISCHER JUGEND 


in Form von Steuern aus der Tasche 
gezogen werden. 

‚Auch im Sozialismus wird es Be- 
hinderte geben, wenn auch entschei- 
dend weniger. Denn weder „Conter- 
gan”-Schlaftabletten würden unge- 
prüft auf den Markt kommen noch 
„Medizinische-Experimente” mit ein- 
kalkulierter Todesfolge und körper- 
lichen Schäden durchgeführt, Zudem 
"könnten rechtzeitige und regelmäßige 
Untersuchungen des Embryos und 
später der Kinder It. „Spiegel” Nr. 
13/71 „mehr als ein"Drittel aller 
Schäden voll gutmachen”. 

Doch der entscheidende Unter- 
schied wird im_ Sozialismus. darin 
liegen, daß die Gesellschaft die Be- 
hinderten nicht „einkerkert”, son- 
dern in der Gemeinschaft beläßt. 
Sich um sie besonders kümmert und 
ihnen jegliche geistige wie körper- 
liche Betätigung ermöglicht, So wie 
die Produktion eine gesellschaftliche 
Aufgabe ist, so ist auch die Sorge 
um die Erkrankten und Behinderten 
gesellschaftliche Aufgabe! 

In einem Brief an Politiker be- 
schwerte sich Thomas’ Vater über 
die staatlich verordneten. Beschrän- 
kungen, Er schrieb: „Mir kommt die 
Behandlung der Behinderten in der 


BRD einer „schleichenden Euthana- 
. 


sie gleich‘ 
Chemie-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 
‚Anzeige 


ei 


Die beiden neuesten Hefte enthalten 
u.a. Artikel zu folgenden Themen: 


Jugendzentren: Wohin geht die Rei- 
36? 8 Teile ab 1/74) - Griechen- 
Hand-Solldarität - Ist der Kampf um 
das Imperative Mandat ein Kampf 
im hohle Eier? - Die fortschriili- 
chen Eitern müssen für den Schul- 
kampf gewonnen werden! - Zur 
Schul- und Jugendpollik der SPD - 
Trimm Dich fürs Kapital - Deutsche 
Schlager: Lügen mit Munik - Raus- 
schminse fortschrüttlicher Jugend- 
Vertreter - Faschistische Stoßtrupps] 
Üben die Offensive - "Historische 
Gerechtigkeit" für die Nazis? - Ent- 


hüllungen über die Junge Union - 
"European Labour Committees"; 
Prorokateure - Wie die "Rote Gar- 
de" den BDJ bekämpft. 


u bezienen über die 


2 Nanburg 20, Schrammmueg 15 
Tele 040r47 30 26 
für mindestens DM 5,00 für nechs, 
(zuzöglich Porto), einzusah- 


gen diese Entwicklung zu vermitteln 


keine Reform, die diesen Namen 
verdient 

BRD-Staat organisiert „schleichen: 
‚de Euthanasie” 


Imernationales 

England: Mit Labour 
Neues 

Shrewsbury .. oder: Die Bi 

talität der englischen Klawen. 

Justiz 
Drei jugendliche Schwarze ver 
DRei Jahre ohne Be 


= 
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währung 
Provokateur ihrer Majest 
Irland: Es lebe der Befreiungskampf 
‚des Irichen Volkes(1.Teh) 1 
Frankreich: Auch mit Mitterand 
bliebe die Welt und die Börse 
für die Bourgeoisie in Ordnung. 
alien: Neue gerichtliche Represa, 
ie gegen „Lotta Continua” 15 
Parteien genehmigen sich. 180 
Mio. Mark jährlich “ 


führe 
Luxemburg: Aufruf des Politbäros 
des Kommunistischen Bundes, 
Luzemburg an ale demo, 
atischen, _antlimperialisi- 
schen und kommunistischen 
Organisationen der BRD 
Sponien. VerschärfieKlawenkampfe 
m Spanien: der Kampfwille 
der spanischen Arbeiterklasse 
Ist ungebrochen 
Frühjahrsoffensve der Ar 
beiter und Angesteilten brach, 
16 30% Lohnerhöhung ' 
Chite: Ein sozialisuisches Chile kann 
nur aus der Diktatur des Pro- 
letariats entsichen - Inter- 
view mit Genosen der Sozia 
istischen Partei Chile " 
Nahost: Die Aktion won Kl 
Schmoneh: Zwischen dem pa- 


s 
Japan 


nn 


listinensischen Volk und dem 


zionistischen Staat Israel 
herrscht Kuieg = 

Westdeutsche Linke 

Kommunisten und „Deutsche Wie 


dervereinigung” 
Oldenburg: DKP denunziert linke 


Lehrer a 


Universitäten 
Machtkampf im „Verbund Deut- 
scher Studentenschaften” } 


Kapitalistische Bildungspolitik. 


a 


Bemerkungen zur geplanten „Re 
form” der beruflichen Bildung 


Jugendpolitik im Kapitallımus 
0 fabriziert man Untertanen 
Ein Leserbrief 


Westdeutsche Klanenjustiz. 
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Seit November 1973 in Haft: Pro- 
wokation gegen zwei tüskische 
Antifaschisien D 

Oßwald/Schulte-Prozeb: Urteil ge- 
gen Prenefreihe 


Polizeiterror in der BRD 

Köln: Polizeiterror conira Selbst- 
hilfe 

Bullen knöppeln Spitzel frei 

Hamburg: Öffentliche Hinrichtung 
vollstreckt 

Ein Leserbrief 


Faschisten in der BRD 
Westberlin: Faschistischer Mordan- 
schlag auf Jusos, D 


